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Gabriels Nebelkerze 

Olaf Harms zur gemeinsamen Stellung¬ 
nahme von DGB und Wirtschaftsministe¬ 
rium zu TTIP. 
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„Krieg gegen Ebola“ 

Die Epidemie macht nach militärischer 
Logik ein Manöver überflüssig. Die inter¬ 
nationale Hilfe kommt für viele zu spät. 
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Thema der Woche 


Mal schnell 
die Welt retten? 

Am vergangenen Wochenende gab es welt¬ 
weit in mehr als 150 Ländern über 2 600 Ver¬ 
anstaltungen von Melbourne und Delhi über 
Berlin bis New York, bei denen Menschen vor 
dem UN-Klimagipfel, der am 23. September 
in New York begann, gegen die Klimapoli¬ 
tik der Herrschenden protestierten. In Ber¬ 
lin lautete die Losung „Mal schnell die Welt 
retten“ .Auf Transparenten sah man hier und 
anderswo auch antikapitalistische Losungen. 
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Vor neuer Kürzungswelle 


B undeshaushalt 2015: Finanz¬ 
minister Schäuble vermeidet 
neue Schulden und alle freuen 
sich. Die Schuldenbremse nennt er: 
Schwarze Null. Die Lasten werden auf 
die Kommunen überwälzt. 

Hintergrund ist der Koalitionsver¬ 
trag: „Die von der letzten Großen Ko¬ 
alition verabschiedete Schuldenregel 
im Grundgesetz ist strikt einzuhalten. 
(...) Die gesamtstaatlichen Verpflich¬ 
tungen aus dem Europäischen Fis¬ 
kalpakt sind einzuhalten. Die Stabi- 
litätskriterien für Defizit- und Schul¬ 
denquote nach dem verschärften 
europäischen Stabilitäts- und Wachs¬ 
tumspakt sind einzuhalten. Der Sta¬ 
bilitäts- und Wachstumspakt verlangt 
eine konsequente Rückführung der 
gesamtstaatlichen Schuldenstands¬ 
quote auf unter 60 Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts (BIP). Wir wollen 
die Quote innerhalb von zehn Jah¬ 
ren von 81 Prozent (Ende 2012) auf 
weniger als 60 Prozent zurückführen. 
Bis Ende 2017 streben wir eine Absen¬ 
kung der Quote auf unter 70 Prozent 
des BIP an.“ 

Zu diesem Zweck will Schäuble 
den Rotstift zentralisieren. „Auch die 
Länder müssen ihre gesamtstaatliche 
Verantwortung wahrnehmen. (...) 
Deswegen wollen wir den Stabilitäts¬ 
rat, der die Finanzsituation von Bund 
und Ländern überwacht, mit zusätzli¬ 
chen Kompetenzen ausstatten, damit 
er in Zukunft Haushalte zurückweisen 
kann.“ (Rede im Bundestag, 9. Sep¬ 
tember) 

Durch die Schuldenbremse ent¬ 
stehe, so der Deutsche Städtetag vor 
zwei Jahren, „ein Anreiz für Länder, 
ihre Defizite auf die kommunale Ebe¬ 
ne zu verlagern und damit den Konso¬ 
lidierungszwang auf die Kommunen 
abzuwälzen“. 

Kürzlich rückte das Statistische 
Bundesamt mit einer neuen Darstel¬ 
lung der Finanzlage der Kommunen 
heraus („Integrierte Schulden der 
Gemeinde und Gemeindeverbände“, 
Wiesbaden, 14. August 2014). Durch 
die Verlagerung von öffentlichen Auf¬ 
gaben auf „Einheiten außerhalb der 
Kernhaushalte“ sei die Aussagekraft 


und Belastbarkeit der finanzstatisti¬ 
schen Daten beeinträchtigt. Die Dar¬ 
stellung der „integrierten Schulden“ 
berücksichtige nunmehr die Schulden 
der ausgelagerten Betriebe, der „sons¬ 


tigen Fonds, Einrichtungen und Un¬ 
ternehmen“ (FEU). Köln weise mit ei¬ 
ner Gesamtverschuldung von rund 6,7 
Milliarden Euro das größte Volumen 
auf (pro Kopf 6 619 Euro) - bisher wa¬ 
ren nur 2,7 Mio Euro Schulden regist¬ 
riert. Es folgen die Ruhrgebietsstädte 
Essen (4,4 Milliarden Euro) und Duis¬ 
burg (4,0 Milliarden Euro). 

Nach einer aktuellen Umfrage von 
Ernst & Young kommt angesichts der 
desolaten Finanzlage vieler Städte 
und Gemeinden eine weitere Welle 
von Leistungskürzungen und Steuer¬ 
erhöhungen auf die Bürger zu: Drei 
Viertel der Kommunen wollen in den 
kommenden zwei Jahren Steuern und 
Gebühren erhöhen. Und 34 Prozent 
planen, Leistungen zu reduzieren oder 


ganz einzustellen, etwa im Bereich 
Straßenbeleuchtung oder bei der Kin¬ 
der- und Seniorenbetreuung. 

Kurz: Mit der Bankenrettung 
durch den Fiskalpakt werden im Ge¬ 


genzug kommunale Kürzungspro¬ 
gramme aufgelegt und Armut organi¬ 
siert. Für die einen. 

Aber Schäuble will auch, dass 
der Reichtum wächst. Für die ande¬ 
ren. Im Angesicht der gegenwärti¬ 
gen Anlageprobleme verspricht der 
Finanzminister die Vermehrung oh¬ 
nehin großer Vermögen: „Natürlich 
arbeiten wir auch daran, den Bereich 
Infrastruktur stärker für Investitio¬ 
nen der Versicherungswirtschaft, der 
Pensionskassen und der anderen gro¬ 
ßen Kapitalsammelstellen zu öffnen. 
Dazu überprüfen wir, inwieweit Re¬ 
gulierung Investitionsmöglichkeiten 
unnötig versperrt.“ 

Es sei eine „einfache Wahrheit, 
dass Investitionsprojekte für Kapi¬ 


talanleger Renditeerwartungen ent¬ 
halten müssen. Sonst werden sich 
Kapitalanleger nicht engagieren. 
Deswegen müssen wir auch über 
neue Formen der Aufgabenteilung 


zwischen Staat und Privaten nach- 
denken.“ 

Schäuble bedauert, dass es in der 
Vergangenheit „eine Verschiebung 
von Ausgaben zulasten von Investi¬ 
tionen und zugunsten von eher ge¬ 
genwartsorientierten Sozialausga¬ 
ben gegeben“ habe. Folglich plant er 
die Erhöhung des Renteneintrittsal¬ 
ters und die Flexirente. Er verspricht 
billige Energie für die Industrie, Ab¬ 
bau von Handelsbarrieren durch 
das Transatlantische Freihandelsab¬ 
kommen, steuerliche Förderung von 
Wagniskapital. Aber: Null Gedanke 
an die vormaligen Sätze der Körper¬ 
schaftssteuer, null Vermögensteuer, 
null Finanztransaktionssteuer. 

Klaus Stein 


++letzte meldung+++letzte 

Friedensnobelpreis 

Berlin/Oslo: Die Bundesregierung 
Deutschland wird dieses Jahr den Frie¬ 
densnobelpreis erhalten. Als Begrün¬ 
dung wird vom Nobelpreiskomitee mit¬ 
geteilt, dass es ihr in beeindruckender 
Weise erstmals gelungen ist, deutsche 
Waffen verkleidet als Friedensengel zu 
exportieren. Unklar ist aus Urheber¬ 
rechtsgründen noch, ob künftige Waf¬ 
fenexporte aus Deutschland auch als 
„Brot für die Welt“ deklariert werden 
können. 

chen+++aktenzeichen+++akten 

Bundestagsbeschluss zu 
Waffen exporten 

In großer Verantwortung für sein Volk 
(der Waffenproduzenten) beschließt der 
Bundestag in dieser Legislaturperiode 
heute die 14. Ausnahme zu Waffenex¬ 
porten. 

Dabei stellt der Bundestag in seiner 
Verantwortung für den Frieden (mit 
der Rüstungsindustrie) fest, dass Waf¬ 
fenexporte schon immer die Ausnahme 
von der Regel waren. - Um Missver¬ 
ständnisse für die Zukunft zu vermei¬ 
den, wird daher verbindlich festgelegt, 
dass bei allen Waffenexporten künftig 
die Regel zur Ausnahme wird. 

Werner Lutz 
(Deutscher Einheit (z)-Textdienst) 

Demonstration 
in Kalkar 

am 3.10.2014 
gegen die NATO- 
Kommandozentrale der 
Luftwaffe 

11.30-13.00 Uhr: Auftaktkundge¬ 
bung, Marktplatz Kalkar 
13.00-14.00 Uhr: Demonstration 
zur von Seydlitz-Kaserne 
14.00-15.30 Uhr: Abschlusskund¬ 
gebung 

vor der Kaserne 

Weitere Infos: www.ostermarsch- 
ruhr.de 

Hinweis 

Dieser Nummer der UZ liegt das aktuelle 
UZ-Extra bei. 



Künftig werden viele Kommunen noch weniger Geld für Infrastruktur,für Soziales, Kultur, Bildung und Sport haben. 
(Stadtbad in Leipzig) 


Flagranter Bruch des Völkerrechts 

Protest gegen US-Luftkrieg in Syrien 


Anlässlich der Luftangriffe der USA 
und arabischer Verbündeter auf Syri¬ 
en, erklärten die Sprecher des Bundes¬ 
ausschusses Friedensratschlag in einer 
ersten Stellungnahme: 

Die massiven US-amerikanischen 
Luftschläge mit diversen Tarnkappen¬ 
bombern, Kampfdrohnen und bisher 
47 Marschflugkörpern auf Orte in den 
nördlichen und östlichen syrischen 
Provinzen stellen einen flagranten 
Bruch des Völkerrechts dar. Denn we¬ 
der sind die USA noch eine der mit ih¬ 
nen verbündeten Staaten Saudi-Ara¬ 
bien, Katar, Jordanien, Bahrain oder 
die Emirate angegriffen worden (was 
einen Akt der Selbstverteidigung be¬ 
gründen würde), noch liegt eine dies¬ 
bezügliche Resolution des UN-Sicher- 
heitsrats oder eine Erlaubnis der sy¬ 
rischen Regierung in Damaskus vor. 
Die US-Regierung zerstört bewusst 
die nach dem Zweiten Weltkrieg ent¬ 


standene internationale Ordnung, wie 
sie durch die UN-Charta festgelegt ist. 
Dies zum wiederholten Mal - nach Ju¬ 
goslawien 1999, dem Irak 2003 und Li¬ 
byen 2011. Augenscheinlich soll hier 
ein weiterer Präzedenzfall geschaffen 
werden, wonach Kriege aus angeblich 
humanitären Gründen erlaubt seien - 
ohne ein Mandat des dafür zuständi¬ 
gen Weltgremiums zuvor einzuholen. 
Der US-Angriff erfolgt einen Tag be¬ 
vor sich der UN-Sicherheitsrat mit der 
Situation befassen wollte - deutlicher 
kann nicht zum Ausdruck gebracht 
werden, wie wenig die US-Adminis¬ 
tration von der UNO und dem Völ¬ 
kerrecht halten. 

Uns beängstigt dieses Vorgehen - 
genauso wie uns der brutale Feldzug 
der ISIS-Terroristen beängstigt. Der 
US-Angriff erinnert an den Krieg ge¬ 
gen die Taliban in Afghanistan seit 
2001, dessen Folgen in Afghanistan 


(180.000 bis 250.000 Tote) und in Pa¬ 
kistan (80.000 Tote) nur als katastro¬ 
phal bezeichnet werden können, an 
die „Shock and Awe“-Angriffe auf 
den Irak 2003 (mit Hunderttausenden 
Toten), die Ursache sind für die deso¬ 
late Lage heute, und die massive Bom¬ 
bardierung Libyens, deren Nachwir¬ 
kungen den Staat destabilisiert haben. 

Deutlich scheint uns die Strategie 
des US-amerikanischen Vorgehens. 
Gleichzeitig mit ihren massiven Luft¬ 
angriffen verstärken die USA die Auf¬ 
rüstung prowestlicher Anti-Assad- 
Kräfte. Damit wird der Weg in einen 
verstärkten syrischen Bürgerkrieg be¬ 
schritten. Sind die fanatisierten sunni¬ 
tischen Milizen („Islamischer Staat“, 
Al-Nusra-Front, Korashan usw.) ei¬ 
nes Tages geschwächt, sollen offenbar 
die Bodentruppen der prowestlichen 
Anti-Assad-Kräfte das gewonnene 
Territorium sichern und entweder Sy¬ 


rien teilen oder auch noch Damaskus 
angreifen. 

Entziehen sich die fanatisierten 
Sunniten diesem Krieg und weichen 
in den Irak oder/und in den Libanon 
aus, droht sich das Kriegsgeschehen 
dorthin verstärkt zu verlagern. 

Weil der Iran, Syrien und we¬ 
sentliche Teile der Kurden durch das 
Vorgehen der USA und sunnitischer 
Monarchien von der Problemlösung 
ausgeschlossen wurden, wird dies die 
Spaltung der islamischen Welt ver¬ 
tiefen. 

Unter dem Strich wiegen die ne¬ 
gativen Auswirkungen dieses US- 
geführten Krieges zur Abwehr einer 
humanitären Katastrophe schwer. Sie 
werden das Katastrophengebiet aus¬ 
weiten. 

Wir fordern die Bundesregierung 
auf, den US-Angriff auf Syrien als 
völkerrechtwidrig zu verurteilen und 


jegliche Unterstützung mit Waffen 
und Logistik einzustellen. Die be¬ 
drohten Kurden in den nordsyrischen 
Gebieten benötigen humanitäre Hil¬ 
fe, insbesondere muss den Flüchtlin¬ 
gen geholfen werden. Die Bundesre¬ 
gierung muss alles unternehmen, um 
den illegalen Waffen- und Geldfluss 
aus Saudi-Arabien, Katar und Türkei 
an die ISIS-Dschihadisten zu unter¬ 
binden. Ein erster Schritt dazu wäre 
der Stopp aller Waffenexporte an die¬ 
se Länder. Die deutsche Delegation 
bei den Vereinten Nationen sollte 
sich darüber hinaus für die Entsen¬ 
dung einer von den Kurden geforder¬ 
te internationale Fact-Finding-Missi- 
on in den betroffenen Gebieten ein- 
setzen. 

Für den Bundesausschuss 
Friedensratsch lag: 

Lühr Henken, Berlin 
Peter Strutynski , Kassel 



















Freitag, 26. September 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkommentar von Werner Altmann* 


Hartz-IV-Regelbedarf 
„noch verfassungsgemäß“ 


So urteilte das Bundesverfassungsge¬ 
richt (BVG) am 9. September 2014. 
Wie ist das Urteil zu bewerten? 

1. Wieder weist das BVG zu Recht 
der Politik und dem Gesetzgeber die 
entscheidende Rolle bei der Ausge¬ 
staltung der Grundsicherung für Er¬ 
werbslose und Geringverdiener zu. 
Das Gericht sieht insbesondere den 
Gesetzgeber in der Pflicht, zeit- und 


realitätsnah auf Veränderungen zu re¬ 
agieren. Mehr dazu unter 3. 

2. Die Höhe der Regelbedarfe wie 
auch ihre Berechnung anhand des 
gewählten Statistikmodells hält das 
BVG noch für verfassungsgemäß. 

Leider hat sich das BVG nicht die 
Mühe gemacht, die Statistikdaten an¬ 
hand der realen Bedarfe zu überprü¬ 
fen. Wahrscheinlich ist das Gehalt der 
Verfassungsrichter (ca. 139 000 Euro 
/ Jahr) zu hoch, um sich in die Niede¬ 
rungen der Armutshaushalte zu bege¬ 
ben. Mit Statistiken lässt sich Verfas¬ 
sungskonformität immer belegen, nur 
mit realem Leben und realen Men¬ 
schen hat das nichts zu tun. 

3. Trotz der grundsätzlichen Kritik 
hat das Urteil auch positive Aspek¬ 
te: So fordert das BVG vom Gesetz¬ 
geber, bei deutlichen Preissteigerun¬ 
gen wie z.B. bei der Haushaltsenergie, 
schneller die Regelbedarfe anzupas¬ 
sen und nicht auf die nächste Ein¬ 
kommens- und Verbrauchsstichpro¬ 
be zu warten. 


Bei den langlebigen Haushalts¬ 
geräten sieht das BVG aufgrund des 
Statistikmodells die Gefahr der Un¬ 
terdeckung und empfiehlt, die Ein- 
malbedarfe analog zum alten Bun- 
dessozialhilfegesetz zu gewähren oder 
eine Besserregelung zu schaffen. 

Die Ausgestaltung des Bildungs¬ 
und Teilhabepakets befindet sich, so 
die Richter, im Entscheidungsrahmen 
des Gesetzgebers, sie fordern jedoch 
die Übernahme der Fahrtkosten auch 
im Teilhabebereich als Pflichtleistung. 

Wie ist mit diesem Urteil umzu¬ 
gehen? 

Vorrangig geht es darum, den po¬ 
litischen Druck weiter aufzubauen, 
um die Regelbedarfe deutlich nach 
oben zu korrigieren. Hier sind vor al¬ 
lem die Gewerkschaften gefragt, ih¬ 
rem Anspruch, Interessensvertreter 
auch der Erwerbslosen zu sein, end¬ 
lich gerecht zu werden. Um den not¬ 
wendigen Druck aufzubauen, müs¬ 
sen die Gewerkschaften erst mal bei 
ihren Mitgliedern für mehr als nur 
Akzeptanz für die berechtigten An¬ 
sprüche der ALG II-Bezieher sor¬ 
gen. Doch damit tun sich die DGB- 
Gewerkschaften bekanntlich schwer. 
Dass es von ihnen bis jetzt noch keine 
Stellungnahme zum Urteil des Verfas¬ 
sungsgerichtes gibt, ist ein Indiz dafür. 

Der Druck sollte nicht nur die Kor¬ 
rektur der Regelbedarfe mit sich brin¬ 
gen, sondern auch eine Änderung der 
Berechnung. Bekanntlich bildet die 
Einkommens- und Verbrauchsstichpro¬ 
be nur das Kaufverhalten der jeweili¬ 
gen Einkommensschicht ab. Eine Aus¬ 
sage über den konkreten Bedarf ist nur 
bedingt möglich, da die unteren Ein¬ 
kommensschichten eben nicht gemäß 
ihrem objektiven Bedarf einkaufen, 
sondern gezwungenermaßen Abstri¬ 
che machen, die dann über die Statis¬ 
tik Eingang in die Berechnung der Re¬ 
gelbedarfe findet. Hier wäre das früher 
benutzte Warenkorbmodell mit Sicher¬ 
heit näher am tatsächlichen Bedarf. 

*Werner Altmann ist Mitglied des Parteivor¬ 
standes der DKP 


„Sprinter“ läuft weltweit an der Spitze 


.. .und im Düsseldorfer Werk bedroht 
der Daimler-Konzern 1200 von 6500 
Arbeitsplätzen 

Noch vor Ende der mehrstündigen 
Betriebsversammlung im „ Sprinter“ - 
Werk an der Rather Straße, an der 
4000 Kolleginnen und Kollegen die 
Sicherung ihrer Arbeitsplätze ein¬ 
forderten, hatte die DKP Düsseldorf 
ihr Solidaritätsschreiben aufgesetzt. 
Kernforderung: „Keine Verlagerung 
von hochqualifizierten Düsseldorfer 
Arbeitsplätzen in die USA!“ 

In dem Schreiben an den Be¬ 
triebsratsvorsitzenden Thomas Weil- 
bier und Nihat Öztürk, Erster Bevoll¬ 
mächtigter der IG Metall Düsseldorf- 
Neuss, forderte auch die DKP, „die 
6500 Arbeitsplätze im Werk Düssel¬ 
dorf vollständig zu sichern und einen 
in der Diskussion stehenden Job-Ab¬ 
bau von prognostizierten 1200 Ar¬ 
beitsplätzen zu verhindern.“ 

Die DKP skizzierte das Bedro¬ 
hungsszenario: „Die von der Unter¬ 
nehmensleitung avisierte Kosten¬ 
minimierung durch den Wegfall der 
Nachtschicht macht betriebswirt¬ 
schaftlich nur Sinn, wenn die Pro¬ 
duktionszahlen minimiert und die 
Arbeitsplätze der Nachtschicht weit¬ 
gehend gestrichen werden. Das aber 
ist nicht im Interesse der Kolleginnen 
und Kollegen.“ 

Der „Sprinter“ hat auf dem US- 
Markt einen so hervorragenden Ruf 
und so grandiose Verkaufszahlen, 
dass dort im vergangenen Jahr rund 
25000 von 150 000 neuen Fahrzeu¬ 
gen verkauft wurden. Gebaut wur¬ 
den sie in Düsseldorf. Bedingt durch 
die US-Zollgesetzgebung für Importe 
(25 Prozent auf Nutzfahrzeuge), wur¬ 
den alle zu exportierenden Sprinter 


nicht „im Stück“ verschifft, sondern 
in ihre Einzelteile zerlegt, zollfrei 
eingeführt und im Werk Ladson bei 
Charleston (South Carolina) wieder 
zusammenmontiert. 

Die Konzernleitung ist auf Kos¬ 
tenminimierung aus: Die Produktion 
in den USA würde Transportkosten 
vermindern und die „zweite Mon¬ 
tage“ ersparen. Dadurch wiederum 
würden in Düsseldorf etwa 1200 Ar¬ 
beitsplätze vernichtet. Im Gespräch ist 
die Streichung der kompletten Nacht¬ 
schicht. Betriebsbedingte Kündigun¬ 
gen sind gemäß der Betriebsvereinba¬ 
rung bis 2016 ausgeschlossen. Bis 2016 
wird in Düsseldorf auf den Bändern 
von Mercedes auch der „Crafter“ von 
VW gebaut. In etwa vier bis fünf Jah¬ 
ren soll der „Sprinter“ in neuer Gene¬ 
ration produziert werden. 

IG Metall-Geschäftsführer Nihat 
Öztürk verweist gegenüber der Rhei¬ 
nischen Post auf die Kapitalstrategie: 
„Erst habe man in Deutschland die 
Profite erwirtschaftet, mit denen die 
Expansion in andere Märkte ermög¬ 
licht worden sei, jetzt wolle man in 
Deutschland Arbeitsplätze abbauen.“ 
Öztürk fürchtet, dass dieses Modell in 
der Automobilindustrie Nachahmer 
finden könnte: „Das hätte Signalwir¬ 
kung über NRW hinaus.“ 

Für die DKP geht es nicht nur 
um die Sicherung der Arbeitsplätze. 
Es geht auch um gesicherte Einkom¬ 
men und gesicherte Kaufkraft: Mie¬ 
ten müssen weiter bezahlt werden, die 
Banken wollen die Kreditrückzahlung 
für Auto und Häuschen sehen. Am 
Ende droht, dass der Gerichtsvoll¬ 
zieher der schnellste Sprinter ist. Das 
muss gemeinsam verhindert werden. 

Uwe Koopmann 


„Dieses Papier ist eine 
Nebelkerze, mehr nicht“ 

Interview mit Olaf Harms* zur gemeinsamen Stellungnahme von 
DGB und Wirtschaftsministerium zum Freihandelsabkommen TTIP 


UZ: DGB und Wirtschaftsministeri¬ 
um haben ein gemeinsames Papier zu 
TTIP (Transatlantic Trade and Invest¬ 
ment Partnership) heraus gegeben, in 
dem wesentliche Kritikpunkte an die¬ 
sem geplanten Freihandelsabkommen 
zwischen der EU und den USA formu¬ 
liert werden, aber auch zum Weiterver¬ 
handeln aufgerufen wird. Was hältst Du 
von diesem Papier? 

Olaf Harms: Das Papier folgt dem 
Credo „ist ja alles nicht so schön, aber 
verhandelt mal weiter“. Dabei listet es 
wesentliche Kritikpunkte auf: dass wir 
nicht wissen, wer verhandelt und was 
verhandelt wird, Investitionsschutz, die 
Einrichtung eines „Regulierungsrates“ 
der u.a. Gesetzesvorhaben auf ihre 
Auswirkung für zu erwartende Profite 
prüfen soll usw. 

Grundsätzliches Problem der Er¬ 
klärung ist allerdings, dass wir ein sol¬ 
ches Papier nicht brauchen. 

Hier wird ein Schulterschluss 
zwischen Wirtschaftsministerium 
und Gewerkschaften suggeriert, den 
es so nicht gibt und vor allem wird 
ein falsches Signal gesetzt, nämlich, 
dass der DGB und seine Mitgliedsge- 
werkschaften für die Weiterverhand¬ 
lung des Freihandelsabkommens 
zwischen den USA und der EU sind. 
Zu diesem Thema befinden wir uns 
in einer gewerkschaftlichen Debatte, 
die gerade richtig an Fahrt gewinnt. 
Auf dem nächsten ver.di-Bundes- 
kongress z.B. erwarte ich eine klare 
Absage an weitere Verhandlungen 
sowohl zum Freihandelsabkommen 
mit den USA (TTIP) als auch mit 
Kanada (CETA). 

UZ :Also ist DGB-Chef Hoffmann vor¬ 
geprescht, ohne Zustimmung der Mit¬ 
gliedsgewerkschaften ? 

Olaf Harms: Ja und nein. Der DGB- 
Bundeskongress hat im Mai dieses Jah¬ 
res beschlossen, dass - ich zitiere wört¬ 
lich - „Handelsgespräche zwischen der 
EU und den USA dann Vorteile brin¬ 
gen, wenn sie dazu genutzt werden, 
eine grundsätzlich neue Ausrichtung 
der Handelspolitik voranzutreiben, 
die auch globale Standards für eine 
gerechte Gestaltung der Globalisie¬ 
rung setzt“. 

Der DGB-Beschluss wie auch das 
jetzt vorlegte Papier von DGB und 
Wirtschaftsministerium nähren le¬ 
diglich Illusionen, denn TTIP ist ein 
Projekt des europäischen - und hier 
vor allem des deutschen - sowie des 
US-amerikanischen Monopolkapitals. 
Eine Mehrheit für ein klares „Nein“ 
zu den TTIP-Verhandlungen war von 
den Delegierten nicht zu haben. Ich 
habe auf dem DGB-Bundeskongress 
als ver.di-Delegierter den einzigen Re¬ 
debeitrag halten dürfen, der für einen 
sofortigen Stopp der Verhandlungen 
geworben hat. 


Dennoch muss ich betonen, dass 
dieser Beschluss zwar Hoffmanns in¬ 
haltliche Position zu TTIP ein Stück 
weit legitimiert, dies aber keinesfalls 
eine Grundlage für den jetzt gemach¬ 
ten Vorstoß mit dem Bundeswirt¬ 
schaftsministerium ist. Das gemeinsa¬ 
me Papier von Bundeswirtschaftsmi¬ 
nisterium und DGB zu TTIP hat nur 
den Zweck, Sozialdemokraten und 
Gewerkschaftern vorzutäuschen, die 
Verhandlungen könnten irgendwie zu 
einem positiven Ergebnis führen. 



UZ: Innerhalb der Gewerkschaftsbewe¬ 
gung gibt es doch inzwischen alleror¬ 
ten und auf allen Ebenen die Forderung 
nach einem Stopp der Verhandlungen, 
warum hat das auf dem DGB-Bundes¬ 
kongress keine Rolle gespielt? 

Olaf Harms: Die Anträge werden vor¬ 
her zwischen den Gewerkschaftsspit¬ 
zen abgesprochen, die Delegierten 
winken zum großen Teil nur durch, 
was ihnen dort vorgelegt wird. Für ei¬ 
nen Neuling ist so ein DGB-Bundes¬ 
kongress deshalb erst einmal eine recht 
schaurige Veranstaltung, weil kaum in¬ 
haltlich diskutiert wird. Aber es gibt bei 
denjenigen, die in exportorientierten 
Branchen arbeiten, durchaus objekti¬ 
ve Ursachen für eine positive Sicht auf 
die Verhandlungen zu einem solchen 
Freihandelsabkommen. Vor allem bei 
Teilen der IG BCE und IG Metall be¬ 
steht die Hoffnung, dass die Senkung 
von Zöllen und die Angleichung von 
Richtlinien gerade in der Automobil¬ 
industrie zu einer Sicherung von Ar¬ 
beitsplätzen in Deutschland führt, weil 
sie eine Auslagerung der Produktion 
in die USA wirtschaftlich uninteres¬ 
sant machen. Mit dieser korporatisti- 
schen Politik sind die Gewerkschaften 
in den exportorientierten Industrien in 
der Vergangenheit ja auch relativ gut 
gefahren. 

Der Vorsitzende der IG Metall, 
Wetzel, hat seine Position zu TTIP al¬ 
lerdings inzwischen revidiert, weil er 
wohl auch einsehen musste, dass un¬ 
ter anderem das VW-Gesetz infrage 
gestellt wird, wenn TTIP „Handels¬ 
hemmnisse“ beseitigt. 


Bei ver.di sind die Voraussetzungen 
anders, weil TTIP unter dem Stichwort 
„öffentliches Beschaffungswesen“ Li¬ 
beralisierungen fordert, die in so sen¬ 
sible Bereiche wie den Gesundheits¬ 
sektor, die Müllabfuhr oder auch den 
sozialen Wohnungsbau hineinreichen. 
Da geht es um soziale, aber auch De¬ 
mokratiefragen - und zwar auf allen 
Ebenen. 

UZ: Aber sind solche Vorhaben nicht 
gerade im Papier von DGB und Wirt¬ 
schaftsministerium ausgeschlossen wor¬ 
den? 

Olaf Harms: Zunächst einmal sind 
die Formulierungen so gewählt, dass 
immer auch Abweichungen und Aus¬ 
nahmen möglich sind. Das meiste sind 
Soll-Formulierungen. Dann ist festzu¬ 
halten, dass nicht festgelegt wurde, was 
denn nun passieren soll, wenn TTIP 
trotzdem Investitionsschutz und der¬ 
gleichen enthält. Und darüber hinaus 
ist festzustellen, dass es mehr als ku¬ 
rios ist, wenn Minister Gabriel - der 
selbst vor kurzem noch einmal ange¬ 
führt hat, dass ja Investionsschutzrege- 
lungen in der EU bereits existieren - in 
einem gemeinsamen Papier mit dem 
DGB festhält, dass es so etwas grund¬ 
sätzlich nicht geben soll. Das kann ich 
nicht ernst nehmen. Das belegt nur, 
dass dieses Papier eine Nebelkerze ist, 
mehr nicht. 

UZ: Und wie weiter? Die europäische 
Bürgerinitiative zu TTIP wurde ja von 
der EU-Kommission für unzulässig er¬ 
klärt. .. 

Olaf Harms: ...und wir werden uns 
dafür einsetzen, dass sie deshalb erst 
recht an Fahrt gewinnt! Wir warten mit 
dem Widerstand nicht auf eine Geneh¬ 
migung durch die EU-Kommission. Im 
Parteivorstand der DKP haben wir be¬ 
schlossen, das Thema in allen Gliede¬ 
rungen der Partei zu verankern und 
das Bündnis gegen TTIP zu unterstüt¬ 
zen. 700 000 Unterschriften wurden 
bereits gesammelt, am 11. Oktober ist 
europaweiter Aktionstag - dafür wer¬ 
den wir mobilisieren. 

Übrigens auch gegen das Freihan¬ 
delsabkommen CETA, welches ja nun 
vorgestellt werden und ab 2016 gel¬ 
ten soll. Dieses Abkommen zwischen 
der EU und Kanada ist so etwas wie 
eine Blaupause für TTIP. Wir werden 
sehen, wie Wirtschaftsminister Gabri¬ 
el und DGB-Chef Hoffmann reagie¬ 
ren, wenn all die Dinge, die sie gerne 
bei TTIP gestrichen sehen wollen, bei 
CETA dann doch drin stehen. 

Wir von der DKP bleiben dabei: 
Freihandelsabkommen stoppen, so¬ 
fort! Das Gespräch führte Lars Mörking 

*0laf Harms ist Vorstandsmitglied im ver.di- 
Landesbezirk Hamburg und Sekretär für Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftspolitik der DKP 
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Gabriel will deutschen Rüstungsriesen 


Rüstungsindustrie wird neu strukturiert 



D ie deutsche Rüstungsindustrie 
soll sich neu strukturieren. Bun¬ 
deswirtschaftsminister Sigmar 
Gabriel (SPD) drängt nach Angaben 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
(FAZ) die deutschen Waffenschmie¬ 
den, sich in größeren wirtschaftlichen 
Einheiten zusammenzufassen. Kürzlich 
sind entsprechende Pläne der Unter¬ 
nehmen bekannt geworden. 

Das Wirtschaftsministerium stre¬ 
be eine „verstärkte nationale Konso¬ 
lidierung der Rüstungsindustrie“ in 
Deutschland an, heißt es in einem ge¬ 
heimen Strategiepapier, aus dem die 
FAZ zitiert. Gleichzeitig soll ein höhe¬ 
rer Grad an Selbstständigkeit bei der 
Waffenproduktion erreicht werden. Die 
Kooperation der Hersteller ist demnach 
sowohl auf europäischer wie auch auf 
globaler Ebene stark zurückzufahren 
oder soll „möglichst verschwinden“, 
heißt es wörtlich in dem Papier. 

Eine Schlüsselrolle für die Pläne 
des Wirtschaftsministeriums kommt 
dem Konzern Rheinmetall zu. Das Un¬ 
ternehmen soll ein stärkeres Bündnis 
mit der Münchner Waffenschmiede 
Kraus-Maffei-Wegmann (KMW) ein- 
gehen. Beide Konzerne produzieren 
bereits gemeinsam den Kampfpanzer 
Leopard 2, den Schützenpanzer Puma 
und den Transportpanzer Boxer. Doch 
KMW-Chef Frank Haun hat andere 
Pläne. Er strebt eine Fusion mit dem 
französischen Konkurrenten Nexter 
an, was aber sowohl von der CDU 
und der SPD abgelehnt wird. „Eine 
deutsch-französische Lösung wird aus 
meiner Sicht für die Bundeswehr und 
Deutschland als Wirtschaftsstandort 
eher Nachteile bringen“, sagt Henning 
Otte, verteidigungspolitischer Spre¬ 
cher der Union. Die Regierungspartei¬ 
en befürchten einen Ausverkauf deut¬ 
scher Rüstungstechnologie. Immerhin 
gilt der Leopard 2 als weltweit führend. 

Neben der Fusion in der deut¬ 
schen Rüstungsindustrie strebt das 
Wirtschaftsministerium an, den Waf¬ 
fenexport einzuschränken, wogegen 
die Industrie und CDU-Politiker pro¬ 
testieren. Armin Papperger, Chef von 
Rheinmetall und Präsident des Bran¬ 
chenverbandes, drohte der Bundesre¬ 
gierung mit Abwanderung. „Entweder 
wir bauen weiter Kapazitäten und da¬ 
mit noch mehr Arbeitsplätze ab - oder 
wir gehen ins Ausland“, sagte er. Alle 
großen Rüstungsunternehmen würden 
prüfen, ob sie auf Dauer in Deutschland 
bleiben könnten. Unterstützung erhält 


Papperger von Joachim Pfeiffer, dem 
wirtschaftspolitischen Sprecher der 
Union im Bundestag. Er sieht in Ga¬ 
briels Kurs eine Gefährdung der nati¬ 
onalen Sicherheit. Gabriels Kurs führe 
dazu, dass Deutschland nicht mehr als 
verlässlicher Partner wahrgenommen 
werde und die deutsche Rüstungsin¬ 
dustrie ihre Kernkompetenzen verliere. 

Es gibt begründete Zweifel daran, 
dass Gabriels Strategie aufgeht. Soll¬ 
te es Rheinmetall gelingen, sich brei¬ 
ter aufzustellen, könnte ein „natio¬ 
naler Champion“ im Rüstungssektor 
entstehen, wie es ihn seit dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg nicht mehr gegeben hat. 
Überlebensfähig ist dieser aber wohl 
nur dann, wenn Aufträge auch von au¬ 
ßerhalb der Bundeswehr oder der NA¬ 
TO-Länder eingehen. 

Bisher baute Rheinmetall vor al¬ 
lem Panzer. Doch der Konzern will ex¬ 
pandieren und Firmen übernehmen, 
die noch zu Thyssen-Krupp und Air¬ 
bus gehören. So unterbreitete Rhein¬ 
metall-Chef Papperger dem Essener 
Konzern vor einigen Wochen einen 
ersten Vorschlag für die Übernahme 
der Howaldtswerke Deutsche Werft 
AG (HDW) in Kiel. 


HDW ist Weltmarktführer beim 
Bau von U-Booten mit Brennstoffzel¬ 
lenantrieb und die Auftragsbücher sind 
bis 2020 gefüllt. Doch Thyssen-Krupp 
will sich schon seit längerer Zeit von 
seiner Marine-Sparte trennen, was bis¬ 
her mehrmals an politischen Einwän¬ 
den scheiterte. Die Bundesregierung 
ist bei der möglichen Transaktion eng 
eingebunden und es wird Rückende¬ 
ckung signalisiert. So sagte der vertei¬ 
digungspolitische Sprecher der SPD- 
Fraktion Rainer Arnold: „Sollte sich 
Rheinmetall breiter aufstellen wollen, 
würde ich das nur begrüßen.“ 

Neben HDW will Rheinmetall auch 
das Bremer Rüstungsunternehmen At¬ 
las Elektronik übernehmen, das zur¬ 
zeit noch ein Gemeinschaftsunterneh¬ 
men von Thyssen-Krupp und Airbus 
ist. Doch Airbus stellt jetzt im großen 
Stil sein boden- und seegebundenes 
Rüstungsgeschäft zum Verkauf und 
will sich hauptsächlich auf den Bau 
von Flugzeugen, Hubschraubern und 
Lenkflugkörpern konzentrieren. Atlas 
Elektronik ist eng mit dem Bau von 
U-Booten verbunden und stellt das 
elektronische Zubehör wie die Sonar¬ 
technik für sie her. Airbus will seinen 


49-Prozent-Anteil zunächst an Thys¬ 
sen-Krupp verkaufen. Entsprechende 
Verhandlungen wurden von Heinrich 
Hiesinger, Vorstandschef des Essener 
Konzerns, bestätigt. Danach soll Atlas 
Elektronik an Rheinmetall weiter ver¬ 
kauft werden. 

Gelingt der Umbau von Rheinme¬ 
tall, würde ein Konzern mit fünf Milli¬ 
arden Euro Umsatz im Jahr entstehen, 
der international wettbewerbsfähiger 
sein soll. Außerdem würde die klein- 
teilige deutsche Waffenproduktion 
überwunden. Rheinmetall würde in 
der Liste der weltweit führenden Waf¬ 
fenproduzenten von Platz 30 weit nach 
oben steigen. 

Die deutsche Rüstungsindustrie hat 
Grund, sich über einige Pläne von Ga¬ 
briel zu freuen. So hat er angekündigt, 
die Genehmigungspraxis für Dual- 
Use-Güter, die sowohl militärisch als 
auch zivil genutzt werden können, zu 
beschleunigen. Auch Anträge über den 
Export von Ersatzteilen sollen zukünf¬ 
tig schneller bearbeitet werden. Das ist 
ein Ergebnis des „Branchendialogs“, 
den Gabriel kürzlich mit den Waffen¬ 
produzenten geführt hat. 

Bernd Müller 


Willkommen in der Altersarmut 

50 Jahre millionster „Gastarbeiter“ 


Aufgrund der extensiven Wachstums¬ 
strategie in der Wiederaufbaupha¬ 
se des westdeutschen Kapitalismus 
überstieg zu Anfang der 1960er Jah¬ 
re die Zahl der offenen Stellen die 
Zahl der Arbeitslosen. Besonders 
nach dem Mauerbau 1961 importier¬ 
te deshalb das westdeutsche Kapital 
aus reiner Profitgier, oft gelockt mit 
falschen Versprechungen, hauptsäch¬ 
lich un- und angelernte ausländische 
Arbeitskräfte aus den Armenhäusern 
Europas und nannte sie heuchlerisch 
„Gastarbeiter“. 

Und schon am 10.09.1964 wurde 
auf dem Bahnhof Köln-Deutz der ein 
millionste „Gastarbeiter“ mit großem 
Tamtam begrüßt und bekam oben¬ 
drein noch ein Motorrad geschenkt. 
Das Handelsblatt titelte einen Tag 
später: „Willkommen, Senhor!“ und 
weiter: „Senhor Rodrigues, seien Sie 
in der Bundesrepublik herzlich will¬ 
kommen. (...) Dass man zu Ihrer Be¬ 
grüßung auch , Auf in den Kampf, To- 
rero‘, gespielt hat, hat durchaus symbo¬ 
lischen Charakter. Jetzt geht es an die 
Arbeit. (...) Wir wären ganz froh, wenn 
wir in unserem Land nicht gezwungen 
wären, soviel Ausländer fern der Hei¬ 
mat beschäftigen zu müssen. Nun sind 
Sie aber da, wir brauchen Ihre Hilfe, 
und Sie sollen es so gut haben, wie es 
eben geht, so gut wie es ein Gast er¬ 


warten darf. Vergessen Sie nur nicht, 
Deutsche denken etwas anders als Por¬ 
tugiesen, und Portugiesen empfinden 
manches anders als die Deutschen. Das 
kann man nicht ändern. Tusch! In die¬ 
sem Sinne: ,Auf in den Kampf Senhor 
Rodrigues!“ 

Nicht als Gäste, sondern als Billigst- 
arbeitskräfte und als mobile Reserve¬ 
armee schufteten sie überwiegend in 
der Schwerindustrie, im Bau und Stra¬ 
ßenbau und der industriellen Fließ¬ 
bandproduktion. Gleichzeitig ver¬ 
öden in Spanien und Griechenland, 
in Portugal, Italien, Jugoslawien und 
der Türkei ganze Landstriche. Fami¬ 
lien werden auseinandergerissen, aus 
den „Gastarbeitern“ werden rasch in 
den untersten Lohngruppen arbeiten¬ 
de, entwurzelte Pendler. Das deutsche 
Kapital pries diesen Arbeitskräfteraub 
prahlerisch als „die bedeutsamste Ent¬ 
wicklungshilfe, die je geleistet wurde“. 
Stimmt - doch wer half da wem? 

Die griechische Zeitung „Ta Vima“ 
jedenfalls nannte diese Abwanderung 
von Arbeitern „ein Übel, schlimmer 
als der Krieg“. Harte Arbeit, schlechte 
Wohnbedingungen und vielfältige Dis¬ 
kriminierung - das war für die meisten 
„Gastarbeiter“ Alltag in Westdeutsch¬ 
land. Bei jeder Krise flogen sie als ers¬ 
te aus den Betrieben. Inzwischen sind 
viele von ihnen Rentner - und nun le¬ 


ben sie wieder am Rande der Armut. 
Viele von ihnen müssen heute mit ei¬ 
ner Mini-Rente auskommen, vier von 
zehn ehemaligen „Gastarbeitern“ sind 
im Rentenalter von Armut bedroht - 
unter den türkisch-stämmigen Rent¬ 
nern ist es sogar jeder zweite. Die Al¬ 
ter sarmut unter ehemaligen „Gastar¬ 
beitern“ ist mehr als dreimal so hoch 
wie unter ihren deutschen Kollegen 
über 65 Jahren. Grundsicherung im 
Alter, eine besondere Form der Sozi¬ 
alhilfe, müssen ausländische Senioren 
wegen ihrer sehr niedrigen Renten so¬ 
gar etwa sechs Mal so häufig in An¬ 
spruch nehmen, das belegt die gerade 
veröffentlichte Studie des Wirtschafts¬ 
und Sozial wissenschaftlichen Instituts 
(WSI) der Hans-Böckler-Stiftung: Der 
Armenanteil bei Türken über 64 Jah¬ 
ren liegt bei 54,7 Prozent. 

Von ihren früheren Rentner-Kolle¬ 
gen aus dem ehemaligen Jugoslawien 
sind 37 Prozent arm, bei Italienern sind 
es 29 Prozent. Deutsche Staatsangehö¬ 
rige über 64 haben einen „geringeren“ 
Armutsanteil von 12,5 Prozent. Umge¬ 
rechnet in Cent und Euro bedeutet das: 
Aus der Türkei zugewanderte Männer 
ab 65 kommen im Schnitt nur auf eine 
gesetzliche Rente von 742 Euro, wäh¬ 
rend Deutsche 1109 Euro im Monat 
beziehen. Dazwischen liegen frühere 
männliche „Gastarbeiter“ aus Italien 


(963 Euro) oder dem ehemaligen Jugo¬ 
slawien (873 Euro). Auch unter den Se- 
niorinnen haben Frauen aus der Türkei 
die mit Abstand niedrigsten Renten, im 
Durchschnitt nur 363 Euro. Frauen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit bekom¬ 
men durchschnittlich 572 Euro Rente 
im Monat, Griechinnen 570 Euro und 
Italienerinnen 467 Euro. 

Übrigens: Systembedingt sind die 
überwiegend unterdurchschnittlichen 
Armutsquoten in Ostdeutschland: 
Wer vollständig oder überwiegend zu 
DDR-Zeiten berufstätig war, hat meist 
eine Erwerbsbiografie ohne größere 
Lücken und hat daher eine relativ hö¬ 
here Rente. 

Auch heute werben die Unterneh¬ 
mer wieder Arbeitskräfte an. Diesmal 
hauptsächlich aus den Krisenstaaten 
Südeuropas, aus Osteuropa und Asi¬ 
en. Anders als früher werden derzeit 
nicht Ungelernte, sondern Fachkräfte 
angeworben. Besonders in der Pflege, 
auf dem Bau, in Schlachthöfen, in Ho¬ 
tels und Gaststätten schuften erneut 
hunderttausende Kolleginnen aus die¬ 
sen Ländern für wenig Geld. Davon 
profitieren wird wieder das deutsche 
Kapital. Den Kolleginnen aber droht 
später das gleiche Los wie ihren vor 
Jahrzehnten hierher gelockten Kolle¬ 
ginnen. 

Manfred Dietenberger 


Viel zu viel Geld 

Die globalen Cash-Reserven belaufen 
sich nach Berechnungen von Thomson 
Reuters und der „Analysegesellschaft“ 
Preqin auf mehr als sieben Billionen 
Dollar (nicht mit „billions“ im engli¬ 
schen Sprachgebrauch zu verwechseln, 
es handelt sich um 7000 Milliarden), be¬ 
richtet die Frankfurter Allgemeine Zei¬ 
tung. 

„Wohin dieses Geld fließen soll, 
das weiß angesichts niedriger Zinsen 
und mutmaßlich überbewerteter Akti¬ 
enmärkte keiner so richtig.“ heißt es in 
dem Beitrag. 

Besonders liquide Unternehmen 
machten sich demnach bereit, Milliar¬ 
den in Firmenübernahmen zu stecken. 
Als Beispiele werden der Automobil¬ 
zulieferer-Konzern ZF Friedrichshafen 
und der Brauerei-Gigant Anheuser- 
Busch genannt. 

ZF Friedrichshafen habe die Über¬ 
nahme von TRW Automotive für 9,5 
Milliarden Euro bekanntgegeben, An¬ 
heuser-Busch plane die Übernahme von 
SAB Miller für mehr als 90 Milliarden 
Euro. SAB Miller versuche wiederum, 
sich durch Übernahme von Heineken 
gegen diese Übernahme zu wehren. 

Rheinmetall feiert 

Der Rüstungskonzern Rheinmetall AG 
feierte dieser Tage Geburtstag: 125 Jah¬ 
re Rüstungsproduktion. Bei der Fest¬ 
veranstaltung in „geschlossener Gesell¬ 
schaft“ - mit dem neuen Cheflobbyis¬ 
ten Dirk Niebel (FDP) gab es badischen 
Rose-Sekt, kleine Häppchen und als 
Augenschmaus den Schützenpanzer 
„Puma“. Rheinmetall-Vorstandsvorsit¬ 
zender Armin Papperger konnte nach 
Angaben eines Gastes zufrieden fest¬ 
stellen: „Es hat keiner Farbbeutel ge¬ 
schmissen.“ 

Bei dem multimedialen Rückblick 
in die Konzerngeschichte musste lange 
nach den Verbindungen zwischen Rhein¬ 
metall und Nazizeit gesucht werden. Hin¬ 
weise auf Kriegsverbrechen, Zwangs¬ 
arbeiter, auf Hitlers Rüstungsplanung 
wären vielleicht als Kollateralschäden 
dieses Festaktes registriert worden. 

NRW-Arbeitsminister Guntram 
Schneider (SPD), der zuvor DGB-Lan- 
desvorsitzender war, erfreute dagegen 
die Festgäste: „Wehrtechnik ist wichtig, 
und wir werden sie nicht diskriminieren 
lassen.“ Oder: „Sie produzieren nicht für 
den Tod, sondern für das Leben.“ Aus 
dem Sponsoring des Rüstungskonzerns 
wird bei Schneider ein „Beispiel für das 
Funktionieren der Zivilgesellschaft“. 

Nach der Feier hat Papperger dann 
in der Süddeutschen Zeitung wieder 
Klartext gesprochen: „Alle großen Rüs¬ 
tungsunternehmen prüfen, ob sie auf 
Dauer im Lande bleiben können.“ In 
den USA oder in der Schweiz ließe sich 
leichter produzieren und auch exportie¬ 
ren. Es geht um 25 000 Beschäftigte, die 
rund fünf Milliarden Umsatz machen. 

Amazon: Beschäftigte 
erhöhen Druck 

„Amazon weigert sich weiterhin, das 
in Deutschland gesetzlich garantierte 
Recht der Beschäftigten auf einen Ta¬ 
rifvertrag anzuerkennen. Die Beschäf¬ 
tigten aber lassen in ihrem Druck nicht 
nach“, sagt Stefanie Nutzenberger, ver. 
di-Bundesvorstandsmitglied und zu¬ 
ständig für den Handel. 

Amazon hat derweil Lohnerhöhun¬ 
gen zwischen 2,1 und 3 Prozent ange¬ 
kündigt. „Die Gegenwehr der Beschäf¬ 
tigten zeigt ihre Wirkung. Amazon steht 
unter Druck. Wir werden aber nicht 
hinnehmen, dass das Unternehmen 
willkürlich die Löhne diktiert. Nur ein 
Tarifvertrag garantiert den Beschäftig¬ 
ten existenzsichernde Einkommen und 
Arbeitsbedingungen“, so Nutzenberger. 

Amazon betreibt in Deutschland 
neun Versandzentren. Beschäftigte dort 
klagen über die hohe Anzahl von Befris¬ 
tungen, extremen Leistungsdruck und 
unzureichende Arbeits- und Pausenre¬ 
gelungen. Die Beschäftigten bekommen 
zudem zum Teil mehrere hundert Euro 
weniger, als ihnen nach den Tarifverträ¬ 
gen des Einzel- und Versandhandels zu¬ 
stehen würden. 

Amazon setzt in Deutschland knapp 
6,5 Milliarden Euro um, bezeichnet sich 
selbst jedoch als reines Logistikunter¬ 
nehmen, um den höheren Tarif des Ein¬ 
zel- und Versandhandels nicht zahlen zu 
müssen. 
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Innenpolitik unsere zeit m 

Abstimmung mit dem Sitzfleisch 


Vor knapp zwei Wochen waren die Bürger Branden¬ 
burgs und Thüringens auf gef ordert, an die Wahlur¬ 
nen zu gehen, um einen neuen Landtag zu wählen. Es 
zeichnete sich recht bald ab, dass viele Menschen dem 
Aufruf nicht folgen würden. Am frühen Nachmittag 
des Wahltages richtete sich der Landeswahlleiter aus 
Brandenburg an das Wahlvolk, mit der Bitte, doch 
die Stimme abzugeben. Geholfen hat es offensichtlich 
nicht: Bis die Wahllokale geschlossen wurden, gab in 
Brandenburg nicht mal jeder Zweite seine Stimme ab, 
in Thüringen sah es nicht viel besser aus. 

Sonderlich überraschend ist diese Entwicklung al¬ 
lerdings nicht. Die Wahlbeteiligung im Osten ist seit 
der „Wende“ deutlich zurückgegangen. Lag sie 1990 
noch bei rund 72 Prozent, sank sie bei den folgenden 
Wahlen kontinuierlich ab. Nur in Brandenburg ging 
vor fünf Jahren die Zahl der Wähler noch einmal nach 
oben (67 Prozent), fünf Jahre vorher war sie mit 56 
Prozent deutlich geringer. 

Vor und nach der Wahl wurde in der Presse er¬ 
klärt, weshalb so viele Menschen darauf verzichten, 
ihre Stimme abzugeben. Die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (FAZ) machte Ende August darauf aufmerk¬ 
sam, dass es gerade die bildungsfernen und einkom¬ 


mensschwachen Schichten seien, die - statistisch gese¬ 
hen - ihre Stimme seltener abgeben. Wahlergebnisse 
würden so sozial verzerrt und dieser Effekt würde 
umso größer, weil sie immer weniger Einfluss auf das 
politische Geschehen nehmen würden. 

Allerdings muss es noch andere Gründe geben, 
denn die Argumentation der FAZ erklärt weder den 
Anstieg der Wahlbeteiligung in Brandenburg vor fünf 


Absoluter Tiefpunkt in Brandenburg 


Jahren noch das Erreichen ihres absoluten Tiefpunk¬ 
tes in diesem Jahr. Jedenfalls ist kaum anzunehmen, 
dass sich die märkische Gesellschaft in den letzten 
zehn Jahren so krass geändert hat. 

Tatsächlich bot sich der DKP an Infoständen und 
im Gespräch mit den Bürgern ein anderes Bild. So 
sehen viele Menschen kaum noch Unterschiede zwi¬ 
schen den großen Parteien. Viele meinen, die Politik 
der großen Parteien hätte sich von den Interessen der 
Bürger abgekoppelt und die Wahl sei zu einem gro¬ 
ßen, aber meist inhaltsleeren Showevent verkommen. 


Vor diesem Hintergrund ist es durchaus erstaun¬ 
lich, dass die DKP in Brandenburg mehr Beachtung 
fand als noch vor fünf Jahren. Bis auf die DKP und die 
Freien Wähler haben alle Parteien, die bereits 2009 
zur Wahl angetreten waren, massiv Stimmen verlo¬ 
ren. Die stärkste Kraft im Brandenburger Landtag, 
die SPD, hat im Vergleich zum Jahr 2009 rund 140 000 
Stimmen weniger bekommen. „Die Linke“ verlor gut 
190 000 Stimmen. 

Auf niedrigem Niveau hat die DKP zugelegt. Mit 
2 356 Stimmen hat sie gut 200 Stimmen mehr bekom¬ 
men als noch vor fünf Jahren. Es zeigt sich, dass die 
Partei, wo sie mit ihren geringen Kräften auftrat, Zu¬ 
spruch erfahren hat. Mit Plakaten, Infoständen und 
anderen Aktionen hat die DKP an verschiedenen Or¬ 
ten für sich geworben - mit Erfolg. 

Dieser - wenn auch kleine - Erfolg ist gleich¬ 
zeitig eine Herausforderung für die DKP. Er zeigt, 
dass es sehr wohl lohnend sein kann, aktiver und 
offener als kommunistische Partei aufzutreten. Das 
zu kultivieren, wird unsere Aufgabe der nächsten 
Jahre sein. 

Bernd Müller 


Global denken - lokal handeln 

Solinger Stadtrat votiert gegen TTIP und CETA 


Terrorlisten abschaffen 

„Die EU-Terrorliste erweist sich als ein 
untaugliches Mittel bei der Bekämp¬ 
fung terroristischer Organisationen. Zu 
Recht sprechen Kritiker aufgrund feh¬ 
lender demokratischer Kontrolle und 
willkürlicher Listung durch ein geheim 
tagendes Gremium des Rates der Euro¬ 
päischen Union von,schwarzen Löchern 
im Völkerrecht 4 , erklärt die innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Fraktion ,Die Linke 4 , 
Ulla Jelpke, zur Antwort der Bundesre¬ 
gierung auf die Kleine Anfrage „Umset¬ 
zung der Listen terroristischer Organisa¬ 
tionen und Personen“ (Drs. 18/2422). Die 
Abgeordnete weiter: 

„Während die Listung für die ge¬ 
nannten, zum Teil gänzlich unschuldigen, 
oder nicht rechtskräftig verurteilten Per¬ 
sonen mit größten persönlichen Härten 
verbunden ist, scheint die Wirksamkeit 
der Terrorlisten zumindest in Deutsch¬ 
land gering zu sein. In den letzten 2 1/2 
Jahren wurden aufgrund der EU-Ter¬ 
rorliste in Deutschland gerade einmal 
203,97 Euro von einer Einzelperson ein¬ 
gefroren. Aufgrund der UN-Terrorliste 
gegen Al Qaida und die Taliban waren 
es in diesem Zeitraum 11 360,57 Euro 
von weiteren 21 Einzelpersonen - also 
im Schnitt 540 Euro pro Verdächtigen. 

Ausgerechnet die Terrororganisation 
Islamischer Staat, die in Syrien und dem 
Irak Massaker an religiösen und ethni¬ 
schen Minderheiten begeht, wird bis¬ 
lang noch nicht auf der EU-Terrorliste 
geführt, wie mir Ende August mündlich 
aus dem Bundesinnenministerium bestä¬ 
tigt wurde. Dagegen wird die PKK, deren 
Kämpferinnen und Kämpfer sich dem 
Vordringen der Djihadisten entgegen¬ 
stellen, kriminalisiert. Schon die Liefe¬ 
rung von Ferngläsern oder Sanitätsma¬ 
terial an die PKK zur Unterstützung 
ihres Kampfes gegen den IS würde un¬ 
ter das Sanktionsregime der Terror liste 
fallen. Es ist höchste Zeit, die PKK von 
der Terrorliste zu streichen. Die Praxis 
der willkürlichen schwarzen Listen, die 
sich als untauglich bei der Bekämpfung 
tatsächlicher Terrororganisationen wie 
des IS erweisen und stattdessen der po¬ 
litisch motivierten moralischen Verurtei¬ 
lung von Befreiungsbewegungen dienen, 
gehört beendet.“ 

Anfrage und Antwort sind auf www. 
ulla-jelpke.de einzusehen. 

AKW-Betreiber sollen zahlen 

Der Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) hat vor Risiken 
bei der Finanzierung von Atomenergie- 
Folgekosten gewarnt. „Bleiben die bis¬ 
her vorhandenen rund 36 Milliarden 
Euro Rückstellungen für Stilllegung 
und Rückbau der Atomanlagen und 
die Atommülllagerung in der Hand der 
Stromkonzerne, ist die Finanzierung der 
Folgekosten der Atomenergie infrage 
gestellt“, sagte der BUND-Vorsitzende 
Hubert Weiger. Er verlangte die Über¬ 
führung der Rückstellungen für die La¬ 
gerung des Atommülls in einen öffent¬ 
lich-rechtlichen Fonds. 

„Das von den AKW-Betreibern vor¬ 
geschlagene Modell einer Stiftung, in die 
vorhandene Rückstellungen einfließen, 
und bei dem im Gegenzug der Staat die 
Verantwortung für die Folgekosten der 
Atomenergie übernimmt, ist der falsche 
Weg. Damit würden enorme Risiken auf 
die Steuerzahler verlagert. Es muss drin¬ 
gend dafür gesorgt werden, dass die Fol¬ 
gekosten der Atomenergie tatsächlich 
von den AKW-Betreibern getragen wer¬ 
den“, sagte Weiger anlässlich der Vorstel¬ 
lung der Studie „Atomrückstellungen für 
Stilllegung, Rückbau und Entsorgung - 
Kostenrisiken und Reformvorschläge für 
eine verursachergerechte Finanzierung“. 

In den zurückliegenden Jahrzehnten 
hätten die Betreiber deutscher Atom¬ 
kraftwerke mit den Rückstellungen für 
die Atommüllentsorgung Zusatzprofite 
in Höhe von 79 Milliarden Euro erwirt¬ 
schaftet, so der BUND-Vorsitzende. Die¬ 
se Gelder seien jedoch in den Bilanzen 
und Gewinnen der AKW-Betreiber ver¬ 
schwunden. 

Der BUND-Energieexperte Thor- 
ben Becker forderte, bei der Einrich¬ 
tung eines öffentlich-rechtlichen Fonds 
die voraussehbaren Kostensteigerungen 
zu berücksichtigen. Der Fonds solle vor 
allem vorhandene Rückstellungen si¬ 
chern. Die AKW-Betreiber müssten je¬ 
doch auch für zu erwartende Kostenstei¬ 
gerungen haften. 


D er Rat der Stadt Solingen hat sich 
einstimmig gegen alle Benachtei¬ 
ligungen ausgesprochen, die sich 
aus dem Abschluss der transatlanti¬ 
schen Freihandelsabkommen (TTIP) 
und das Europäisch-Kanadische Frei¬ 
handelsabkommen (CETA) für die 
Kommune ergeben. 

Attac Solingen hatte dazu mit der 
Bürgerinitiative „Solingen gehört uns!“ 
eine Anregung an den Rat der Stadt zu 
TTIP/CETA gestellt. Diese Anregung 
wurde von Oberbürgermeister Norbert 
Feith (CDU) jedoch abgewiesen. Seine 
Begründung: Bürger dürfen nur Anträ¬ 
ge stellen, die im Entscheidungsbereich 
der Stadt liegen. Entscheidungen über 
TTIP und CETA lägen nicht im kom¬ 
munalen Kompetenzbereich. Damit 
wurde der Antrag im Unterausschuss 
Bürgerbeteiligung und Transparenz so¬ 
wie im Haupt- und Personalausschuss 
zwar zur Kenntnis genommen, aber ab¬ 
gestimmt werden durfte nicht. 

Dennoch setzten SPD und Grüne 
das Thema auf die Tagesordnung der 
Ratssitzung am 4. September. Die Lin¬ 
ke, CDU und FDP schlossen sich dem 
Antrag noch kurzfristig an. In den 
Wortbeiträgen vor der Abstimmung 
wurde mehrfach darauf hingewiesen, 
dass der Anstoß zu diesem Antrag von 
der Bürgerinitiative „Solingen-gehört- 
uns“ und Attac gekommen sei. 

Der Tagesordnungspunkt 53 „Reso¬ 
lution zum Transatlantischen Freihan¬ 
delsabkommen“ wurde abschließend 
geschlossen vom gesamten Rat befür¬ 
wortet. 


Die Vorbereitungen auf den G7-Gipfel 
am 4. und 5. Juni 2015 auf Schloss El¬ 
mau, einem früheren Wehrmachtshotel, 
sind angelaufen. Wieder einmal trifft 
sich die „Gruppe der Sieben“ (G7) an 
einem leicht abzuriegelnden Ort, dies¬ 
mal in den bayerischen Alpen. Doch die 
Repräsentanten der reichsten und mäch¬ 
tigsten Staaten der Welt, die Staats- und 
Regierungschefinnen Deutschlands, der 
USA, Japans, Großbritanniens, Frank¬ 
reichs, Italiens und Kanadas sollen auch 
dort nicht ungestört bleiben. Auf einer 
Aktionskonferenz am 20./21. 9. in Mün¬ 
chen hat sich ein bundesweites Bündnis 
gebildet, das sich in die Reihe des welt¬ 
weiten Widerstands gegen die Politik 
der G7 stellt. Anwesend war ein buntes 
Spektrum der linken Bewegung: Vertre¬ 
ter der Partei „Die Linke“, der Grünen 
aus der betroffenen Region, der „Missi¬ 
on Eine Welt“ der evangelischen Kirche, 
der Internationalistischen Linken (IL), 
der SDAJ und der DKP, von Migranten-, 
Flüchtlings- und anderen linken Organi¬ 
sationen - insgesamt über 100 Aktivis¬ 
tinnen und Aktivisten. 


Im Beschluss heißt es wörtlich: 
„Der Rat der Stadt Solingen unter¬ 
stützt ausdrücklich den Beschluss und 
die Begründung des Hauptausschusses 
des Deutschen Städtetags vom 12. 02. 
2014 zu den Auswirkungen weltwei¬ 
ter Handelsabkommen auf die kommu¬ 
nale Daseinsvorsorge’ und fordert die 
Bundesregierung auf, sich mit Nach¬ 
druck bei der EU-Kommission für die 
in dem Beschluss genannten Punkte 


Das Schloss liegt abgeschirmt von 
hohen Bergen und ist außer über kleine 
Wanderwege und Forststraßen nur über 
zwei leicht zu blockierende Zugangsstra¬ 
ßen zu erreichen. Mehr als 10 000 Poli¬ 
zisten werden das Hotel weiträumig be¬ 
wachen, Bundeswehr und Verfassungs¬ 
schutz sollen eingesetzt werden. Allein 
130 Millionen will das Land Bayern auf¬ 
bringen für den Ausbau der Infrastruk- 


Gy-Gipfel im Juni 2015 
in Bayern 


tur wie des Digitalfunknetzes, vor allem 
aber für „Sicherheit“. Alles soll dazu die¬ 
nen, Demonstranten von Elmau fern zu 
halten. 

Der nächste größere Ort ist Gar¬ 
misch-Partenkirchen, etwa 90 km von 
München entfernt. Die leichtere Er¬ 
reichbarkeit durch bundesweite und 
internationale Teilnehmer spricht für 
München als Ort der Großdemonstra¬ 
tion, für Garmisch jedoch die höhere 
Aufmerksamkeit durch die Öffentlich- 


einzusetzen. Der hier genannte grund¬ 
sätzliche Ausschluss der kommunalen 
Daseinsvorsorge von weltweiten Han¬ 
delsabkommen (Punkt 2 des Beschlus¬ 
ses des Städtetages) wird ausdrücklich 
begrüßt.“ 

Die CDU Solingen verkündete so¬ 
gar, dass sie eine Info-Veranstaltung zu 
diesem Thema organisieren wolle. 

Wenn sich mehr und mehr Städte 
und Kommunen gegen TTIP, CETA 


keit, wenn nicht weit vom Tagungsort 
während des Treffens protestiert wird. 
So wurde außer der Großdemonstration 
in München am 30. 5. eine Abschluss¬ 
demo in Garmisch am 5.6. beschlossen. 
Aktionscamps vor Ort und ein Stern¬ 
marsch auf Elmau am 4. 6. sollen dafür 
sorgen, dass die Proteste so nahe wie 
möglich an das G7-Treffen herangetra¬ 
gen werden, um es möglichst empfind¬ 
lich stören zu können. Die Grünen wie¬ 
sen darauf hin, dass die ganze Gegend 
Naturschutzgebiet ist, so dass verschie¬ 
dene kreative Aktionen erschwert wer¬ 
den. Aktionskonsens sind Aktionen des 
zivilen Ungehorsams, wozu seit Jahren 
selbstverständlich auch Blockaden ge¬ 
hören. Und ähnlich wie bei den Blocku- 
py-Protesten wird ein Aktions-Konsens 
angestrebt, d.h. die Verpflichtung, sich 
nicht von der Polizei provozieren zu las¬ 
sen. Die Erfahrung der Anwesenden ist 
es schließlich, dass Gewalt von der Po¬ 
lizei und nicht von den Demonstranten 
ausgeht. 

Weiter wird für den 31. 5. ein Ge¬ 
gengipfel vorbereitet, der bisher vom 


und TIS A aussprechen - und das auch 
in allen anderen Ländern der EU - 
wird es nach Auffassung der Bürger¬ 
initiative schwierig für die EU-Kom¬ 
mission, die Abkommen abzuschlie¬ 
ßen. 

In diesem Monat wird zusätzlich die 
Europäische Bürgerinitiative eine Ab¬ 
stimmung gegen die Handelsabkom¬ 
men starten. 

UK 


isw, attac München, der Linken Mün¬ 
chen bzw. dem Kurt-Eisner-Verein 
u.a. unterstützt wird und dringend der 
Ausweitung auf bundesweite Struktu¬ 
ren bedarf. Dort sollen international 
bekannte Referenten die Kritik an der 
Politik der G7 formulieren, die „neo¬ 
liberale Wirtschaftspolitik, Krieg und 
Militarisierung, Ausbeutung, Armut 
und Hunger, Umweltzerstörung und 
Abschottung gegenüber Flüchtenden“ 
bedeutet, wie es im Kurzaufruf heißt. 

Übereinstimmung für diesen ge¬ 
meinsamen Aufruf zu finden, gestal¬ 
tete sich am schwierigsten bei dem 
Treffen. Schließlich setzte sich der 
Antrag der SDAJ durch, einen kurzen 
allgemein gehaltenen Bündnistext zu 
verabschieden, der es den einzelnen 
Organisationen erlaubt, ihren eige¬ 
nen Aufruf auf der Rückseite eines 
Flyers zu präsentieren. Der Beschluss 
des Plenums, diesen Kurzaufruf durch 
die politische Plattform der Vorberei¬ 
tungsgruppe zu ergänzen, konnte we¬ 
gen der Fülle der Änderungsanträge 
nicht umgesetzt werden. Ein weiterer 
Aufruf wird folgen. Die Voraussetzung 
für eine breite und internationale Mo¬ 
bilisierung zu Protesten ist geschaffen. 

Renate Münder 


Auf nach Elmau 

Tragen wir den Protest auf den G7-Gipfel 
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Koalitionspoker nach den 
Landtagswahlen 

SPD trotz Verlusten in der Rolle der Königsmacherin 



Wann, 
wenn nicht 
jetzt: 


Foto: Die Linke Thüringen. 

Bodo Ramelow, Ministerpräsident in spe(?). Das Gerücht, dass Ramelow nur graue Anzüge von der Stange trägt, stimmt 
offensichtlich nicht. 


N ach den Landtagswahlen, die in 
Sachsen bereits Ende August 
und in Thüringen und Bran¬ 
denburg Mitte dieses Monats stattge¬ 
funden haben, verhandeln die Partei¬ 
en nunmehr über künftige Koalitions¬ 
möglichkeiten. 

In Sachsen hat sich die CDU, die be¬ 
reits seit der Annexion der DDR die 
Landesregierung im Freistaat anführt, 
mit der SPD geeinigt, künftig wieder 
eine gemeinsame Regierungskoalition 
zu stellen. Dies war bereits in der vor¬ 
letzten Legislaturperiode der Fall. Mit 
dem Ausscheiden der FDP aus dem 
Sächsischen Landtag, musste sich die 
CDU um einen neuen Koalitionspart¬ 
ner bemühen. Die Christdemokraten 
hatten dazu Gespräche mit SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen geführt. Letz¬ 
tere lehnten ein „schwarz-grünes“ 
Bündnis, welches in der Vergangenheit 
vor allem bei der nunmehr ehemaligen 
grünen Fraktionschefin Antje Hermen- 
au auf Sympathien gestoßen war, mehr¬ 
heitlich ab. 

„Es bleibt rückblickend festzustel¬ 
len: Die Spitzenkandidatin der Grünen 
kündigte in der heißen Wahlkampfpha¬ 
se an, mit der CDU über eine Koalition 
verhandeln zu wollen. Ihre Partei stellt 
nunmehr schon während der Sondie¬ 
rung fest, dass das programmatisch gar 
nicht geht. Fazit: Eine mögliche rot-rot- 
grüne Wechselstimmung wurde vorzei¬ 
tig wider besseres Wissen totgeredet. 
Einem Reformbündnis wurden somit 
keine Chancen eingeräumt. Die Folgen 
für die sächsische politische Landschaft 
bleiben bedauerlich“, kommentierte 
Rico Gebhardt, Vorsitzender der Frak¬ 
tion der Partei „Die Linke“ im Säch¬ 
sischen Landtag, das Vorgehen von 
Bündnis 90/Die Grünen in Sachsen. 

Mit der erfolgten Vorentscheidung 
für ein zukünftiges Regierungsbünd¬ 
nis aus CDU und SPD komme auf 
Sachsen „die langweiligste aller mög¬ 
lichen Koalitionsvarianten zu“, kom¬ 
mentierte Gebhardt weiter. In Thürin¬ 
gen deuten die Zeichen zunehmend 
auf ein Regierungsbündnis aus Links¬ 
partei, SPD und Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen hin. Zwar war die endgültige Ent- 


Die Unruhe in den Unionsparteien 
nimmt nach den spektakulären Wahler¬ 
folgen der Alternative für Demagogen, 
kurz AfD genannt, zu. Zwar hat diese 
rechtspopulistische Partei massenhaft 
Wählerinnen und Wähler vor allem aus 
dem Potential bisheriger Nichtwähler ge¬ 
winnen können, aber auch von anderen 
Parteien - die Linkspartei eingeschlos¬ 
sen - kräftig abgezogen. Allein von der 
FDP wanderten in Sachsen 18 000 zur 
AfD. In Brandenburg waren es 17 000 
und in Thüringen 11 000. Aber auch die 
CDU verlor eine Menge: In Sachsen 
33 000, in Brandenburg und Thüringen 
jeweils 18 000 Wählerstimmen. 

Daher ist die CDU aufgeschreckt, 
gibt sich öffentlich aber noch gelassen. 
Die „beste Antwort“, die man den Wäh¬ 
lern der AfD geben könne, sagte Bun¬ 
deskanzlerin und CDU-Vorsitzende 
Merkel, sei „eine erfolgreiche Regie¬ 
rungsarbeit für die Menschen im Lan¬ 
de, egal ob in einem Bundesland oder 
auf Bundesebene“. Ähnlich war es vom 
bayerischen Ministerpräsidenten und 
CSU-Vorsitzenden Seehofer zu hören: 
„Der beste Schutz gegen die AfD ist 
eine gute eigene Politik.“ Beide schwo¬ 
ren dieser Tage: Keine Zusammenar¬ 
beit mit der AfD in Bund und Ländern. 
Die Abspaltung der ehemaligen Mit¬ 
glieder der Unionsparteien solle ein¬ 
fach ignoriert werden. 

Es ist kaum zu erwarten, dass die¬ 
se Linie lange durchgehalten werden 


Scheidung bei UZ-Redaktionsschluss 
noch nicht gefallen, die Grünen hatten 
sich jedoch bereits für ein sogenanntes 
„Reformbündnis“ mit der Linkspar¬ 
tei und Sozialdemokraten ausgespro¬ 
chen. Damit stehen die Chancen für 
Bodo Ramelow zunehmend besser, 
tatsächlich in Kürze erster Minister¬ 
präsident der Linkspartei überhaupt 
zu werden. 

Die bisherigen Gespräche zwi¬ 
schen den drei Parteien hätten „in gu¬ 
ter Atmosphäre“ stattgefunden, sagte 
Ramelow und sprach sich dafür aus, 
dass „Gründlichkeit in jedem Fall vor 
Schnelligkeit gehen“ solle. Somit dürf¬ 
ten noch mehrere Gespräche zwischen 
den potentiellen Partnern anstehen, be¬ 
vor es wirklich zu Koalitionsverhand¬ 
lungen kommt. 


kann. Denn die heutigen AfD-Füh- 
rungskräfte kommen durchweg aus 
den Reihen der CDU. Sie haben die 
Partei verlassen, weil sie mit dem po¬ 
litischen Kurs, den Merkel in den letz¬ 
ten zehn Jahren der CDU verordnete, 
nicht mehr einverstanden waren. Das 
sei Verrat an den konservativ-bürger¬ 
lichen Werten gewesen, mokierten sie. 
Das Profil der Partei sei nicht mehr 
erkennbar gewesen, bemängelten sie. 


Seehofer (CSU) will sich mit 
der AfD zusammensetzen 


Eine „Sozialdemokratisierung“ der 
Union schreite voran, monierten sie. 
Das Fass zum Überlaufen brachte je¬ 
doch in den beiden letzten Jahren die 
Europapolitik. Zwar wettert die AfD 
darüber, dass Deutschland Zahlmeis¬ 
ter dieses Europas der Banken ist und 
fordert sogar ein „zurück zur D-Mark“, 
aber eine politische Alternative hat sie 
nicht. 

Mit ihrer Kritik stehen die AfD- 
Politiker nicht allein. Etliche Mit¬ 
glieder der CDU und der CSU sehen 
es ähnlich. Erst vor wenigen Tagen 
hat sich der „Berliner Kreis“ wieder 
zu Wort gemeldet. Ihm gehören der 
CDU-Innenpolitiker Bosbach sowie 
mehrere hessische CDU-Politiker an. 
Diese Gruppe hat bereits in den letz- 


In Brandenburg wird hingegen bis¬ 
her mit dem Fortbestand der Koalition 
von SPD und Linkspartei gerechnet, 
obwohl letztere bei den vergangenen 
Landtagswahlen fast 9 Prozent ihrer 
bisherigen Wählerinnen und Wähler 
verloren hatte. Während Beobachter 
den rapiden Zustimmungsverlust auf 
diverse gebrochene Wahlversprechen 
der Linkspartei zurückführten, hatte 
Margitta Mächtig selbst am Wahla¬ 
bend sinngemäß geäußert, dass Wäh¬ 
ler die gute Politik der Linkspartei halt 
einfach nicht verstanden hätten. Die 
SPD jedenfalls dürfte gut daran tun, 
die Koalition mit der Linkspartei fort¬ 
zusetzen, hätte sie doch - im Gegen¬ 
satz zur Brandenburger CDU - damit 
einen konturlosen und ungefährlichen 
Partner. Wenngleich es durchaus eine 


ten Jahren mehrfach über den politi¬ 
schen Kurs der CDU gemäkelt. In ih¬ 
rer aktuellen Stellungnahme heißt es 
u.a.: „Gerade im liberal-konservativen 
Bereich hat die Union in den letzten 
Jahren - leider - deutlich an Anzie¬ 
hungskraft verloren“. Es wird zwar 
festgestellt, dass die AfD auch aus an¬ 
deren politischen Lagern Zuspruch 
erhalten habe, „aber wenn sich eine 
Kraft rechts der Mitte neu positio¬ 
niert, dann ist das weniger ein Prob¬ 
lem der Linkspartei oder von Bündnis 
90/Die Grünen - das ist eine beson¬ 
dere Herausforderung für CDU und 
CSU“, schreiben die CDU-Kritiker. 
Gerade in Zeiten der Großen Koali¬ 
tion leide das Profil der daran betei¬ 
ligten Parteien und damit auch das 
Profil der CDU und CSU. Von seinem 
Fraktionsvorsitzenden Kauder, der an 
keiner Talkshow mit AfD-Beteiligung 
präsent sein wird, wurde Bosbach kräf¬ 
tig abgebürstet: Die Gruppe um Bos¬ 
bach verstoße gegen Grundsätze der 
Partei, war von ihm zu hören. 

Bemerkenswert sind auch die Hin¬ 
weise von den CDU-Kritikern, die 
ja unstrittig keineswegs links stehen, 
auf den Standort der AfD in der po¬ 
litischen Landschaft. Der hessische 
CDU-Rechtsaußen Christean Wagner, 
ehemaliger Chef der Landtagsfrakti¬ 
on, ist zum Beispiel folgender Auffas¬ 
sung: „Auch vor diesem Hintergrund 
(GroKo) darf die Union im Hinblick 


auch gute Portion Witz hätte, wenn die 
Sozialdemokraten ihren bisherigen 
Koalitionspartner flugs fallen lassen 
würden, nachdem dieser bei den Wah¬ 
len so massiv geschwächt worden war. 
Aus dieser Entwicklung lernen dürfte 
die Brandenburger Partei „Die Linke“ 
indes gar nichts. Außer großspurigen 
Ankündigungen und Allgemeinplät¬ 
zen, haben die demokratischen Sozi¬ 
alisten bisher keine politisch-inhaltli¬ 
chen Konsequenzen aus der massiven 
Wahlschlappe gezogen. Der alte PDS- 
Wahlkampfslogan „Veränderung be¬ 
ginnt mit Opposition“ ist mittlerweile 
eben nicht nur in Brandenburg, son¬ 
dern auch in der nach Karl Liebknecht 
benannten Parteizentrale der Links¬ 
partei in Berlin ad acta gelegt worden. 

Markus Bernhardt 


auf ihre ureigenen Kernthemen keinen 
politisch-programmatischen Raum für 
andere Parteien lassen. Wenn ihr das 
nicht gelingt, schwächt sie - sicherlich 
ungewollt - das bürgerliche Lager und 
trägt dazu bei, dass das Pendel nach 
rechts ausschlägt.“ Ganz in diesem Sin¬ 
ne mahnte auch der CDU-Fraktions- 
vorsitzende im thüringischen Landtag, 
Mike Mohring, im Deutschlandfunk: 
„Ich bin ja seit Monaten unterwegs 
als derjenige, der in ganz Deutschland 
sagt, dass der Kurs des Ignorierens mit 
Sicherheit nicht der richtige Weg ist.“ 
Die CDU solle „den alten Leitsatz von 
Franz-Josef Strauß berücksichtigen, 
dass es rechts von der Union keine de¬ 
mokratische Partei geben darf, die da 
Platz hat.“ 

Für einige Monate wird der Kurs 
des Ignorierens wohl halten. Aber ob 
die Unionsparteien auf Dauer damit 
zurecht kommen werden, nachdem 
ihre Getreuen von der FDP versenkt 
wurden, darf man mit Recht bezwei¬ 
feln. Denn CSU-Vorsitzender Seehofer 
sieht bereits die Gefahr, dass seine Par¬ 
tei in Bayern bei Antritt der AfD unter 
40 Prozent rutschen könnte. „Wir ha¬ 
ben bei der Europawahl gesehen, wie 
schnell das gehen kann. Freie Wähler 
und AfD hatten in Bayern zusammen 
über zwölf Prozent“, sagte er. „Deshalb 
müssen wir uns mit der AfD auseinan¬ 
dersetzen.“ 

Rolf Priemer 


Jugendstrafe für 
Neonazi-Schläger 

Matthias D., Kreisvorsitzender der 
Neonazi-Partei „Die Rechte“ in Wup¬ 
pertal, ist am 19. September vom örtli¬ 
chen Landgericht zu einer Jugendstra¬ 
fe von zweieinhalb Jahren verurteilt 
worden. Der inzwischen 23-Jährige war 
nach Überzeugung des Gerichts im Sep¬ 
tember 2011 führend an einem brutalen 
Überfall einer Gruppe von Neonazis auf 
Personen beteiligt, die sie dem linken 
Lager zurechneten. In erster Instanz war 
ebenfalls eine 30-monatige Strafe gegen 
ihn verhängt worden, allerdings nach 
Erwachsenenstrafrecht. D. habe einer 
Frau mit einem Holzknüppel zwei Mal 
auf den Kopf geschlagen, befand das 
Jugendschöffengericht seinerzeit nach 
der Beweisaufnahme. Die Frau trug eine 
Platzwunde am Hinterkopf davon. 

Drei weitere Angeklagte im Alter 
von 26 bis 29 Jahren wurden in der Be¬ 
rufungsverhandlung wegen der gemein¬ 
schaftlichen gefährlichen Körperver¬ 
letzung ebenfalls zu 30 Monaten Haft 
verurteilt. In erster Instanz waren 26 
Monate Haft gegen sie verhängt wor¬ 
den. Gegen das Urteil können die vier 
Neonazis Revision einlegen. (blick nach 
rechts) 

Kritik an Dresdner 
Staatsanwaltschaft 

Die Staatsanwaltschaft Dresden hat 
Ermittlungen nach Paragraf 129 StGB 
(„Bildung einer kriminellen Vereini¬ 
gung“), die sich gegen rund 25 Perso¬ 
nen vermeintliche Mitglieder einer an¬ 
geblich existenten „Antifa-Sportgrup¬ 
pe“ richteten, mittlerweile eingestellt. 
Der ominösen Gruppierung war zuvor 
von der Behörde vorgeworfen worden, 
gezielte Übergriffe auf Neofaschisten 
verübt und in andere Gewaltdelikte 
verstrickt gewesen zu sein. So sollen 
ihre Mitglieder an Brandanschlägen auf 
die Bundeswehr beteiligt gewesen sein 
und angeblich gewaltbereite Demonst¬ 
ranten am 19. Februar 2011 koordiniert 
zu haben. Mit der jetzt erfolgten Ein¬ 
stellung musste die Staatsanwaltschaft 
nun jedoch zugeben, dass die seit etwa 
4 Jahren andauernden Ermittlungen zu 
keinem Ergebnis geführt haben und die 
angebliche Sportgruppe nichts als Fikti¬ 
on gewesen ist. 

Die Behörden hatten unter ande¬ 
rem die besagte „Antifa-Sportgruppe“ 
als Begründung für die massenhafte 
Überwachung von mehreren Tausend 
Antifaschisten angeführt, die 2011 in 
Dresden gegen einen Naziaufmarsch 
demonstrierten und diesen erfolgreich 
verhindert hatten. „Jahrelang wurden 
engagierte Nazigegner ausgeforscht 
und beschattet, wurden Telefone abge¬ 
hört, Wohnungen durchsucht und riesi¬ 
ge Mengen an Telefondaten gesammelt. 
Nur, um am Ende festzustellen, dass die 
angebliche kriminelle Vereinigung aus¬ 
schließlich in den Köpfen der Staatsan¬ 
waltschaft existiert hat“, kritisierte Silvio 
Lang, Sprecher des Bündnisses „Nazi¬ 
frei! Dresden stellt sich quer“, welches 
von Anfang an betont hatte, dass die Er¬ 
mittlungen nur zum Ziel hatten, „Anti¬ 
faschisten einzuschüchtern und unlieb¬ 
same Organisationen zu überwachen“. 
Wenn heute die Verfahren gegen dieje¬ 
nigen wegen geringer Schuld eingestellt 
würden, die gestern angeblich noch ge¬ 
waltbereite Rädelsführer gewesen sein 
sollen, dann sei das nichts anderes als 
ein schlechter Witz, so Lang, der sich au¬ 
ßerdem dafür aussprach, dass „die für 
das Verfahren verantwortlichen Staats¬ 
anwälte ihren Hut nehmen“ müssten 
und der „Schnüffelparagraph 129 (...) 
abgeschafft werden“ müsse. 

Kritik an der Dresdner Staatsan¬ 
waltschaft kam auch von Patrik Köbe- 
le, dem Vorsitzenden der Deutschen 
Kommunistischen Partei (DKP), die 
Teil des antifaschistischen Bündnisses 
„Dresden Nazifrei!“ ist und in den ver¬ 
gangenen Jahren ebenfalls zu den Pro¬ 
testen nach Dresden mobilisiert hatte. 
„Es zeigt sich wieder einmal, dass der 
Paragraf 129 StGB von den Behörden 
offensichtlich einzig dazu missbraucht 
wird, schrankenlos linke Organisatio¬ 
nen und Strukturen auszuspionieren“, 
kritisierte Köbele im Gespräch mit UZ. 
Jedoch sei erfreulich, dass die gegen 
Antifaschisten gerichtete Kriminalisie¬ 
rungsstrategie der Behörden offenbar 
nunmehr gescheitert sei. (bern) 


CDU und CSU sind aufgeschreckt 

Streit über Alternative für Demagogen (AfD) 
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Ebola - 


E bola - noch eine „Epidemie der 
Armut und Korruption“ sagt je¬ 
mand, der es wissen muss. Peter 
Piot, der Direktor der London School 
of Hygiene and Tropical Medicine, hat 
1976 in einem Laboratorium im belgi¬ 
schen Anvers den Virus isoliert. Zwei 
Jahre zuvor hatte der Virus belgische 
Missionare in ihrem Buschkranken¬ 
haus am Ufer des Ebola-Llusses in 
Zaire (dem früheren Belgisch-Kongo) 
mitsamt hunderter ihrer Patienten hin¬ 
weggerafft. Aber in diesem Jahr löschte 
der Tod nicht wie in den letzten 40 Jah¬ 
ren auch die Epidemie mit aus, die klei¬ 
ne isolierte Dorfgemeinschaften in der 
DR Kongo, Gabun und Uganda erfasst 
hatte. Seit März verbreitet sich die Vi¬ 
rusinfektion schneller als der Tod. Die 
Regierungen der westafrikanischen 
Länder Guinea, Sierra Leone und Li¬ 
beria sind unfähig, eine Epidemie zu 
bekämpfen. Nach mehreren Jahrhun¬ 
derten monopolkapitalistischer Aus¬ 
beutung der Bodenschätze, mehreren 
Jahrzehnten neokolonialer Reformen 
zur neoliberalen „strukturellen Anpas¬ 
sung“ durchgeführt von willfährigen, 
sich maßlos bereichernden Politiker- 
Clans, fehlt es an notwendiger Infra¬ 
struktur und an Know-how, um diese 
Epidemie zu bekämpfen. Da passt ins 
Bild, dass die Präsidentin von Liberia, 
Ellen Johnson Sirleaf, Mitte September 
zehn hohe Ministerialbeamte „wegen 
Ungehorsams“ entließ, darunter zwei 
Staatssekretäre im Justizministerium, 
weil die sich weigerten, aus dem Aus¬ 
land zurückzukehren. 

Dabei grassiert Ebola zusätzlich zu 
den anderen „Epidemien der Armut 
und Korruption“, was nicht vergessen 
werden sollte. Mehr als eine Million 
Erwachsene und Kinder sterben in der 
Region an AIDS. Malaria verursacht 
jedes Jahr mehr als 600 000 Tote, in der 
Mehrheit Kinder. Im subsaharischen 
Afrika und in Mittelasien fallen täglich 
1 600 Kinder dem Durchfall zum Op¬ 
fer. Wer zählt die Tausende von Toten, 
die der Mangel an Nahrung, an Trink¬ 
wasser, die unsäglichen hygienischen 
Bedingungen in den „Bidonvilles“ der 
großen Städte umbringt? Nach Anga¬ 
ben der Weltbank leben 70 Prozent der 
Gesamtbevölkerung Westafrikas unter 
solchen Lebensumständen, davon 49 
Prozent in extremer Armut. 

Internationale Hilfe - spät, 
für Zehntausende zu spät 

Die WHO hoffte noch im August, die 
Epidemie innerhalb von neun Mona¬ 
ten in den Griff zu kriegen und schätz¬ 
te ein exponentielles Ansteigen auf 
20 000 Infizierte, davon die Hälfte dem 
Tod ausgeliefert. (Von den geschätz¬ 
ten Kosten von 1, 5 Mrd. Dollar ein¬ 
mal abgesehen.) Die New York Times 
führte aber auch die Schätzung einer 
Gruppe amerikanischer Wissenschaft¬ 
ler an, die, nachdem sich die Infektio¬ 
nen und Todesfälle im letzten Monat 
verdoppelt haben, bis zu sechzig Tau¬ 
send Infizierte und 30 000 Todesfälle 
prognostizierten. 

Nach einem halben Jahr der „globa¬ 
len Koalition der Untätigkeit“ (Ärzte 
ohne Grenzen) nehmen sich überre¬ 
gionale Organisationen der Epidemie 
an. Die Afrikanische Union wie auch 
die west- und zentralafrikanische Wirt¬ 
schaftsgemeinschaften CEDEAO und 
CAMAC versuchen, die afrikanischen 
Aktivitäten zu koordinieren, nachdem 
die einzelnen Staaten ihr Heil in der 
Abschottung gesucht hatten. Nachbar¬ 
staaten schlossen Grenzen, zeitweise 
Flughäfen, verweigerten Container¬ 
schiffen einzulaufen, wenn sie „konta¬ 
minierte Länder“ befuhren. Sogar in¬ 
ternationale Tagungen wurden abge¬ 
sagt, so der Gipfel der Afrikanischen 
Union zu „Arbeit und Beschäftigung“, 
der auf einen unbestimmten Zeitpunkt 
verschoben wurde, wie auch der Fest¬ 
akt in Cote dTvoire zum 50jährigen 
Bestehen der BAD, der afrikanischen 
Entwicklungsbank, oder die SIAO, die 
überregional bedeutende Internationa¬ 
le Handwerksmesse in Ouagadougou 
(Burkina Faso) Ende Oktober. 


Epidemie der Armut und Korruption 


Internationale Hilfe kommt für Zehntausende zu spät 



Elf Wirtschaftsbosse von Westafri¬ 
ka ausbeutenden multinationalen Un¬ 
ternehmen wie Lakshmi Mittal, David 
Rothschild und John Kavanagh, alar¬ 
miert durch die Auswirkungen der 
Seuche auf die Geschäfte, appellierten 
gemeinsam Anfang September an die 
internationalen Organisationen, ihre 
Anstrengungen zu erhöhen, diese bes¬ 
ser zu koordinieren und die Reise- und 
damit Transportverbote aufzuheben. 
Sie begrüßten die Ankündigung des 
US-Präsidenten, medizinisches Perso¬ 
nal und 3 000 Militärs in die Zone zu 
entsenden. 

Kuba schickt Mediziner 

Die Vereinten Nationalen haben am 
18. September „gegen die weltweite 
Gefahr für Frieden und Sicherheit“ die 
Sondermission UNMEER gegründet, 
um die internationale Hilfe, medizini¬ 
sches Personal, Hilfsgüter und -gelder 
zu koordinieren. Und wie die Afrika¬ 
nische Union rief die UNO dazu auf, 
die Reisebeschränkungen aufzuheben. 
Trotz des Wirtschafts- und Medien¬ 
kriegs, des von der USA erklärten und 
von der UNO regelmäßig verurteil¬ 
ten Embargos gegen das sozialistische 
Kuba, trotz eigener wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten gab Kuba als erstes 
Land solidarische Antwort auf den Hil¬ 
feruf der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO/OMS) und entsendet nach Sier¬ 
ra Leone 165 Mediziner. Um diese in¬ 
ternationalistische Großtat einzuschät¬ 
zen sei nur Le Monde vom 5. Sept. an¬ 
geführt: „In den drei Ländern Guinea, 
Sierra Leone und Liberia stehen nur 
ein bis zwei Ärzte zur Verfügung, um 
100 000 Personen zu behandeln. Und 
dabei sind Mediziner besonders gefähr¬ 
det: Jeder zehnte Infizierte gehört zum 
medizinischen Personal, bislang sind 
240 Infizierte registriert, von ihnen ist, 
wie überall, die Hälfte gestorben.“ 

Die USA schicken Soldaten 

Nach dem mit Frankreich, der EU und 
Japan betriebenen Drohnen-Stütz- 
punkt Camp Lemmonier in Djibou¬ 
ti eröffnet in der Zone West Africom 
ein neues Kommando-Zentrum in Li¬ 
beria. General Darryl William verfügt 
über 3 000 GFs, einem Flughafen und 
einen Logistikpunkt in Senegal. Die¬ 
ses Hauptquartier dient dazu, die in¬ 
ternationalen Anti-Ebola-Aktivitäten 
zu leiten und zu überwachen, was den 
Transport von medizinischem Personal 
und Feldkrankenhäuser betrifft. Für 
Obama „ein Beispiel, was geschieht, 
wenn die USA die Führung überneh¬ 
men“, selbst wenn die Ansteckung in 
den USA äußerst gering ist, wie er in 
seiner Rede im CDC, dem (militäri¬ 


schen) Zentrum für die Kontrolle und 
Vorbeugung von Krankheiten in Atlan¬ 
ta sagte. Dort wurden die beiden ersten 
infizierten US-Mediziner behandelt. 
Unterstützen soll das amerikanische 
Vorhaben eine gemeinsame Logistik- 
Kette von Frankreich und Deutschland 
mit Verteil-Zentrum in Dakar (Sene¬ 
gal). Etwa hundert deutsche Soldaten 
werden dort stationiert. 

Doppelstrategie 

Der Krieg gegen Ebola ist wie der 
Krieg gegen den Terror ein langfris¬ 
tig angelegtes Unterfangen. Selbst 
akute Maßnahmen, wenn die aktu¬ 
elle Seuche in neun Monaten unter 
Kontrolle sein sollte, worauf Exper¬ 
ten kaum zu hoffen wagen, die beglei¬ 
tenden Maßnahmen zur Versorgung 
ganzer Landstriche wenn nicht Regi¬ 
onen mit Lebensmitteln wird weit da¬ 
rüber hinausreichen. Die vorbeugen¬ 
den Maßnahmen, um das Übersprin¬ 
gen in andere Regionen zum Beispiel 
in das nördlich von Guinea liegende 
Bürgerkriegsland Mali zu verhindern. 
Oder um in Nigeria und der DR Kon¬ 
go nach der eingeschlagenen Strategie 
der zentralafrikanischen Wirtschafts¬ 
gemeinschaft CEMAC von „Dorf für 
Dorf“ zu gehen und „kein Haus ohne 
Desinfektion“ zu lassen. Ein Auftre¬ 
ten mutierter Ebola-Viren (analog der 
Mutation von Grippe-Viren) und dem 
erneuten Ausbrechen einer Epidemie 
ist durchaus möglich, wenn nicht wahr¬ 
scheinlich. 

Es spricht einiges dafür, dass die 
amerikanischen Soldaten gekommen 
sind, um zu bleiben. Wie lange, wer 
kann das sagen? Auch wenn stellver¬ 
tretend für den US-Imperialismus die 
französischen Eingreiftruppen nun¬ 
mehr effektiv umgruppiert sind, die 
Stationierungsabkommen mit den be¬ 
troffenen Ländern unter Dach und 
Fach sind - die 2007 von allen afri¬ 
kanischen Ländern abgelehnte Sta¬ 
tionierung von Africom könnte nun¬ 
mehr nachgeholt werden. Schließlich 
gelte es, den Rahmen amerikanischer 
Interessen zu sichern und potentiel¬ 
len Bedrohungen entgegenzuwirken, 
einerseits Volksaufständen wie im Ni¬ 
gerdelta, andererseits der chinesischen 
Konkurrenz im Handel und bei Direk¬ 
tinvestitionen. 

Manöver im Biokrieg 

Die New York Times wagte es, am 
11. September das Wort auszuspre¬ 
chen: „Ebola als Waffe“, nachdem ein 
FBI-Luftmarshall im Flughafen von 
Lagos (Nigeria) mit einer Spritze be¬ 
droht worden war, angeblich mit Ebo¬ 
la gefüllt, was aber nicht stimmte. Die 


US-Regierung reiht den Ebola-Virus 
bei den schwersten potentiellen Bio- 
terrorismus-Waffen ein, in einer Rei¬ 
he mit Smallpox, Anthrax, Botulismus, 
die Pest oder Tularämie. So sei der Ja¬ 
paner Aum Shinrikyo, bevor er in der 
Tokioter U-Bahn 1995 13 Leute mit 
einem Nervengas umbrachte, in Zaire 
gewesen, um - einem Kongress-Unter¬ 
suchungsbericht zufolge - Ebola-Viren 
zu sammeln. 

Selbst wenn Experten Selbstmor¬ 
dattentate mit Ebola für äußerst un¬ 
wahrscheinlich halten, hat die US-Re- 
gierung die Entwicklung der meisten 
noch im Versuchsstadium befindlichen 


Zu einem Arbeitsbesuch kam mit Os¬ 
car Martinez einer der beiden stell¬ 
vertretenden Leiter der Außenbe¬ 
ziehungen der KP Kubas (PCC) am 
16. September in das Haus der DKP 
nach Essen. Der ehemalige Botschafter 
Kubas in Deutschland (1994 bis 2000) 
wurde von Edelys Santana begleitet, 
deren Aufgabengebiet europäische 
Länder sind. 

Mitglieder des Sekretariats des Par¬ 
teivorstands der DKP, seiner Internati¬ 
onalen Kommission und der Kuba-AG 
sprachen mit den Gästen vorwiegend 
über die Lage auf Kuba (ausführliche¬ 
rer Bericht auf news.dkp.de). 

Es gehe um einen strukturellen 
Wandel sowohl in der Wirtschaft wie 


Medikamente und 
Seren, die für die 
Anwendung in der 
akuten Seuchenbe¬ 
kämpfung vorgese¬ 
hen sind, finanziert. 
Auch „ZMapp“, 
mit dem im Juli 
das amerikanische 
Mediziner-Paar 
behandelt wurde, 
entwickelte das 
kalifornische phar¬ 
mazeutischen Un¬ 
ternehmen Mapp 
Biopharmaceu- 
tical in San Die¬ 
go im Auftrag des 
US-Verteidigungs¬ 
ministeriums, wie 
New York Times 
am 6. August mel¬ 
dete. 

Die Entschei¬ 
dung der WHO, 
angesichts der Ka¬ 
tastrophe das Se¬ 
rum ZMapp zu¬ 
zulassen - ein 
hinsichtlich ihrer 
Wirksamkeit und 
unerwünschter 
N ebenwirkungen 
nicht ausreichend 
untersuchtes Medi¬ 
kament - wird sich für das Pharmaun¬ 
ternehmen, aber auch für das US-Mili- 
tär als vorteilhaft erweisen. Dem einen 
winken zukünftige Milliardenprofite im 
Verkauf und aktuell Einsparungen an 
Kosten in den „Feldversuchen“ für Ad¬ 
ministration, Honorare und Risikover¬ 
sicherungen für die Versuchspersonen 
in Millionenhöhe. Dem anderen kom¬ 
men indirekt diese Kostenersparun¬ 
gen ebenso zugute, aber dazu kommt, 
dass ein Manöver nur die Kriegsbe¬ 
dingungen simuliert, der „Krieg ge¬ 
gen Ebola“ aber in militärischer Lo¬ 
gik ein Manöver überflüssig macht. 

Georges Hallermaye 


auch in der Politik. Das Überleben 
des Sozialismus hängt von der Ent¬ 
wicklung der Produktivkräfte ab. Ne¬ 
ben der anhaltenden Blockade ist die 
Subversion durch die US-Regierung 
verstärkt worden. 

In der Wirtschaft geht es um Effi¬ 
zienzsteigerung und nicht allein um 
das Wachstum an sich, sondern um die 
Frage, in welchen Bereichen Wachs¬ 
tum benötigt und angestrebt wird. Ins¬ 
gesamt wird eine nachhaltige und an¬ 
haltende Entwicklung des Sozialismus 
angestrebt. Oscar Martinez erwähnte, 
dass zur Zeit ein Theoriekonzept für 
den künftigen Sozialismus erarbeitet 
wird. 

Günter Pohl 


Delegation aus Kuba 
besuchte die DKP 

Theoriekonzept für den künftigen Sozialismus 
wird erarbeitet 
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Aktionsplan für Waffenruhe in der Ostukraine 

Sonderstatus des Donbass bleibt umstritten 



i 200 Soldaten aus 15 Ländern veranstalten ein großes Militärmanöver in der Ukraine.„Reine Routine“, so die Regierung in 
Kiew und ihre Partner. 


A m vergangenen Samstag haben 
die Mitglieder der Kontakt¬ 
gruppe für die Ukraine einen 
Aktionsplan für die Durchsetzung der 
Waffenruhe in der Ostukraine unter¬ 
zeichnet. 

Wie Ex-Präsident Leonid Kutsch¬ 
ma, der für die Ukraine der Kontakt¬ 
gruppe angehört, nach Abschluss der 
Verhandlungen vor Journalisten er¬ 
klärte, sieht das Memorandum vor, 
„dass alle Waffen mit Kaliber von 100 
mm und mehr auf jeder Seite um min¬ 
destens 15 Kilometer zurückgezogen 
werden. Verboten ist die Stationierung 
von schweren Waffen und Kampftech¬ 
nik im Raum der besiedelten Orte.“ 
Verboten seien weiter das Anlegen 
von Minensperren und der Einsatz von 
Kampfflugzeugen, inklusive Drohnen, 
mit Ausnahme der der OSZE gehören¬ 
den Apparate. 

Die Einhaltung der Vereinbarungen 
wird von der OSZE überwacht. Laut 
Kutschma wurde beschlossen, „inner¬ 
halb eines Tages eine OSZE-Mission 
im Raum der Waffenruhe zu stationie¬ 
ren und alle ausländischen Militärein¬ 
heiten auf beiden Seiten unter OSZE- 
Beobachtung abzuziehen“. 

Angeschnitten wurde auch die Fra¬ 
ge des Gefangenenaustauschs. Wie 
Kutschma betonte, ist dieser Prozess 
im Gange, „und diese Arbeit werden 
wir noch aktiver fortsetzen. Alle Seiten 
sind an der Fortsetzung dieses Prozes¬ 
ses interessiert“. 

Wenn diese Vereinbarungen konse¬ 
quent umgesetzt werden, insbesonde¬ 
re das kontrollierte Auseinanderrücken 
der bewaffneten Kräfte und das Verbot 
des Einsatzes schwerer Waffen, könnte 
dies in der Tat zu einer bedeutenden 
Deeskalation der Lage im Kampfge¬ 
biet führen. 

Die Frage des Sonderstatus der 
Region Donbass ist bei den Verhand¬ 
lungen nicht erörtert worden, wie die 
Regierungschefs der Volksrepubliken 
Donezk und Lugansk Alexander Sa- 
chartschenko und Igor Plotnizki mit¬ 
teilten. Man wolle auf dieses Thema 
zurückkommen. „Jede der Seiten ver¬ 
steht das Gesetz über den Sonderstatus 
des Donbass auf ihre Weise“, so Sach- 
artschenko. 

Laut dem einige Tage vor den Mins- 
ker Verhandlungen von der Obersten 
Rada, dem zentralen Parlament der 
Ukraine, beschlossenen Gesetz über 
den Sonderstatus „einzelner Regionen 
des Donbass“ haben die Regierung in 
Kiew und andere zentrale Behörden 
mit den zuständigen Selbstverwal¬ 
tungsbehörden vor Ort „Vereinba¬ 
rungen über Wirtschafts-, Sozial- und 
Kulturentwicklung“ dieser Regionen 
zu schließen. Am 7. Dezember dieses 
Jahres sollen dort nach dem Plan Kiews 
Kommunalwahlen stattfinden. 

Weiter heißt es in dem Gesetz: 
„Der Staat garantiert jedem Einwoh¬ 
ner in den einzelnen Regionen der Ge¬ 
biete Donezk und Lugansk das Recht 


auf sprachliche Selbstbestimmung im 
Sinne des Gesetzes ,über die Grund¬ 
lagen der staatlichen Sprachenpolitik.“ 
Die Einwohner dieser Regionen sollen 
Russisch und jede andere Sprache, die 
sie für ihre Muttersprache halten, im 
öffentlichen und privaten Leben be¬ 
nutzen dürfen. Das Gesetz garantie¬ 
re zudem das Recht auf Lernern „der 
russischen und jeder anderen Sprache, 
ihre freie Entwicklung und Gleichbe¬ 
rechtigung“. 

In einem weiteren Gesetz wird den 
Volksmilizen eine Amnestie in Aus¬ 
sicht gestellt. Das Gesetz verbietet jede 
„Diskriminierung und Verfolgung we¬ 
gen der Ereignisse in den Gebieten 
Donezk und Lugansk.“ Die Amnestie 
gilt aber nur für jene Milizen, die bin¬ 
nen eines Monats nach Inkrafttreten 
des Gesetzes ihre Waffen niederlegen 
und Geiseln freilassen, heißt es im An¬ 
hang zum Gesetz. Personen, gegen die 
Verdacht auf schwere Verbrechen wie 
Mord, Anschlag auf einen Staatsmann 
oder Sabotage besteht, sind von der 
Amnestie ausgenommen. 

Die Aufständischen sehen die bei¬ 
den Gesetze offenbar mit Zurückhal¬ 
tung. So sagte Igor Plotnitzki, der Mi¬ 
nisterpräsident der VR Lugansk zu 
RIANOVOSTI, das Gesetz über den 
Sonderstatus entspräche den Erwar¬ 
tungen seiner Region. „Obwohl noch 
vieles ungeklärt ist, hat die friedliche 


Regelung jetzt eine Chance.“ Der Vi¬ 
zepremier der VR Donezk, Andrej 
Purgin, erklärte seinerseits zum Am¬ 
nestie-Gesetz, er traue der zugesagten 
Amnestie nicht, sehe das Gesetz jedoch 
als „Berührungspunkt für künftige Ver¬ 
handlungen mit Kiew an. 

Grund zur Skepsis gibt es in der Tat. 
Erstens müssen die Gesetze noch von 
Präsident Poroschenko unterzeichnet 
werden. Und der steht unter starkem 
Druck sowohl von einem Teil der Ab¬ 
geordneten der Regierungskoalition 
wie von ultranationalistischen und fa¬ 
schistischen Gruppen außerhalb des 
Parlaments. So drohte ihm des Füh¬ 
rer des mit der neonazistischen Regie¬ 
rungs- Partei Swoboda verhandelten 
Rechten Sektors, Dmitri Jarosch, via 
Facebook: „Sollte Pjotr Poroschenko 
keine Vernunft annehmen, werden wir 
hier in der Ukraine einen neuen Präsi¬ 
denten und Oberbefehlshaber haben.“ 
Zweitens soll das Gesetz über den Son¬ 
derstatus nur für „einige Regionen der 
Gebiete Donezk und Lugansk gelten. 
Das heißt andere Teile des Donbass 
werden ausgenommen, und erst recht 
andere Regionen der Ukraine mit rus¬ 
sischsprechenden Mehrheiten oder 
starken Minderheiten. 

Drittens soll der besondere Status nur 
für drei Jahre gelten. Worum es dabei 
geht, machte die Präsidentenbeauftrag¬ 
te Irina Garaschtschenko im TV-Sen- 


der 112 deutlich: „Das Gesetz sieht eine 
schrittweise Rückkehr dieser Region 
unter die Kontrolle der ukrainischen 
Regierung und eine vollständige Wie¬ 
derherstellung der Souveränität vor.“ 
Sie räumte ein, dass dieser Prozess dau¬ 
ern werde. „Deshalb haben wir einen 
Zeitraum von drei Jahren festgesetzt.“ 
Bis dahin will man offenbar mit Hilfe 
der USA und der NATO die ukraini¬ 
sche Armee soweit aufgerüstet haben, 
dass man notfalls den Sonderstatus mit 
einem Blutbad aus der Welt schaffen 
kann. 

Viertens. Was das Amnestiegesetz be¬ 
trifft, so sind dessen Ankündigungen 
derart auslegbar, dass sie alles und 
nichts bedeuten können. Wenn die 
Kämpfer der Volkswehr zuerst die 
Waffen niederlegen sollen, bevor sie 
Amnestie erhalten, sind sie nicht nur 
den Regierungsorganen, sondern auch 
den bewaffneten faschistischen Freiwil¬ 
ligenverbänden und Banden schutzlos 
ausgeliefert, von deren Entwaffnung 
keine Rede ist. Außerdem könnten 
praktisch alle Volkswehrangehörigen 
unter den Verdacht fallen, „ schwere 
Verbrechen“ begangen zu haben. Wer¬ 
den sie doch von Kiew alle als „Terro¬ 
risten“ verleumdet. „Terrorismus“ gilt 
aber überall in der Welt als schweres 
Verbrechen. Die Fallstricke sind nicht 
zu übersehen. 

Willi Gerns 


Schlappe für BJP 

Nach ihrem klaren Wahlsieg im Mai 
hat die hindu-nationalistische Partei 
BJP einen ersten Dämpfer erhalten. 
Bei Nachwahlen zu Landesparlamen¬ 
ten erreichte die Partei von Premier 
Narendra Modi nicht einmal die Hälf¬ 
te ihrer Sitze. Die Opposition erklär¬ 
te, die Menschen seien unzufrieden, da 
die Wahlversprechen nicht eingehalten 
worden seien. 


China-Hilfe für Sri Lanka 

China greift Sri Lanka beim Bau einer 
Hafenstadt und eines Kohlekraftwerks 
finanziell unter die Arme. Bei einem 
Besuch des chinesischen Präsidenten 
Xi Jingping in dem Inselstaat wurden 
über 20 Abkommen unterzeichnet. Die 
Volksrepublik hat bereits den Bau eines 
internationalen Flughafens, eines Tief¬ 
seehafens und Autobahnen finanziert. 


Panama will Kuba einladen 

Die Regierung Panamas will Kuba 
„trotz Bedenken der USÄ‘ zu einem 
Gipfel der Organisation Amerikani¬ 
scher Staaten (OAS) einladen. Der so¬ 
zialistische Karibikstaat solle in diesem 
Jahr zum ersten Mal eine Einladung für 
das Gipfeltreffen in Panama im April 
2015 erhalten, versicherte die panama¬ 
ische Außenministerin Isabel de Saint 
Malo bei einem Staatsbesuch in der ku¬ 
banischen Hauptstadt Havanna. 

Finnlands Grüne 
verlassen Regierung 

Die Grüne Partei in Finnland will aus 
Protest gegen den Bau eines neuen 
Atomkraftwerks die Regierungskoali¬ 
tion verlassen. Nach dem Ausscheiden 
würde die Regierungskoalition, die 
aus Konservativen, Christdemokraten, 
Partei der Schwedischsprachigen und 
Sozialdemokraten besteht, eine knap¬ 
pe Mehrheit behalten. Vier der sechs 
sozialdemokratischen Minister lehnen 
den Bau ebenfalls ab. 


Abtreibungsverbot in 
Spanien vorerst gestoppt 

Die spanische Regierung stoppt vor¬ 
erst das Vorhaben der konservati¬ 
ven Partido Populär (PP), das gelten¬ 
de Abtreibungsgesetz zu verschärfen 
und Schwangerschaftsabbrüche nur in 
Ausnahmefällen zu erlauben. Die Plä¬ 
ne sahen vor, Abbrüche nur noch nach 
einer Vergewaltigung oder im Falle ei¬ 
ner Gefährdung der Gesundheit zuzu¬ 
lassen. Aus Regierungskreisen und aus 
der PP hieß es, über den Gesetzentwurf 
sei derzeit keine Einigkeit zu erzielen. 

Unterschriften gegen 
französische AKWs 

Aktivisten von Greenpeace haben 
am vergangenen Freitag über 10 000 
Unterschriften für die Schließung der 
grenznahen Atomkraftwerke Catte- 
nom und Fessenheim an Vertreter der 
französischen Regierung in der Bot¬ 
schaft in Berlin übergeben. 


Südafrikas Kommunisten zum Fall Oscar Pistorius 

Kritische Anmerkungen zu Schußwaffenbesitz, Justizsystem und Vorgehen bei Gewalt gegen Frauen 


Die Kommunistische Partei Südaf¬ 
rikas (SACP) hat nach dem Urteil 
gegen den behinderten südafrikani¬ 
schen Langstreckenläufer und Gold¬ 
medaillengewinner Oscar Pistorius 
am 14. September eine Stellungnahme 
zu dem Fall veröffentlicht, die interes¬ 
sante Fragen aufwirft. Pistorius hatte 
im Februar 2013 in der gemeinsamen 
Wohnung seine Lebensgefährtin Reeva 
Steenkamp hinter der verschlossenen 
Badezimmertür mit mehreren Schüs¬ 
sen getötet, nach seiner Aussage irr¬ 
tümlich, weil er einen Einbrecher im 
Bad vermutete. Er wurde am 11. Sep¬ 
tember von der Richterin Thokozile 
Masipa von der Anklage des Mordes 
freigesprochen, aber wegen fahrlässiger 
Tötung verurteilt. Das Strafmaß wird 
erst im Oktober verkündet. 

Die SACP nimmt in ihrer Stellung¬ 
nahme die große nationale und inter¬ 


nationale Aufmerksamkeit zum Anlass, 
um einige über den konkreten Fall hi¬ 
nausgehende Fragen aufzuwerfen. Es 
wäre „nicht korrekt für uns, die Details 
des Falls oder den Wert oder Unwert 
des Urteils zu diskutieren“, heißt es ein¬ 
leitend in der Stellungnahme. Dennoch 
wolle die SACP daran einige Betrach¬ 
tungen knüpfen. 

Als erstes verweist der Text darauf, 
dass es in Südafrika „eine gefährliche 
Liebe zu Feuerwaffen“ gebe, „insbe¬ 
sondere, aber keineswegs ausschließ¬ 
lich in der weißen Gemeinschaft.“ Das 
hänge mit der gewaltsamen Apartheid- 
Vergangenheit und der Klassenstruk¬ 
tur des Landes zusammen. Es sei je¬ 
doch klar, dass der angeblich mit dem 
Schutz der Familie begründete Waf¬ 
fenbesitz nur selten zum Niederstre¬ 
cken eines Einbrechers, aber häufig 
zu Schießereien innerhalb der Familie 


führt, sei es in der Hitze eines Streits 
unter Partnern oder durch ein Kind, 
das Zugang zur Waffe fand und sie 
seinen Freunden zeigen will oder gar 
in die Schule mitnimmt. Die SACP for¬ 
dert deshalb eine umfassende Über¬ 
prüfung der Gesetzgebung über den 
Besitz von Schusswaffen und eine Ver¬ 
schärfung der Bestimmungen über die 
Vergabe von Lizenzen und über illega¬ 
len Waffenbesitz. 

Darüber hinaus beleuchtet der Fall 
Pistorius nach Ansicht der SACP den 
Umstand, dass das südafrikanische 
Justizsystem noch einer grundlegen¬ 
den Umgestaltung bedarf. Denn der 
Fall verdeutliche, dass „das Ausmaß 
an Gerechtigkeit, das man bekommt, 
in direkter Beziehung zu der Menge 
des Geldes steht, auf die man Zugriff 
hat“. Hätte ein junger Mann aus einem 
Township, aus einer Befehlssiedlung 


oder aus einem ländlichen Gebiet oder 
auch aus einem Gebiet von armen Wei¬ 
ßen seine Freundin erschossen, wäre 
es „außerordentlich zweifelhaft gewe¬ 
sen, ob er bei den Gerichten die glei¬ 
che sorgfältige Behandlung wie Oscar 
Pistorius bekommen hätte“. Die SACP 
bleibe überzeugt, dass es Gleichheit vor 
dem Gesetz unter dem von Ungleich¬ 
heit bestimmten System des Kapitalis¬ 
mus niemals geben kann. 

Schließlich äußert die SACP die 
Befürchtung, dass der Ausgang des 
Falls Pistorius zu einem Rückschlag im 
Kampf des Landes gegen die „Geißel 
der Gewalt gegen Frauen“ sowie an¬ 
derer Formen patriarchalischer Herr¬ 
schaft führen könnte. Es könnte da¬ 
mit ein „gefährlicher Präzedenzfall“ 
geschaffen worden sein, dass männli¬ 
che Gewalt gegen die Partnerin nicht 
bestraft wird, „besonders wo nur die 


zwei Partner anwesend waren, aber 
einer tot ist“. Denn der oder die Tote 
könne niemals für sich selbst spre¬ 
chen. Bei der Urteilsverkündung habe 
die Richterin selbst darauf hingewie¬ 
sen, dass viele Fragen unbeantwortet 
geblieben sind. Deshalb fordert die 
SACP die südafrikanische Kommissi¬ 
on zur Überprüfung von Rechtsakten 
auf, eine umfassende Beurteilung vor¬ 
zunehmen und die Auswirkungen aller 
staatsanwaltschaftlichen und richterli¬ 
chen Entscheidungen zu überprüfen, 
die in den letzten zwanzig Jahren bei 
Fällen von Tötung oder Gewalt zwi¬ 
schen Eheleuten oder Partnern ergan¬ 
gen sind. Es müsse geprüft werden, ob 
nicht eine „grundlegende Überholung“ 
von Gesetzgebung, Untersuchungsver¬ 
fahren und gerichtlicher Praxis in sol¬ 
chen Fällen nötig ist. 

Dirk Grobe 
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Self-made Milliardäre 


123 Milliardäre gibt es in Deutschland, 
u.a. Schäffler, Thurn und Taxis, Alb- 
recht (Aldi) Schwarz (Lidl, Kaufland), 
Klatten (BMW), Otto. Piechs haben 
ihre Milliarden in Österreich geparkt. 

Die Zahl der Superreichen wächst 
deutlich schneller als die Weltwirt¬ 
schaft. Laut dem Wealth X and UBS 
Report ist die Zahl der Milliardäre 
weltweit auf die Rekordhöhe von 2325 
gestiegen. Sie haben sich Vermögen 
von 7,3 Billionen Dollar organisiert, 
12 Prozent mehr als im vergangenen 
Jahr. Die Summe ist höher als der Wert 
der 30 Konzerne im Dow Jones Index. 
Sie entspricht dem doppelten Brutto¬ 
inlandsprodukt Deutschlands. 

155 Millionäre mehr als im vergan¬ 
genen Jahr haben es geschafft, sich sol¬ 
che Summen anzueignen, ein Anstieg 
um 7 Prozent. 

Mehr als ein Drittel der weltweiten 
Milliardäre ist in Europa zuhause, da¬ 
von 123 in Deutschland mit Platz vier 
hinter den USA, China und Großbri¬ 
tannien. 

Die Zahlen sind atemberaubend. 
Noch atemberaubender ist die Er¬ 
klärung, wie die Vermögen zustande 
gekommen seien: „Ein Grossteil der 
Milliardäre baute das Vermögen ganz 
oder zum Teil selbst auf“, wie die „Ber¬ 
ner Zeitung“ den Begriff „self-made“ 
der Studie übersetzte. 

Dank Marx und Engels wissen 
wir: „Die arbeitende Klasse allein ist 
es, die die Werte produziert.“ Aber 
ihr Anteil an dem von ihr erarbeite¬ 
ten Reichtum wird immer geringer. 
Der Reallohn sinkt. Der Anteil der 
Arbeit„nehmer“entgelte am Volks¬ 
einkommen - die Lohnquote - liegt 
fünf Prozent unter dem Stand von 
2000. Von den Beschäftigten arbeiten 
22 Prozent im Niedriglohnsektor, auch 
Teilzeit und Hartz IV und Privatisie¬ 


rungen lassen die Kassen der Reichen 
klingeln. Branko Milanovic, Ökonom 
an der City University of New York, 
bestätigt: „Es wird zwar fast jedes 
Land reicher, gleichzeitig steigt die in¬ 
nere Ungleichheit. Wenn es so weiter¬ 
geht, sieht die Welt in 50 Jahren so aus 
wie damals, als Marx „Das Kapital“ ge¬ 
schrieben hat.“ 

Und der schrieb über die Eigen¬ 
tumsfrage, die „ursprüngliche Ex¬ 
propriation“ (Enteignung): „Sobald 
einmal die Trennung zwischen dem 
Mann der Arbeit und den Mitteln der 
Arbeit vollzogen, wird sich dieser Zu¬ 
stand erhalten und auf ständig wach¬ 
sender Stufenleiter reproduzieren, bis 
eine neue und gründliche Umwälzung 
der Produktionsweise ihn und die ur¬ 
sprüngliche Einheit in neuer histori¬ 
scher Form wiederherstellt.“ Soweit 
zur Behauptung „self-made“. 

Im reichen Deutschland leben 1,2 
Millionen Kinder, die „als arm gel¬ 
ten“, 2,4 Millionen sind von Armut 
bedroht. Es gibt 284 000 Obdachlo¬ 
se und 5 000-7 000 Straßenkinder. 
Sie sind von der Gesellschaft ausge¬ 
schlossen, nicht mal ein Schwimm¬ 
badbesuch oder ein Eis ist drin. Auch 
weltweit schockieren die Ungleichge¬ 
wichte: 1,4 Milliarden Menschen le¬ 
ben in absoluter Armut, 447 Millio¬ 
nen in den G-20-Ländern gelten als 
„working poor“ - sie haben zwar ei¬ 
nen Job, können davon aber nicht le¬ 
ben. Sie verdienen weniger als zwei 
Dollar am Tag. 

Warren Buffet, mit 58 Milliarden 
Dollar der drittreichste Mann der 
Welt, beschreibt die Situation: „Es 
herrscht Klassenkrieg, richtig, aber es 
ist meine Klasse, die Klasse der Rei¬ 
chen, die Krieg führt, und wir gewin¬ 
nen“. Dass sie gewinnen werden, da 
sollten sie so sicher nicht sein. 


Lasst Cameron stempeln gehen 


Eine stabile Mehrheit hat sich bei dem 
Referendum in Schottland gegen den 
Weg der Scottish National Party (SNP) 
zur Unabhängigkeit entschieden. EU- 
und NATO-Mitgliedschaft, die Monar¬ 
chie, eine neoliberale Wirtschaftspolitik 
und eine Währung, die an das Pfund ge¬ 
bunden ist, haben nicht das Vertrauen 
des schottischen Volkes gewonnen. 

Die traditionellen Kerngebiete der 
Labour-Party stimmten für die Unab¬ 
hängigkeit. Das sind auch die Gebie¬ 
te mit der größten Armut, der höchs¬ 
ten Arbeitslosigkeit und der krassesten 
Deindustrialisierung. Auch obwohl der 
Vorsprung des „Yes“ in diesen Gebie¬ 
ten nur gering war - das ist das Ergeb¬ 
nis, auf das die Linke ihre Aufmerk¬ 
samkeit richten muss. Das sind genau 
die Orte, die vor einer Generation dem 
Glauben an die Solidarität der Arbei¬ 
terklasse verpflichtet waren. Die La- 
bour Party zu wählen bekräftigte die 
Einsicht, dass die Einheit der Klasse 
Vollbeschäftigung und all die Vorzüge 
des Sozialstaates und des öffentlichen 
Eigentums ermöglicht hatte. Diese 
Überzeugung ist weitgehend verloren 
gegangen. Sie muss wiederhergestellt 
werden, wenn die Narben und Spaltun¬ 
gen aus den zwei Jahren des Wahlkamp¬ 
fes für das Referendum überwunden 
werden sollen. 

Es gibt die Gefahr einer enterb¬ 
ten Generation, von Hunderttausen¬ 
den, die nun glauben, dass ihnen durch 
das „Nein“ eine neue Zukunft aus den 
Händen gerissen wurde. In vielen Fällen 
Leute, die jeden Glauben in die etab¬ 
lierte Politik verloren hatten und durch 
das Referendum politisiert wurden. Die 
Kampagne der SNP richtete sich gerade 
an die Labour-Wähler aus den Gegen¬ 
den mit Arbeiterbevölkerung. An den 
Wahllokalen in Clydebank und Glas¬ 
gow waren ihre Losungen: „Schluss 
mit der Tory-Herrschaft für immer“, 
„Lasst David Cameron stempeln ge¬ 
hen“, „Gebt euren Kindern eine Zu¬ 
kunft“, „Sag 4 ja zur Veränderung“, „Sag 4 
ja zur Rettung des staatlichen Gesund¬ 
heitswesens“. 

Diese Slogans standen in keinem 
Zusammenhang mit der neoliberalen 


Politik aus dem Kleingedruckten in 
dem Programm, dass die schottische 
Regierung für die Unabhängigkeit vor¬ 
gelegt hatte. Aber sie sind es, woran 
die Leute sich erinnern werden - die 
Versprechen des schottischen Minis¬ 
terpräsidenten Alex Salmond, dass das 
Volk seine eigene Nation haben werde 
und deshalb die Macht, seine Träume 
zu verwirklichen. Die Linke muss nun 
diese Generation dafür gewinnen, zu 
verstehen, dass die „Tory-Herrschaft“ 
tatsächlich beendet werden kann, und 
zwar schnell - aber nur durch eine 
Massenbewegung für fortschrittliche 
Veränderungen in ganz Großbritanni¬ 
en. Dieselbe Enttäuschung gibt es auch 
außerhalb Schottlands, sie drückt sich 
aus in Wahlenthaltung und in Wähler¬ 
stimmen für die rechte UKIP und noch 
extremere Formen des Nationalismus. 
Das schottische Referendum ist deshalb 
eine Warnung. Die Labour Party muss 
eine andere Politik machen. Und die 
Gewerkschaftsbewegung muss ihren 
nach wie vor großen Einfluss in der La¬ 
bour Party nutzen, um dafür zu sorgen. 

Notwendig ist auch eine Rückkehr 
der Arbeiterbewegung zu ihren tra¬ 
ditionellen Zielen in Bezug auf das 
Schottische Parlament selbst. Trotz der 
Rechte, die das Schottische Parlament 
heute auf dem Papier hat, bleibt es in 
dem neoliberalen Rahmen gefangen, 
den das britische Parlament und die 
EU durchsetzen. Einige Zugeständnis¬ 
se wurden im Zuge des Referendums 
gemacht, besonders das Bekenntnis zu 
einer sozialeren Verteilung des Steuer¬ 
einkommens in ganz Großbritannien. 
Aber auch das wird nur dann verwirk¬ 
licht werden, wenn es mit der Einsicht 
verbunden wird, dass Neoliberalismus 
und EU-diktierte Sparmaßnahmen be¬ 
seitigt werden müssen. 

Der Einsatz ist hoch - gerade für die 
britischen Parlamentswahlen 2015. Die 
Linke braucht Klarheit über den Weg 
nach vorn. 

Tom Morrison 
Sekretär für Schottland der Kommu¬ 
nistischen Partei Britanniens 

(Leicht gekürzt nach Morning Star vom 
20. September, Übersetzung: UZ) 
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„Eher schon ein Heißer Krieg“ 

Friedensaktivisten wollen in Kalkar gegen NATO-Kommandozentrale 
und bewaffnete Drohnen demonstrieren 


UZ: Weshalb organisiert das Organisa¬ 
tionsteam des Ostermarsch Rhein-Ruhr 
am 3. Oktober eine Demonstration ge¬ 
gen die NATO-Kommandozentrale in 
Kalkar am Niederrhein? 

Irene Lang: In der ehemaligen Bun¬ 
deswehrkaserne „von Seydlitz“ wird 
eine Kommandozentrale der NATO 
eingerichtet, von der aus per Compu¬ 
ter Luftkriegsübungen gesteuert wer¬ 
den können. Ziel ist: Krieg mit unbe¬ 
mannten Geräten zu führen - wie dies 
heute bereits mit den Kampfdrohnen 
geschieht. Der „geistige Vater“ war US- 
Luftwaffengeneral Philip M.Breedlove, 
„Kommandeur der US-Luftstreitkräfte 
in Europa und Afrika, der Nato-Luft- 
streitkräfte Ramstein und Direktor des 
Kompetenzzentrums der NATO-Luft- 
streitkräfte mit Sitz im nordrhein-west¬ 
fälischen Kalkar“. Die NATO spricht in 
ihren neuesten Unterlagen nicht mehr 
von Verteidigungsaufgaben, sondern 
von Krieg. Und das wird bereits geübt. 
Das bedeutet schlicht: Von Kalkar am 
Niederrhein geht Krieg aus und Kalkar 
kann in umgekehrter Richtung Ziel ei¬ 
nes Gegenschlages sein! 

UZ: Unterstützt die rot-grüne Landesre¬ 
gierung euer Vorhaben? 

Irene Lang: Das wäre etwas Neues. Die 
Ministerpräsidentin von NRW, Hanne¬ 
lore Kraft (SPD), hat auf einen Brief 
des Bundessprechers VVN-BDA Uli 
Sander wie folgt antworten lassen: „(...) 
Ich denke allerdings, dass Sie selbst 
kaum davon ausgehen werden, dass 
Ihr Appell hier in Düsseldorf auf offe¬ 
ne Ohren treffen wird, da Sie Positionen 
vertreten, die von der weit überwiegen¬ 
den Mehrheit in der Bundes- und Lan¬ 
despolitik und der großen Mehrheit in 
der Bevölkerung nicht geteilt werden. 

Die Bundeswehr ist Teil unseres 
freiheitlichen und demokratischen 
Rechtsstaates und sie hat ihren Platz in 
der Mitte der Gesellschaft. Es kann kei¬ 
ne Rede davon sein, dass - wie Sie es in 
Ihrem Brief formulieren - das Grund¬ 
gesetz Einsätze der Bundeswehr, zu¬ 
mal im Kontext der internationalen 
Staatengemeinschaft, kategorisch ver¬ 
bietet. Das Grundgesetz legt allerdings 
hohe Hürden an, wenn es um die Legi¬ 
timation solcher Einsätze geht und ver¬ 
langt nach dem Primat der Politik eine 
Entscheidung des Deutschen Bundes¬ 
tages vor jedem relevanten Einsatz. So 
ist sichergestellt, dass die Bundeswehr 
stets im Einklang mit der Mehrheit des 
Parlaments agiert. 

Was nun die Aktivitäten in Kalkar/ 
Uedem angeht, so haben die verant¬ 
wortlichen Stellen der Bundeswehr be¬ 
stätigt und nachvollziehbar dargestellt, 
dass Auftrag, Aufgaben und tägliche 
Arbeit der Angehörigen der Bundes¬ 
wehr und der ausländischen Streitkräf¬ 
te in den NATO-Dienststellen in vol- 



Irene Lang ist Mitglied der DKP, 
engagiert sich in der Kommunal- und 
Frauenpolitik und seit über zehn 
Jahren beim Ostermarsch Rhein-Ruhr 

lern Umfang auf den Vorgaben unseres 
Grundgesetzes zur Landes- und Bünd¬ 
nisverteidigung basieren. Dazu gehört 
selbstverständlich auch die Durchfüh¬ 
rung von Übungen, wie Sie sie in Ihrem 
Schreiben kritisieren.“ 

Die Partei „Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen“ hat sich seit dem Krieg gegen Ju¬ 
goslawien aus der Friedensbewegung 
verabschiedet. Dies bedeutet natürlich 
nicht, dass es nach wie vor einzelne 
Grüne und Sozialdemokraten gibt, die 
beim Ostermarsch Rhein-Ruhr mitar- 
beiten. 

UZ: Wisst Ihr, wie die Beschäftigten der 
Kommando zentrale auf die angekün¬ 
digten Proteste reagieren? 

Irene Lang: Wir demonstrieren das 
dritte Mal in Kalkar. Wir wissen des¬ 
halb, dass die Menschen vor Ort zum 
Einen froh sind, einen Arbeitsplatz 
zu haben, zum Anderen aber erstaunt 
sind, wenn wir ihnen erzählen, was sich 
in ihrer Nähe abspielt. Denn das gehört 
zum „Kriegsspiel“: Die Medien schwei¬ 
gen. 

Unsere Genossin Inge Holzinger 
(Ostermarsch Rhein-Ruhr), stieß in 
ihrer Lokalzeitung auf einen Artikel 
mit dem Titel „Wenn die NATO Krieg 
spielt“. Darin stand, dass von Kalkar 
aus die NATO künftig den gesamten 
Luftraum nördlich der Alpen obser¬ 
viert und „sichert“. Aufgrund von wei¬ 
teren Recherchen von Uli Sander, Jour¬ 
nalist und Bundessprecher der VVN- 
BdA (Ostermarsch Rhein-Ruhr) und 
Bernhard Trautvetter (Essener Frie¬ 
densforum, DFG-VK) wissen wir heu¬ 
te sehr genau, welche Aufgaben diese 
Kommandozentrale der NATO hat und 
fühlen uns verpflichtet darüber zu in¬ 
formieren und protestieren. 

UZ: Ihr wollt am 3. Oktober auch gegen 
die unbemannten Drohnen mobilisie¬ 
ren. Diese werden bereits weltweit ein¬ 


gesetzt, gibt es da noch eine realistische 
Chance, diese Entwicklung zu stoppen? 

Irene Lang: Die Frage ist nicht, ob diese 
Entwicklung gestoppt werden kann. Sie 
muss gestoppt werden: Wenn die Bun¬ 
desregierung in diesen Tagen „friedli¬ 
che“ Drohnen zur Aufklärung über die 
Ukraine fliegen lässt, ist dies bereits 
eine Beteiligung am Krieg. Kampf¬ 
drohnen, d.h. mit Waffen bestückte 
Drohnen, müssen verboten werden. 

UZ: Die NATO will zukünftig ihre Prä¬ 
senz an der russischen Grenze in Est¬ 
land, Litauen, Lettland und Polen ver¬ 
stärken und hält zur Zeit ein Manöver in 
der Ukraine ab. Droht eine Neuauflage 
des Kalten Krieges? 

Irene Lang: In der Tat scheint manches 
an die Zeiten des Kalten Kriegs zu er¬ 
innern, jedoch ist ein Krieg mit direk¬ 
ter NATO-Beteiligung in Nicht-NATO- 
Staaten eher schon ein Heißer Krieg. 
Zum Glück lassen sich 70 Prozent der 
Bevölkerung von dieser Medienkampa¬ 
gne nicht anstecken. Aber wir sind he¬ 
rausgefordert, gegen jede weitere Pro¬ 
vokation zu protestieren und die euro¬ 
päischen Regierungen zu zwingen, zu 
Verhandlungen mit Russland zurückzu¬ 
kehren. Denn wir - die Masse der Be¬ 
völkerung - zahlen wieder die Zeche. In 
unseren Zeitungen wird berichtet, wie 
gut es uns wirtschaftlich geht, aber im 
Ausland schreibt man von einer „Delle“ 
in der Entwicklung der deutschen Wirt¬ 
schaft und fürchtet die Auswirkungen 
auf andere europäische Länder. 

UZ: Die Mehrheit der Bundesbürger 
lehnt Kriegseinsätze ab und trotzdem 
ist die Friedensbewegung schwach auf¬ 
gestellt. Wie erklärt ihr diesen Wider¬ 
spruch? 

Irene Lang: Menschen gehen auf die 
Straße, wenn sie sich direkt betrof¬ 
fen fühlen: Das war damals gegen die 
Atomraketen so, das ist heute mit der 
Umwelt, d.h. wir müssen uns klar ma¬ 
chen, dass wir heute bereits betrof¬ 
fen sind. Das Geld, das in die Rüs¬ 
tung fließt, fehlt im sozialen Bereich, 
Deutschland ist nach den USA der 
größte Geldgeber der NATO. Manche 
Politiker denken schon laut über eine 
Wiedereinführung der allgemeinen 
Wehrpflicht nach. Es fehlt an „Perso¬ 
nal“ für die zahlreichen Auslandsein¬ 
sätze und nun auch noch die Ukraine! 
Deutschland befindet sich an vielen 
Orten im Krieg, das muss uns allen 
bewusst werden und unsere Rüstungs¬ 
schmiede vor der Haustür „Rheinme¬ 
tall“ macht gute Profite und will zur 
Freude des SPD-Wirtschaftsministers 
nun auch in den U-Boote-Bau einstei¬ 
gen. Also Gründe genug sich nach Kal¬ 
kar aufzumachen! 

Interview: Markus Bernhardt 

















Sozialistische Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 





Mal schnell 
die Welt retten? 

Proteste gegen Klimapolitik, Armut, Arbeitslosigkeit und Krieg 


I m aktuellen WeltRisikoBericht 2014, 
den das Bündnis „Entwicklung 
Hilft - Gemeinsam für Menschen in 
Not e.V.“ und das Institut für Umwelt 
und menschliche Sicherheit der Uni¬ 
versität der Vereinten Nationen vor ei¬ 
nigen Tagen vorstellte, wird in diesem 
Jahr die Frage untersucht, welchen 
Einfluss die Urbanisierung auf die ge¬ 
sellschaftliche Verwundbarkeit gegen¬ 
über Naturgefahren hat. Klimaver¬ 
änderungen gefährden in Gegenwart 
und naher Zukunft ganze Staaten. Das 
Fortschreiten des Klimawandels macht 
extreme Wetterereignisse wie Dürren 
und Fluten wahrscheinlicher. So hat 
sich zum Beispiel die Anzahl schwerer 
Wirbelstürme in der Karibik im letzten 
Jahrzehnt deutlich erhöht. Die aktuell 
verwundbarsten Länder sind Vanuatu, 
die Philippinen und Tonga. Deutsch¬ 
land liegt auf Platz 147. 

Am vergangenen Wochenende 
gab es weltweit in mehr als 150 Län¬ 
dern über 2 600 Veranstaltungen von 
Melbourne und Delhi über Berlin bis 
New York, bei denen Menschen vor 
dem UN-Klimagipfel, der am 23. Sep¬ 
tember in New York begann, gegen 
die Klimapolitik der Herrschenden 
protestierten. Bei dem Gipfel sollen 
die Grundlagen für einen neuen Kli¬ 
mavertrag gelegt werden. Allein in 


Melbourne waren bei den Protesten 
30 000 Australier auf der Straße. Die 
größte Kundgebung fand in New York 
statt. Hier waren es 300 000. Der Pro¬ 
test richtete sich aber nicht nur gegen 
die Energie-Politik der Herrschenden. 
Offensichtlich hat die Occupy-Bewe- 
gung Spuren hinterlassen und so gab 
es deutliche Kapitalismus-Kritik. Und 
Protest gegen Krieg, Armut, Arbeitslo¬ 
sigkeit, Fracking usw. 

Zurzeit geht die Entwicklung in 
Richtung Einheit. „Die verschiedens¬ 
ten Protestformen, die früher unab¬ 
hängig voneinander funktionierten, 
kommen nun immer mehr zu einer 
einheitlichen Protestform zusammen“, 
erklärte Bruce Wright, ein Geistlicher, 
der sich in Florida für die Rechte ärme¬ 
rer Bevölkerungsschichten engagiert. 

Die Demonstranten wollten gene¬ 
rell ein Zeichen setzen. In Berlin zogen 
sie unter dem Motto „Mal schnell die 
Welt retten“ zum Brandenburger Tor. 

So berechtigt solche Untersuchun¬ 
gen und Berichte wie der WeltRisi¬ 
koBericht sind, um Risiken besser 
abschätzen zu können und Gegen¬ 
maßnahmen zu entwickeln: Die Haupt¬ 
probleme werden darin nur am Rande 
benannt. Wie aber kann man die Situa¬ 
tion ändern, fragten offenbar auch vie¬ 
le der Protestierenden. Dass Hunger, 


Dürren und andere Katastrophen, Ar¬ 
mut und Arbeitslosigkeit, Kriege auch 
in diesem Jahr viele Menschen zur 
Flucht gezwungen haben, wird in die¬ 
sem aktuellen Bericht nicht erwähnt, 
aber in anderen der Vereinten Natio¬ 
nen. Nach UN-Angaben sind derzeit 
mehr als 50 Millionen Menschen auf 
der Flucht vor militärischen Auseinan¬ 
dersetzungen und Kriegen. Tausende 
versuchen über die Grenzen nach Eu¬ 
ropa oder die USA zu kommen, wo sie, 
wenn sie nicht auf dem Weg ihr Leben 
verlieren, oft neue Unsicherheit, Dis¬ 
kriminierung und Abschiebung erle¬ 
ben müssen. 

„Mal schnell die Welt retten“, er¬ 
fordert deshalb - wie vielerorts ge¬ 
schehen - auch Protest gegen Krieg, 
Rüstung, Militarisierung und Abschot¬ 
tung Europas. Und der Klimamarsch 
nicht der einzige Anlass für Menschen 
am Wochenende auf die Straße zu ge¬ 
hen ... 

Hierzulande wurde bei anderen 
Aktionen unter anderem auch unmit¬ 
telbar gegen die Flüchtlingspolitik der 
Bundesregierung und gegen den Krieg 
demonstriert: Zum „verlängerten Wo¬ 
chenende“ ab 3. Oktober wird durch 
die Friedensbewegung zu neuen Akti¬ 
onen aufgerufen {siehe auch das Inter¬ 
view auf Seite 8). UZ 
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Ein Blick „von Außen“ 

Der deutsche „Einigungsprozess“: Profite für das Kapital 



19.12.1990, Berlin: Mitglieder der IG Metall, Betriebsräte und Belegschaftsmitglieder der Maxhütte 
Unterwellenborn GmbH fordern von den Verantwortlichen der Treuhand verbindliche Aussagen zum 
Erhalt des Stahl-Standorts Unterwellenborn. 


I m vergangenen Jahr erschien in Italien ein Buch 
des Ökonomen Vladimiro Giacche zu den Ereig¬ 
nissen um den Prozess der deutschen Vereinigung 
und die brutale Restauration des Kapitalismus auf 
dem Gebiet der DDR. Seit kurzem liegt es in deut¬ 
scher Übersetzung unter dem Titel „Anschluss. Die 
deutsche Vereinigung und die Zukunft Europas“ 
(Laika-Verlag) vor. 

Fast 25 Jahre nach dem 9. November 1989, der 
überraschenden Grenzöffnung, 24 Jahre nach der 
Währungsunion am 1. Juli 1990, die die entschei¬ 
denden Weichen stellte - und dem dann folgenden 
politischen Anschluss der DDR an die Bundesre¬ 
publik nach Artikel 23 Grundgesetz, der am 3. Ok¬ 
tober 1990 vollzogen wurde -, zieht Giacche eine 
bittere Bilanz. Dabei steht die Währungsunion im 
Mittelpunkt der Betrachtung: „Ihre Vorgeschichte 
und - vor allem - was darauf folgte (...) In diesem 
Buch wird versucht, es möglichst getreu der wirkli¬ 
chen Entwicklung zu erzählen. Und dabei die Prot¬ 
agonisten jener Monate zu Wort kommen zu lassen: 
die Sieger und die Besiegten.“ ( S 7) 

Es war wirklich eine außergewöhnliche, in man¬ 
cher Hinsicht bestürzende Entdeckungsreise, die 
mich gezwungen hat, viele meiner ursprünglichen 
Auffassungen über dieses für das heutige Europa so 
bedeutsame Geschehen zu revidieren.“ 

Was Giacche dann in verschiedenen Kapiteln 
berichtet, haben wir Zeitzeugen unmittelbar erlebt. 
Dies und noch viel mehr: 

★ Eine Volkswirtschaft wurde völlig zerstört - 
und die Möglichkeit eines anderen und längeren 
Übergangs, den auch westdeutsche Ökonomen und 
Politiker wie Oskar Lafontaine gefordert hatten, be¬ 
wusst abgelehnt. 

★ Das DDR-Volkseigentum wurde durch die 
Treuhand ohne soziale Absicherungen für die Be¬ 
troffenen „privatisiert“ - im Interesse der westdeut¬ 
schen Großkonzerne, aber auch mancher Betrüger 
und oft mit Methoden, die man auch viele Jahre spä¬ 
ter nur als kriminell bezeichnen kann. Nicht wenige 
Betriebe wurden „für ne Mark“ verscherbelt, von 
den neuen Besitzern dann womöglich noch staatli¬ 
che Fördermittel kassiert, oft die Belegschaft ent¬ 
lassen, Maschinenparks und Immobilien verkauft. 
Kaum jemand wurde dafür zur Verantwortung ge¬ 
zogen. Aber Millionen verloren ihre Arbeit. 

Ziel war es, keine Spur des sozialistischen Ei¬ 
gentums zu lassen, die ostdeutsche Konkurrenz - 
auch im Export - auszuschalten. Dem diente dann 
auch die so genannte Altschuldenregelung. Was in 
der volkseigenen Industrie gelang, klappte im Fal¬ 
le der landwirtschaftlichen Produktionsgenossen¬ 
schaften nicht überalll... 

★ Noch heute ist die Folge, dass aus vielen Re¬ 
gionen jüngere Menschen nach wie vor wegzie¬ 


hen, dass die Entlohnung wie die zu erwerbenden 
Rentenansprüche niedriger sind als im Westteil 
des Landes. Die Arbeitslosigkeit ist höher, auch 
wenn es längst Regionen in Westdeutschland gibt, 
in denen die Zahlen ähnlich hoch sind. Im Osten 
gibt es auch nach 24 Jahren keine „selbsttragende 
Entwicklung“ sondern weitgehend nur eine „Fi- 
lialwirtschaft“. 

★ Kultureinrichtungen, Wissenschaftseinrich¬ 
tungen wie die Akademie der Wissenschaften 
wurden aufgelöst, Hochschulen und Universitä¬ 
ten „umstrukturiert“. Es galt dabei jedoch die „Fi¬ 
letstücke“ zu erhalten, den verhassten Marxismus 
aber aus der Wissenschafts- und Universitätsland¬ 
schaft zu verbannen. Viele Tausende verloren da¬ 
mals ihre Arbeit, wurden aus Forschung und Leh¬ 
re verdrängt. 

★ Das einheitliche Bildungssystem der DDR 
wurde zerstört, das beispielsweise Finnland mit 
Erfolg übernommen und für dortige Bedingungen 
modifiziert hatte. 

★ Ab 3. Oktober galt zudem für alle bisheri¬ 
gen DDR-Bürger sofort bundesdeutsches Recht: 
„Ein Jahrhundert zuvor“, zitiert Giacche in diesem 
Zusammenhang zustimmend aus einem Buch des 


Rechtsanwalts Friedrich Wolff aus dem Jahr 2005, 
„hatten die Untertanen des Kaisers mehr Glück 
gehabt, ihnen waren ab dem 18. August 1896, dem 
Tag der Verabschiedung des Bürgerlichen Gesetz¬ 
buches, fast dreieinhalb Jahre Zeit bis zu dessen 
Inkrafttreten ab 1. Januar 1900 geblieben.“ 

★ Dass dem dann neben der politischen Ver¬ 
folgung von Staats- und Parteifunktionären sowie 
Militärs der DDR auch die juristische folgte, dass 
viele mit Strafrenten leben mussten und müssen 
ist bekannt... 

All dies wird durch den Autor ausführlich dar¬ 
gestellt. Er spricht dabei an mehreren Stellen von 
Kolonialisierung. Es wäre - trotz der umfassenden 
Belege - aber gut gewesen, wenn beispielsweise 
auch die hochinformativen und faktenreichen 
Weißbücher der GBM (Gesellschaft zum Schutz 
von Bürgerrecht und Menschenwürde e.V.), die 
Anfang der 90er Jahre erschienen sind, in die Ana¬ 
lyse eingeflossen wären. 

Das Ergebnis des „Vereinigungsprozesses“ 
war, so Giacche, „eine spektakuläre Erhöhung 
des Bruttoinlandsproduktes, der Profite der Un¬ 
ternehmen und des Privatvermögens der Haus¬ 
halte - im Westen. In den der Einheit unmittelbar 


folgenden Jahren wuchsen die Profite der Kapi¬ 
talgesellschaften (...) im Westen um 75 Prozent. 
Das Vermögen der Westunternehmen stieg von 
1989 bis 1991 um 300 Milliarden Mark. 

Die Zahl der Millionäre erhöhte sich im selben 
Zeitraum um 40 Prozent.“ 

Der damalige Hamburger Bürgermeister Hen¬ 
ning Voscherau (SPD) schrieb 1996: „In Wahrheit 
waren fünf Jahre Aufbau Ost das größte Bereiche¬ 
rungsprogramm für die Westdeutschen, das es je 
gegeben hat.“ 

„Wie immer man die Sache bewerten mag“, so 
Giacche, „das westdeutsche Kapital hat sich durch 
die Einheit so verstärkt, dass es einen Qualitäts¬ 
sprung machte. Hinzu kommt, dass die Vereini¬ 
gung das politische Gewicht Deutschlands erhöht 
hat. Mit 80 Millionen statt 64 Millionen (...) wur¬ 
de es in ökonomischer wie politischer Hinsicht zur 
Hauptmacht auf dem europäischen Kontinent.“ 
(, S.. 119/120 ) 

★ 

In der Gegenwart scheint sich vieles zu wieder¬ 
holen, deshalb versucht der Autor zu vergleichen: 
Deutschland als führendes ökonomisches und po¬ 
litisches Land in Europa gehört zu jenen, die in der 
Krise die betroffenen „Schuldnerländer“ zu rigo¬ 
rosen Privatisierungen von Staatseigentum, zum 
Abbau von Sozialleistungen, zu Lohn- und Ren¬ 
tenkürzungen, zu Entlassungen, zum Abbau von 
Arbeiterrechten drängten und selbst davon profi¬ 
tierten. Das zu diskutieren und Parallelen zu sehen, 
ist völlig berechtigt. 

Ich teile dabei jedoch nicht alles, was der Au¬ 
tor anführt. Und ein Unterschied ist gewiss ent¬ 
scheidend: Die DDR war der erste sozialistische 
Staat auf deutschem Boden. Nach 1989/90 ging es 
darum, die Spuren sowie die Erinnerung an die 
gesellschaftliche Alternative zum Kapitalismus 
und ihre Errungenschaften zu beseitigen. Im soge¬ 
nannten Einigungsprozess erfolgte im Osten der 
Bundesrepublik ein beispielloser kapitalistischer 
Rückgewinnungs-, Ausplünderungs- und Restau¬ 
rationsprozess im Interesse des großen Kapitals. 
Der Osten wurde auch zum Experimentierfeld für 
die Deregulierung, den Abbau sozialer Errungen¬ 
schaften und bürgerlicher demokratischer Rechte 
in der gesamten BRD. 

Das Buch von Vladimiro Giacche ist informativ, 
aufklärerisch-kritisch. Es kommt zur rechten Zeit. 

Nina Hager 

Vladimiro Giacche, Anschluss. Die deutsche Ver¬ 
einigung und die Zukunft Europas, Laika-Verlag, 
Hamburg 2014,22,- Euro, 

ISBN: 978-3-944233-23-0 


Gelungener Versuch etwas herauszufinden 

Ein neues Fülberth-Buch empfohlen von Lothar Geisler 


„Explorationen - Politische Publizistik aus drei 
Jahrzehnten“ heißt das jüngste, nirgendwo ange¬ 
kündigte Buch von Georg Fülberth aus dem Pa- 
pyRossa Verlag, von dessen Existenz selbst der 
Autor bisher nichts wusste. Es wurde aus Anlass 
seines 75. Geburtstages von seinem Verleger Jür¬ 
gen Harrer höchst konspirativ produziert. Wer 
Georg Fülberth kennt, weiß warum nur in einer 
spröden editorischen Notiz auf den Anlass ver¬ 
wiesen, gedankt und gratuliert wird. Wer sich’s 
nicht mit ihm verscherzen will, hält sich besser 
an sein Lobhudelei-Verbot aus Anlass runder 
Geburtstage. 

„Was hätten wir von Marx, Engels, Luxem¬ 
burg, wenn wir nur ihre Biografien hätten?“ 
fragt Georg Fülberth in einem der zentralen 
„Kapitalistik“-Artikel („Des Pudels Kern“) über 
Rosa Luxemburgs „opus magnum“ von 1913 
„Die Akkumulation des Kapitals. Ein Beitrag 
zur ökonomischen Erklärung des Imperialismus“. 
Seine Antwort: „Zu wenig, gemessen an dem, was 
ihren Beitrag zur wissenschaftlichen Klärung der 
Bedingungen gegenwärtigen und auch zukünfti¬ 
gen Handelns ausmacht.“ (S. 146) In Anlehnung 
an diese Fragestellung: „Was hätten wir von Fül¬ 
berth, wenn wir nur eine Geburtstagslobhudelei 
hätten?“ Meine Antwort: zu wenig. UZ-Leserln- 
nen haben - nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
aktueller Parteidebatten - von diesem Buch 
mehr zur Klärung der Bedingungen ihres gegen¬ 
wärtigen und zukünftigen Handelns, da eine Ge¬ 
burtstagslaudatio an dieser Stelle zumindest auch 
versuchen müsste, den Grund herauszufinden für 
das merkwürdig distanzierte Verhältnis früherer 
Parteiführungen zu einem ihrer kreativen Vor- 
und Nachdenker. Und nicht nur sein Vorschlag 
für eine neue Weise der Erkenntnisgewinnung, 


die Wissenschaft vom Kapitalismus („Kapitalis- 
tik“ verstanden als Querschnittsdisziplin) zeugt 
von kreativem Kampfgeist. 

Der Buchtitel „Explorationen“ hätte - in 
doppeltem Sinne - treffender nicht sein können. 
Exploration meint in unterschiedlichen Teilwis¬ 
senschaften „Erkundung von Lagerstätten“, „Er¬ 
hebung von Daten“ aber auch „neugieriges Er¬ 
kundungsverhalten“ oder - ganz allgemein for¬ 
muliert - den „Versuch etwas herauszufinden“. 
Dieses Buch bietet neugierigen jungen und neu¬ 
gierig gebliebenen alten Weltveränderern (m + 
w) viel Gelegenheit, etwas herauszufinden über 
Geschichte, Handwerkszeug und Politik der Ar¬ 
beiterbewegung und ihrer Parteien. Und auch - 
das ist die zweite Ebene der Exploration - über 
den Archetypus eines heute rar gewordenen 
(kommunistischen!) Intellektuellen, über sei¬ 
ne Denk-, Arbeits- und Schreibweise, die seine 
Lust am Widerspruch ebenso spüren lässt, wie 
Mut zum Irrtum (und zu seinem Eingeständnis), 
Respekt vor Andersdenkenden und Vermeidung 
letzter Wahrheiten. 

Das Buch enthält in vier Kapiteln - über Poli¬ 
tik, Geschichte, Kapitalistik und Lebensgeschich¬ 
ten - eine kleine, klug zusammengestellte Aus¬ 
wahl von 29 durchweg anregenden Beiträgen, 
die Georg Fülberth über die Jahre in konkret, 
jw,lunapark21 und in den Marxistischen Blättern 
veröffentlicht hat. Aus dieser Auswahl hier einige 
auszuwählen, macht keinen Sinn. Sie alle aufzu¬ 
listen, würde zu viele Zeilen fressen. Mit Mut zur 
Beschränkung darum nur zwei Anmerkungen: 

Das Kapitel „Politik“ beginnt mit seinem - 
immer noch denk-anstößigen - MBl-Beitrag aus 
dem Jahr 1987: „Das scheinbare Ende als Chan¬ 
ce - Vorläufiger Abschied von der KP als Mas¬ 


senpartei“. Fülberths nüchterne, von Illusionen 
freie, aber optimistische Sicht auf den eigenen 
Verein (wie Brecht die Partei in Me-ti nennt), 
seine Wirkungsbedingungen in den imperialisti¬ 
schen Zentren, sein Aufgaben- und Formenwan¬ 
del wird hier - Jahre vor der Selbstauflösung der 
Sowjetunion und dem „Fall der Mauer“ - deut¬ 
lich. Von den damals „gängigen Klagen frustrier¬ 
ter DKP-Dissidenten über Bunkerdenken ihrer 
Führung, über Unfähigkeit, gesellschaftliche Re¬ 
alität wahrzunehmen, Abwesenheit innerorgani¬ 
satorischer Demokratie und Abhängigkeit von 
den sozialistischen Ländern“ hielt Fülberth we¬ 
nig, weil selbst da, wo die dissidentischen Kriti¬ 
ker recht gehabt hätten, nur Wirkungen benannt 
worden und Ursachen unerhellt geblieben seien. 
Spannend, den Beitrag fast dreißig Jahre später 
neu zu lesen. Erschreckend aber auch, wie lan¬ 
ge sich der „Zusammenbruch des Sozialismus“ 
und andere falsche Ursachen-Erklärungen für 
die Krise der KPen im heutigen Imperialismus 
gehalten haben. 

Es ist kein Zufall, dass Fülberth sich im Kapi¬ 
tel „Lebensgeschichten“ mit widerständigen kom¬ 
munistischen „Querläufern“ befasst wie Wolfgang 
Abendroth, Eric Hobsbawm, Peter Hacks und 
Emil Carlebach. Sein eigenes „Standing“ erklärt 
diese Affinität. Zum Tod Wolfgang Abendroths, 
bei dem er promoviert hat und dessen Assistent 
er war, schreibt Fülberth 1985: „ ... und hat doch 
so vielen geholfen, die auf eigenen Beinen wei¬ 
termüssen und dafür ihm das wichtigste abgucken 
können, zum Beispiel die Berechenbarkeit seiner 
moralischen Reflexe und ein paar Maximen: Links 
von der SPD muss Platz geschaffen werden. His¬ 
torischer Materialismus macht nicht allwissend, 
aber Verzicht auf ihn macht wehrlos. Die Taktik 


ist die Taktik, man muss da immer wieder raus. Die 
Fehler der eigenen Bewegung und die der sozialis¬ 
tischen Länder sind scharf zu kritisieren, aber es 
sind die Fehler der besseren Seite. Wer die Einheit 
will, und Marxist bleiben will, der kann darüber 
zum Sektierer werden, und dazu muss er bereit 
sein.“ Hier schreibt Fülberth auch über Fülberths 
moralische Reflexe und Maximen, die sich neben 
profundem Wissen in vielen seiner Beiträge wi¬ 
derspiegeln - vor und nach der historischen Nie¬ 
derlage 1989/90. Der Weg der Dissidenz war nie 
seiner. Fülberth ist Fülberth geblieben. 

Nachtrag: Eine FAZ-Kommentatorin sah sich 
jüngst genötigt, Katja Kipping, Vorsitzende der 
Linkspartei abzuwatschen, weil sie weniger Lese¬ 
vergnügen beim Lesen großdeutscher Gauck-Re- 
den hat, als bei anderer Lektüre: „Am Dienstag 
veröffentlichte sie auf Facebook ein Foto des Bu¬ 
ches, dass sie gerade liest: Georg Fülberth, „Mar¬ 
xismus“. Hundert ,lesenswerte Seiten 4 habe sie 
sich gegönnt. Ein Text von zeitloser Schönheit.“ 
(FAS 7.9.2014) Wir wissen nicht, ob’s hilft oder 
ob Katja Kipping sich auch dieses Fülberth-Buch 
gönnt. Man darf aber gewiss sein, dass nicht nur 
ihr diese 208 lesenswerten Seiten weniger Genuss 
bereiten, als der kleinen Minderheit dieses Lan¬ 
des, die „in verschiedenen Organisationen, Funk¬ 
tionen und Umständen“ revolutionäre Kommu¬ 
nistinnen bleiben wollen und werden. Aber da bin 
ich mir nicht in jedem Punkt sicher. 

Georg Fülberth, Explorationen - Politische Pub¬ 
lizistik aus drei Jahrzehnten, PapyRossa Verlag 
2014/2015, 208 Seiten, 13,90 Euro erhältlich auch 
beim Neue lmpulseVersand,Hoffnungstr.i8,45i27 
Essen. Fax:0201-2486484, E-Mail: info@neue-im- 
pulse-verlag.de 
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Das Volk als Fundament des Schreibens 

Sean O’Casey stellte die wirkliche Welt dar 



Dubliner Slumbewohner-Anfang des 20. Jahrhunderts 


A nfang der Achtziger lebte ich in 
Bonn. Ich arbeitete bei den Ver¬ 
einigten Deutschen Studenten¬ 
schaften. Es war sommers, Semester¬ 
ferienzeit, und in einer Buchhandlung 
in der Bonner Innenstadt gab es Sean 
O’Casey am Stück und nicht nur in 
Scheiben. Autobiographie. Diogenes- 
Verlag. Sechs Bände. Modernes Anti¬ 
quariat. 

Es fällt mir schwer keine Bücher zu 
kaufen. Ich bin ein Bücher-Junkie. Also 
gab ich dem Dealer Geld und nahm 
den Stoff mit. Zu Hause in der schönen 
Ruhe der Klemens-Hofbauer-Straße 
am Stadtrand des Hauptstädtchens be¬ 
gann ich zu lesen. Mit dem ersten Band 
war ich im Morgengrauen durch. Der 



Sean 0 ‘Casey, Studie des Dubliner 
Künstlers Reginald Gray, für die „New 
York Times“, 1966 



Nummer 422, North Circular Road, das 
Haus, in dem 0 ‘ Casey die Dublin- 
Trilogie schrieb. 



Denkmal für Jim Larkin in Dublin. 


getreue Heck, der mit allerlei Aufga¬ 
ben bei den VDS betraut war, läutete 
um sechs Uhr morgens. Aus dem Fens¬ 
ter meines Zimmers bat ich ihn die 
Brötchen dazulassen, die Post, die ich 
schon in der WG-Küche durchzugehen 
pflegte, während Heck Kaffee kochte, 
solle er mitnehmen, den Vorstand so¬ 
gleich informieren, dass ich verhindert 
sei und mich ansonsten für die nächs¬ 
ten vier, fünf Tage in Ruhe lassen. Heck 
verschwand. Ich haute mich hin. In vier 
Tagen war ich mit den sechs Büchern 
durch. Manchmal schlief ich ein paar 
Stunden. Ich haute mir auch Eier in 
die Pfanne oder tauchte kurz an der 


gemeinsamen Tafel der WG auf. An¬ 
sonsten verweigerte ich Telefon und 
Kommunikation. Ich las! 

Als ich auf der letzten Seite des 
letzten Bandes angekommen war, wie¬ 
derum im Morgengrauen, wenn mich 
die Erinnerung nicht trügt, wurde mir 
klar, dass O’Casey kein wirklich an¬ 
ständiger Kerl gewesen sein konnte. 
Ein anständiger Kerl hätte zwölf Bän¬ 
de geschrieben oder gleich zwei Dut¬ 
zend oder einen Schock. Was ist das für 
ein Bursche, der mir knapp eine Woche 
Lebenszeit so sehr verschönt hat wie 
kaum etwas sonst in meinem Leben? 

Sean O’Casey wurde am 30. März 
1880 in Dublin geboren und starb 1964 
in England. Sein Leben fällt in die Zeit 
großer Umwälzungen. Wie kaum ein 
zweiter Dramatiker spiegeln seine Stü¬ 
cke die Veränderungen wider. Seine 
sechsbändige Autobiographie zeichnet 
das Bild einer Gesellschaft im Wandel. 
★ 

In der bedrückenden Enge, die gleich 
eine doppelte Enge war, eine geis¬ 
tige, wie auch eine der Wohnungen, 
der Straßen, der Regeln und Gebote 
des Dubliner Nordens wuchs O’Casey 
auf. Dort, wo in den Siebzigern noch 
alles so dünkte, wie siebzig Jahre vor¬ 
her, nur dass die jämmerlichen Karren 
jetzt jämmerlichen Rostlauben, alten 
Vauxhalls und Minors gewichen waren. 
Wo es staubige kleine Läden gab, in de¬ 
nen verarmte Ladenbesitzer ihrer ver¬ 
armten Kundschaft die „Irish Times“ 
und manchmal die „An Poblacht“ die 
Zeitung der Sinn Fein, verkauften. Wo 
die Pubs schon am Vormittag Betsäle 
der Hoffungslosen waren und es doch 
so etwas gab wie Dünkel, wie Bürger¬ 
lichkeit aus Pappmache. Viertel, wie 
man sie in Deutschland und Frank¬ 
reich finden konnte, in Belgien oder 
Italien. Dort, wo das Kleinbürgertum 
wohnt und glaubt, es residiere. Wo 
sich Gerüchte schnell verbreiten, wo 
der Tratsch im Treppenhaus gedeiht 
und Mäntel aus Niedertracht getragen 
werden. Es sind Slums. Aber sie tun so, 
als wären sie keine. So war der Nor¬ 
den Dublins. Wer sich den Film „Die 
Commitments“ oder „Der General“ 
ansieht, kann ihren Schatten noch se¬ 
hen in manchen Szenen. 

O’Casey hätte untergehen können 
in diesem Milieu, aber er schwamm 
nicht nur oben, er erreichte auch das 
Ufer und bekam Land unter die Füße. 

O’Casey schloss sich der Gae- 
lic League an, einer Vereinigung mit 
dem Ziel, die irische Sprache und das 
Brauchtum zu pflegen. Er lernte Du¬ 
delsackspielen und die irische Sprache. 
Das konnte, man ahnt es schon, einem 
wie Sean O’Casey nicht reichen. Die 
Bräithreachas Phoblacht na hEireann, 
die Irish Republican Brotherhood, war 
schon eher nach dem Geschmack ei¬ 
nes jungen Mannes, der die Verhält¬ 
nisse in denen er lebt, diese gleichzeiti¬ 
ge kapitalistische Ausbeutung und die 
kolonialistische Unterdrückung, nicht 
mehr ertragen und, er war ja Protes¬ 
tant, tragen wollte. O’Casey schloss 
sich der Gewerkschaftsbewegung an. 
James Larkin, der große Arbeiter¬ 
führer neben James Conolly, hatte 
die Irish Transport and General Wor- 
kers Union gegründet. Aber Larkin 
wusste, dass eine Gewerkschaft allein 
nicht die Verhältnisse in Irland zu Be¬ 
ginn des vorigen Jahrhunderts zu än¬ 
dern in der Lage sein würde. Die Irish 
Citizen Army entstand aus der Ge¬ 
werkschaft heraus. Beim Streik 1913, 
an dem 25 000 Arbeiter teilnahmen 
und der nach Wochen verlorengege¬ 
ben werden musste, weil Hunger und 
Not die Arbeiter besiegten, hatte die 
Dubliner Polizei die Streikenden im¬ 
mer wieder angegriffen. Larkin, Jack 
White, ein ehemaliger Hauptmann 
der Britischen Armee, und James 
Connolly gründeten die ICA, deren 
erster Generalsekretär Sean O’Casey 
Anfang 1914 wurde. Mit von der Par¬ 
tie war auch die anglo-irische Gräfin 
Constance Markievicz, eine Sozialis¬ 
tin, die 1919 als erste Frau Ministerin 
im ersten Kabinett der Republik Ir¬ 
land wurde. 


Aber O’Casey stand dem bewaff¬ 
neten Aufstand skeptisch gegenüber. 
Schon im Sommer verließ er die ICA 
wieder. Auch der Osteraufstand von 
1916 fand seine Kritik. Zehn Jah¬ 
re nach dem Aufstand entstand sein 
Drama „Der Pflug und die Sterne“ 
über dieses Ereignis, das immer noch 
tief im Gedächtnis der irischen Gesell¬ 
schaft eingegraben ist. Wie alle Stücke 
O’Caseys ist es sozialkritisch und po¬ 
litisch. Die Sprache O’Caseys, die ab¬ 
sichtlich nicht bildungsbürgerlich am¬ 
bitioniert ist, sondern verständlich, und 
die Dialoge auf dem Niveau der Ge¬ 
brauchssprache belässt, machen diese 
Stücke wie auch jene von Brecht oder 
die Gedichte von Majakowski fassbar, 
erzeugen also ein literarisches und the¬ 
atralisches - nicht im Sinn von Heulsu- 
sigkeit - Bild von Wirklichkeit. 

Seine Stücke wurden bis zum Ende 
der zwanziger Jahre am berühmten 
(und auch heute noch sehr guten) 
Abbey-Theater in Dublin aufgeführt. 
Einen gelinden Weltruhm dann erziel¬ 
te das Stück „Juno and the Paycock“ 
(Juno und der Pfau), das 1924 erst in 
Dublin, dann in England und danach 
an vielen Bühnen weltweit auf geführt 
wurde. Von Zeit zu Zeit läuft es auch 
jetzt noch. Kurz nach der Premiere des 
„Pflugs“ kam es zu Tumulten, weil die 
Zuschauer glaubten, O’Casey verhöh¬ 
ne die Helden des Osteraufstandes. 
Auch verweigerten Schauspieler ih¬ 
ren Text zu sprechen, weil ihnen die 
Wortwahl zu Sexualität und Religion 
zu drastisch erschien. Ruhe kehrte erst 
ein, als William Butler Yeats interve¬ 
nierte. Allerdings hatte nun die Inter¬ 
vention einen Angriff in der Presse zur 
Folge. Zu den Unterzeichnern gehör¬ 
te, eine bedauerliche Dummheit eines 
sonst sehr klugen Mannes, auch Liam 
0‘Flaherty. Der Angriff galt aber eher 
Yeats als O’Casey. 

„Juno und der Pfau“ wurde 1930 
von Alfred Hitchcock verfilmt. Zu¬ 
sammen mit „The Shadow of a Gun¬ 
man“ (Der Schatten eines Rebellen) 
und „The Plough and the Stars“ (Der 
Pflug und die Sterne) gehört das Stück 
zur Dublin-Trilogie. 

O’Casey hat sich in seinen Stücken 
stets der Heldenverehrung verweigert. 
Seine Charaktere sind schwankend. Sie 
befinden sich in der realen Dialektik 
des Lebens, sind gut und schlecht, um¬ 
sichtig und unvorsichtig. Sie leiden an 
den Verhältnissen und ihrer eigenen 
Reaktion darauf. Die Stücke sind des¬ 
halb, in diesem Bereich vielleicht mehr 
noch als die Brechts, Volkstheater: Es 
ist das Volk, bar jeder holzschnittar¬ 


tigen Abbildung, das das Fundament 
bildet, die Bezugsgröße. In ihm, aus 
ihm heraus agieren, die Figuren und 
bleiben folglich mit dem Fundament 
verbunden. Bedauerlicherweise bietet 
das aber auch eine Folie für schlech¬ 
tes, minderwertiges Theater. Man kann 
ohne Anstrengung O’Casey verhun¬ 
zen. Ich habe in all den Jahren, in denen 
ich über The ater aufführung schreibe 
kaum eine deutsche O’Casey-Auffüh¬ 
rung gesehen, die nicht den Drang zur 
Klamotte, zum Bauernstadl, verspüren 
ließ. Das ist schade, aber leider nicht 
zu verhindern. Gerade das Fehlen ei¬ 
ner über dem Üblichen schwebenden 
Sprache macht es möglich, dass Regis¬ 
seure alles verkennen, was vom Autor, 


also O’Casey, gemeint war. Dabei war, 
man merkt es nicht nur in der Gesamt¬ 
schau des Werkes, sondern auch an 
der Autobiographie und vielen, vielen 
Teilen der einzelnen Stücke, die Bei¬ 
behaltung der Sprachebene eine dra¬ 
matische Notwendigkeit. Ohne reale 
Sprache ist die reale Welt nicht anders 
auf die Bühne zu holen als in Form der 
Erzählung vom Volk innerhalb eines 
Stückes, als Sage innerhalb eines Mär¬ 
chens also, als doppelte Irrealität. Aber 
O’Caseys Stücke selbst sollten ja den 
inneren Kampf abbilden, die Armut, 
die Verlassenheit, die Auflehnung, die 
Liebe, sollten Entwicklung der Figu¬ 
ren darstellen und so weiter. Das ging 
folglich nur, wenn die Figuren sich wie 
Menschen verhielten. Die dritte Ebene 
musste weg. 

★ 

Ich also las wie im Rausch die sechs¬ 
bändige Autobiographie. Sie war vieles 
zugleich für mich, so wie ja auch die 
Stücke vielschichtig sind. Zum einen 
brachte sie mir den Autor ganz nahe, 
ja man kann sagen: Er wurde zu mei¬ 
nem Freund. Es war, als wäre ich stets 
dabei. Ich war Teil seines Lebens. Ich 
begleitete ihn. Saß, im sechsten Band, 
in seiner Vorlesung in England, als er 
britischen Studierenden vom Erlebten 
erzählte. Und ich hatte alles miterlebt. 
Ich hatte ihn zu Lady Gregory in der 
Dramaturgie des Abbey-Theaters be¬ 
gleitet. Ich hatte, ein Kind noch, ne¬ 
ben ihm auf der Treppe vorm Haus in 
Dublin gesessen. Der große Streik, die 
Gründung der ICA, ich war dabei, ich 
begleitete ihn zur Trauung mit seiner 
Frau, mit der er fast vierzig Jahre ver¬ 
heiratet war. 

Was mir diese sechs Bände bo¬ 
ten, war nicht nur Sprache auf ho¬ 
hem Niveau, war hohe Literatur und 
doch eine, die ohne Manierismen aus¬ 
kommt - nein, das war auch eine Reise 
durch die irische, die englische, ja durch 
die europäische Geschichte. Bis heute 
gehört dieses halbe Dutzend Bücher zu 
meinem moralischen und literarischen 
Rüstzeug. 

Es gibt die Bände, jeder für wenig 
Geld zu haben und jeder in sich abge¬ 
schlossen, antiquarisch. Ich empfehle 
www.che-chandler.de. Leander Sukov 
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DKP-Parteivorstand 


unsere zeit m 


Imperialistische Kriegspolitik, aktuelle Gefahren, 
Anforderungen an Partei und Friedensbewegung 

Aus dem Referat von Hans-Peter Brenner, stellvertretender Vorsitzender der DKP, auf der 9. Parteivorstandssitzung 



Bundeswehr: Schon jetzt weltweit und in Kriegsgebieten im Einsatz 


D er Sommer 2014 bot uns das Bild 
einer äußerst bedrohlichen Welt. 
Und so ist es geblieben. Die in¬ 
ternationalen Krisenherde hielten und 
halten nicht nur die politischen Akti¬ 
visten in Atem. Mit wachsender Be¬ 
sorgnis mussten und müssen wir auf die 
diversen Kriegsschauplätze schauen: 
Ukraine, Gaza, Irak, Syrien und jetzt 
der NATO-Gipfel, der eine neue Pha¬ 
se der Krisenverschärfung bringen wird. 
Das Krisenkarussell dreht sich immer 
schneller. Die Kriegstrommeln werden 
lauter geschlagen. Und der deutsche 
Imperialismus mit seiner politischen 
Führung, der Großen Koalition, erweist 
sich als einer der wichtigen Anheizer 
der Krise. 

(...) Der Hauptkriegstreiber Nr. 1 ist 
der US-Imperialismus. An seiner Seite 
die NATO. Er kann dies, weil er auch 
ökonomisch innerhalb des imperialisti¬ 
schen Lagers nach wie vor die Nr. 1 ist. 
Unter den 10 größten Konzernen der 
Welt - gemessen am Börsenwert - be¬ 
finden sich acht US-Konzerne. Die Aus¬ 
nahmen bilden Royal Dutch/Shell (Nie¬ 
derlande/ Großbritannien/N iederlande) 
auf Platz acht und der Pharma-Konzern 
Roche Holding (Schweiz) auf Platz 10. 
Niemand anders verfügt über diese öko¬ 
nomische und militärische Potenz. (...) 

EU, 

deutscher Imperialismus 
und der „Tabubruch“ 

Ähnlich wie in den USA wird auch in¬ 
nerhalb der politischen und militäri¬ 
schen Führungen der westeuropäischen 
imperialistischen Staaten die „demokra¬ 
tische“ Neuordnung der „Dritten Welt“ 
mit Hilfe so genannter „Neuer Krie¬ 
ge“ diskutiert und geplant. Die „Neu¬ 
en Kriege“ ersetzen nach Meinung der 
britischen Politologin Mary Kaldor die 
ideologisch-politischen Auseinanderset¬ 
zungen vergangener Zeiten. 

Der „Import von Staatlichkeit“ und 
damit die Herstellung von „Frieden“ sei 
nur durch den Export westlicher Ord¬ 
nungsvorstellungen zu gewährleisten: 
„Die Analyse der neuen Kriege legt 
... nahe, dass nicht Friedenssicherung, 
sondern die Durchsetzung kosmopoli¬ 
tischer Normen erforderlich ist, also die 
Durchsetzung des humanitären Völker¬ 
rechts und der Menschenrechte.“ {Mary 
Kaldor, Neue und alte Kriege: Organi¬ 
sierte Gewalt im Zeitalter der Globali¬ 
sierung, Frankfurt am Main 2000, S. 197 ) 
Damit aber wird das alte imperiale 
„ius ad bellum“ (Recht auf Krieg, in¬ 
klusive eines Angriffskriegs), einzelner 
Staaten oder Staatengruppen, das nach 
den Erfahrungen der beiden mörderi¬ 
schen Weltkriege durch eine von der 
UNO geschaffene neue Völkerrechts¬ 
ordnung und durch ein „normatives 
Modell eines globalen internationalen 
Staatensystems“ ersetzt worden war, 
wieder neu belebt. Die UNO-Vollver¬ 
sammlung hatte im Dezember 1978 
(bei Stimmenthaltungen der USA und 
Israels) die „Deklaration über die Vor¬ 
bereitung der Völker auf ein Leben in 
Frieden“, im Dezember 1981 die „De¬ 
klaration über die Unzulässigkeit der 


Intervention und der Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten von Staa¬ 
ten“ und schließlich im Dezember 1984 
die „Deklaration über das Recht der 
Völker auf Frieden“ (gegen die Stim¬ 
men aller NATO-Staaten) beschlossen. 

All diese UNO-Beschlüsse werden 
durch die Beschlüsse einzelner impe¬ 
rialistischer Mächte - wie auch jetzt 
durch den Beschluss Obamas über die 
Bombardierung Syriens oder Mächte¬ 
gruppierungen liquidiert und der Krieg 
wird wieder wie in den Jahrhunderten 
davor zum beliebig einsetzbaren Mittel 
staatlicher Gewaltpolitik. 

Innerimperialistische 
Konkurrenz: die Ambitionen 
des deutschen Imperialismus 

Die in diesem Referat ausführlich ana¬ 
lysierte Führungsrolle des US-Imperi- 
alismus ist keine absolute und sie wird 
auch nicht von den anderen starken im¬ 
perialistischen Mächten unwiderspro¬ 
chen und ohne Versuche, eigene geo- 
strategische Interessen geltend zu ma¬ 
chen, hingenommen. Insbesondere der 
deutsche Imperialismus und die Regie¬ 
rung der Großen Koalition formulieren 
viel stärker ihre Eigen- und Sonderin¬ 
teressen als ihre letzten Vorgängerre¬ 
gierungen. 

Nachdem im Februar Bundespräsi¬ 
dent Gauck, Außenminister Steinmei¬ 
er und Kriegsministerin von der Leyen 
mit ihren vehementen Ankündigungen 
einer „aktiveren Außenpolitik“ die ers¬ 
ten Fanfarenstöße einer „neuen Zeit“ 
geostrategischen Handelns angekündigt 
hatten, zeigt sich in den letzten Monaten 
sehr deutlich, dass dies keine vereinzel¬ 
ten Äußerungen waren. 

Dafür stehen besonders zwei Reden 
von Außenminister Steinmeier aus den 
vergangenen Wochen. Die eine ist sein 
Vortrag auf der Konferenz der deut¬ 
schen Botschafter vom 25.08.14 in Ber¬ 
lin und die andere seine Rede auf der 
Tagung der EU-Botschafter in Paris. 
Steinmeier vertiefte in der ersten Rede 
seine von Jahresbeginn stammende ge¬ 
nerelle Aussage zur Notwendigkeit ei¬ 
ner neuen Außenpolitik. Ich gehe etwas 
mehr darauf ein: 

Steinmeier sagte zu Beginn: „Sie 
kennen meine These, die seit meinem 
Amtsantritt im Raum steht: Deutsch¬ 
land muss mehr außenpolitische Verant¬ 
wortung wagen!“ Das sei eine „existen¬ 
zielle Notwendigkeit!“. Doch Steinmeier 
weiß, dass dies berechtigte Sorgen und 
Ängste in der Bevölkerung hervorgeru- 
fen hat. Es sei „schade, dass den Dis¬ 
kussionen über Deutschlands Verant¬ 
wortung in der Welt gelegentlich etwas 
Panisches anhaftet. Eine Umfrage der 
Körber-Stiftung im Auftrag des Auswär¬ 
tigen Amts hat kürzlich ergeben: Rund 
30 Prozent der Deutschen sind offen da¬ 
für, dass unser Land mehr Verantwor¬ 
tung übernimmt; 70 Prozent sehen das 
skeptisch oder sehr skeptisch. Hier tut 
sich eine eklatante Lücke auf - zwischen 
Bereitschaft und Erwartungen, die von 
außen an uns herangetragen werden. 
Das können wir nicht hinnehmen; diese 
Kluft müssen wir überbrücken.“ 


Russenangst schüren und 
eigene Aggressionsziele 
verschleiern 

Es geht also im Folgenden um nichts 
weniger als eine regelrechte Gehirnwä¬ 
sche der Bevölkerung, die Steinmeier im 
Sinne hat. Dazu muss und soll ein altes 
Feindbild aufpoliert und in den grellsten 
Farben neu aufgelegt werden: „der Rus¬ 
se“. Doch wer vertragliche Zusagen z.B. 
über die NichtausWeitung des NATO- 
Territoriums an die russische Westgren¬ 
ze bricht, muss sich doch nicht wundern, 
dass der so Herausgeforderte und po¬ 
tentiell Bedrohte reagieren muss! 

Ebenso einäugig ist die Sichtweise 
Steinmeiers auf den Nahen und Mittle¬ 
ren Osten. „Im Nord-Irak kämpfen die 
kurdischen Truppen gegen den ISIS- 
Terror - als letzte Bastion haarscharf 
vor den Außengrenzen der NATO und 
Europas.“ 

Die Freiheit der Deutschen wird 
also künftig nicht mehr nur „am Hin¬ 
dukusch“ verteidigt“, sondern auch an 
Euphrat und Tigris und in den kurdi¬ 
schen Bergen. 

Auch hier ist zu fragen: Woher 
stammt die ISIS-Truppe, wer hat ihr die 
Waffen geliefert, um Syrien, das einzi¬ 
ge noch laizistisch geprägte Land des 
Nahen Ostens, zu zerschlagen? Wer hat 
das Chaos in Irak, in Libyen und Syrien, 
mit der Aufhetzung der verschiedenen 
Ethnien und Religionsgruppen und der 
Zerstörung der zentralen staatlichen 
Strukturen verursacht? Der KGB/FSB, 
die russische Armee oder die CIA und 
die US-Army? 

Doch an einem Punkt seiner Rede 
hat Steinmeier sogar Recht: „Wer vor 
25 Jahren, nach dem Mauerfall, glaubte, 
jetzt beginne der unaufhaltsame Sieges¬ 


zug der liberalen Demokratie - manche 
fantasierten von ,Ende der Geschich¬ 
te 4 - der irrte offenbar gewaltig. 

Richtig ist: Die alte bipolare Ord¬ 
nung der Welt ist versunken. Aber eine 
neue Ordnung hat die Welt nicht gefun¬ 
den. ... Fragilität, Staaten am Rande des 
Scheiterns sind ein Phänomen nicht nur 
im Mittleren Osten, im Raum zwischen 
Syrien und Irak, der in Gewalt zu ver¬ 
sinken droht, sondern eine weitverbrei¬ 
tete Gefahr auch in Afrika - und damit 
eine Brutstätte der Krisen von mor¬ 
gen.“ Steinmeier beherrscht die Kunst 
der wohltönenden Phrase sehr gut. Man 
muss dreimal lesen, was er zur Begrün¬ 
dung der neuen aggressiven Weltmacht¬ 
rolle des BRD-Imperialismus angibt. 

„Seit der Wiedervereinigung haben 
wir gelernt, dass wir international als 
Träger gleicher Rechte, aber eben auch 
gleicher Pflichten begriffen werden. Der 
Balkan-Konflikt der 90er Jahre, Afgha¬ 
nistan und Irak waren Etappen dieses 
Lernprozesses. Die deutsche Entschei¬ 
dung zum Irakkrieg hat dabei gezeigt, 
dass wir auch Nein sagen können. Aber 
eines ist über die Jahre immer deutlicher 
geworden. Sich einfach raushalten aus 
dem ,Wüten der Welt 4 , das funktioniert 
eben nicht mehr.“ 

Dazu formulierte er „vier Thesen“. 
Erstens: Steinmeier forderte von den 


Diplomaten mehr praktische „Hand¬ 
lungsoptionen“. „Trotz aller Gefahren 
für Frieden, Demokratie und Staatlich¬ 
keit sind wir gut beraten, nicht einfach 
nur den Niedergang der Welt zu bekla¬ 
gen und unsere westlichen Werte zu pre¬ 
digen. Sondern wir sollten die Ärmel 
hochkrempeln. Denn wir Diplomaten 
sind keine Missionare, wir sind Hand¬ 
werker!“ 

Zweitens : Der Wettbewerb der Sys¬ 
teme sei im vollen Gange, und es mach¬ 
ten sich „neue, selbstbewusste Player 
auf, deren politische Verfassungen regel¬ 
mäßig nicht dem West-minster-Ideal ei¬ 
ner europäischen Demokratie entspre¬ 
chen. ... (Die) westliche Demokratie 
hat ihnen allen etwas voraus: die Fähig¬ 
keit, sich selbst in Frage zu stellen und 
zu erneuern.“ Daraus folgten u.a. die 
Fragen: „Was kann Deutschland leisten 
und was nicht? Wie können wir schnel¬ 
ler auf Krisen reagieren? Und wie kön¬ 
nen wir effektive Mittel ergreifen, um 
Krisen dort vorzubeugen, wo Staatlich¬ 
keit zu scheitern droht?“ 

Die dritte These: „Wer Probleme lö¬ 
sen will, muss Widersprüche aushalten 44 

Dieser scheinbar platte Satz begrün¬ 
det im Prinzip jeden Bruch mit bisheri¬ 
gen „Tabus“. Steinmeier dazu: „Natür¬ 
lich folgen wir unseren außenpolitischen 
Grundsätzen. Aber wo Grundsätze mit¬ 
einander in Konflikt geraten und die Re¬ 
alität uns vor schwierige Optionen stellt, 
da besteht Außenpolitik in Abwägung. 

Der Fall Nordirak stellte die deut¬ 
sche Politik vor solche Abwägungen.... 
Die Kurden sind in der Region das wich¬ 
tigste Bollwerk gegen die Mörderban¬ 
den von ISIS.“ .... 

Der vierte Punkt sei eine „Grundbe¬ 
dingung“ für all das, was er über „akti¬ 


ve Diplomatie“ bis hierher gesagt habe: 
„Aktive deutsche Außenpolitik gibt es 
nur in und durch Europa! 

Wer hingegen glaubt, dass Deutsch¬ 
land in dieser Welt auch nur ein einziges 
Problem alleine lösen kann, der unter¬ 
liegt einer Täuschung! Wir können nur 
mit unseren Partnern und in unseren 
Bündnissen Gewicht haben.“ 

Daraus leitete Steinmeier auch eine 
konzertierte gemeinsame Haltung der 
EU gegenüber Russland ab. 

Die BRD als Kapitän Europas 

In seiner Rede auf der EU-Botschaf- 
terkonferenz am 29.8. betonte Stein¬ 
meier in weiteren „sechs Thesen“, dass 
die Zukunft der gesamten EU vom 
Schulterschluss zwischen Frankreich 
und Deutschland abhinge. 

(...) Schon zu Beginn machte Steinmei¬ 
er auf eine ungewöhnlich dreiste Art 
und Weise aber klar, dass er sich selbst 
dabei als Kapitän des „Schiffs Europa“ 
versteht. Seine zweite „These“ betont 
den Willen des deutschen Imperialis¬ 
mus die EU insgesamt zu einer „Ge¬ 
meinsamkeit“ zu zwingen, die seinen 
spezifischen Interessen dienen soll. 

„Zweite These: Was europäische 
Außenpolitik auszeichnet, ist nicht 
völlige Interessengleichheit, sondern 
der unbedingte Wille, am Ende zusam¬ 


menzustehen und gemeinsam zu han¬ 
deln. 

Dieser Wille zur Gemeinsamkeit ist 
der Herzschlag der Europäischen Uni¬ 
on. Frankreich und Deutschland haben 
ihn geprägt - trotz unterschiedlicher 
Interessen und trotz ihrer geschichtli¬ 
chen Narben. 

Der europäische Wille zur Gemein¬ 
samkeit steht in der Ukraine-Krise auf 
einem ganz besonderen Prüfstand. 

... Europas Friedensordnung ist un¬ 
sere höchste Errungenschaft seit den 
dunklen Epochen des 20. Jahrhunderts 
und wir werden sie gemeinsam vertei¬ 
digen - mit Druckmitteln auf der einen 
und politischen Angeboten auf der an¬ 
deren Seite, so wie wir es in engster 
deutsch-französischer Abstimmung im 
Europäischen Außenrat, im Weimarer 
Dreieck, in der Normandie-4er-Gruppe 
und in anderen Initiativen getan haben 
und weiterhin tun.“ 

Die dritte These weist die BRD als 
einen entschiedenen künftigen Kon¬ 
kurrenten Frankreichs in Afrika aus. 
(...) 

Die vierte These macht deutlich, 
dass die BRD keine Alleingänge Groß¬ 
britanniens mehr will. (...) 

Die fünfte These macht deutlich, 
dass Steinmeier unter dem „Review- 
Prozess“ innerhalb des deutschen Au¬ 
ßenministeriums die weltweite forcier¬ 
te Einmischung mit allen politischen 
und auch militärischen Methoden nach 
dem Vorbild der alten Kolonialmächte 
versteht: 

„Fünfte These: Europäische Außen¬ 
politik braucht den gesamten Instru¬ 
mentenkasten der Diplomatie. 

... Nutzen wir wirklich den ganzen 
Werkzeugkasten der Außenpolitik, 
von der langfristigen Stabilisierung 
von Volkswirtschaften und Rechts¬ 
staaten bis hin zum akuten Krisen¬ 
management? Sind wir schnell genug? 

Setzen wir unsere Ressourcen op¬ 
timal ein? 

Im sogenannten „Review“-Pro- 
zess, den ich innerhalb des Auswärti¬ 
gen Amts gestartet habe, schauen wir 
ganz bewusst über unseren deutschen 
Tellerrand hinaus und suchen Anre¬ 
gungen bei unseren Freunden und 
Partnern, um auf diese Fragen Ant¬ 
worten zu finden. 

Natürlich geht unser Blick dabei 
nach Frankreich. Denn seit langem 
versteht sich Frankreich meisterhaft 
auf das politische Räderwerk der Dip¬ 
lomatie, bilateral, im regionalen Kon¬ 
text und global, wenn ich nur an die 
aktive Rolle Frankreichs bei den Ver¬ 
einten Nationen denke.“ 

Mit der sechsten These fordert 
Steinmeier den inneren wirtschaft¬ 
lichen und sozialpolitischen Umbau 
der EU zu einer schneller und zent¬ 
ral koordinierten handelnden Macht. 
„Für die sechste und letzte These will 
ich den Blick von außen nach innen 
wenden. 

Wenn wir Außenpolitiker mehr 
Europa in der Welt fordern, dann müs¬ 
sen wir diesen Anspruch auch nach In¬ 
nen formulieren. Will sagen: Europa 
muss im Innern so beschaffen sein, 
dass es nach Außen handlungsfähig ist. 
Das heißt einerseits: Wir brauchen ein 
Höchstmaß an europäischer Koordi¬ 
nierung in all den großen Sachfragen, 
mit denen wir es auf internationaler 
Ebene zu tun haben: von Klima- und 
Energiepolitik bis zu Datenschutz und 
Regeln fürs Internet. Wenn wir nicht 
gemeinsame europäische Ansätze in 
diesen Fragen vorweisen können, krie¬ 
gen wir es global schon gar nicht hin.“ 

Der langersehnte und herbei ge¬ 
bombte „Tabu-Bruch“ ist unter ei¬ 
nem SPD-Außenminister und einem 
ehemaligen evangelischen Pfarrer 
(...) vollzogen worden. (...) 100 Jahre 
nach Karl Liebknecht sehen wir eine 
ähnliche brutale Entschlossenheit 
bei der Propagierung und Durchset¬ 
zung machtpolitischer und vor allem 
wirtschaftlicher Globalinteressen des 
B RD - Imperialismus. 



Steinmeier versteht unter dem „Review-Prozess“ die weltweite forcierte 
Einmischung mit allen politischen und auch militärischen Methoden nach dem 
Vorbild der alten Kolonialmächte. 






m unsere zeit 


D ie Berliner Gedenkstätte Deut¬ 
scher Widerstand (GDW) zeigt 
seit Anfang Juli eine neue Dau¬ 
erausstellung. 

Im Hause befindet sich eine For¬ 
schungseinrichtung, an der ausgewiese¬ 
ne und anerkannte Kenner der Materie 
tätig sind - neben den Direktoren Johan¬ 
nes Tuchei und Peter Steinbach sind es 
vor allem Hans-Rainer Sandvoß (Wi¬ 
derstand in Berlin, Arbeiter- und christ¬ 
licher Widerstand), Hans Coppi (Rote 
Kapelle, Arbeiterwiderstand) und An¬ 
dreas Herbst („Handbuch deutscher 
Kommunisten“). An Kompetenz fehlt 
es also nicht. An Geld auch nicht. 

Das ganze Projekt hat fast vier Mil¬ 
lionen Euro verschlungen, die größten¬ 
teils von der Bundesregierung zur Verfü¬ 
gung gestellt wurden. Die Gedenkstätte 
hatte, wie es in der im Internet veröffent¬ 
lichten Konzeption heißt, den Anspruch, 
nein, den „Auftrag“, „die gesamte sozia¬ 
le Breite und weltanschauliche Vielfalt 
des Widerstands gegen den Nationalso¬ 
zialismus zu dokumentieren und darzu¬ 
stellen“. 

Schon auf den ersten Blick erweist 
sich, dass die Ausstellung modern auf¬ 
gemacht, optisch ansprechend und mit 
den heute zur Verfügung stehenden 
technischen Mitteln ausgestattet ist- 
Touchscreens mit übersichtlich gestal¬ 
teten Hintergrundinformationen, dazu 
einige Videos und Audiobeiträge. Ein 
Audioguide in sieben Sprachen kann 
ausgeliehen werden. 

Irrtümlicherweise hatte ich den 
Rundgang zunächst rechts vom Ein¬ 
gang, in der Mitte der Ausstellung, be¬ 
gonnen. Dieser Irrtum erwies sich im 
Nachhinein sogar als sinnvoll. Er wäre 
jungen Besuchern und Schulklassen zu 
empfehlen, denn so wären sie als erstes 
mit dem Thema Jugendwiderstand kon¬ 
frontiert, das recht ansprechend darge¬ 
boten wird. Drei Kurzfilme zeigen die 
kommunistische Stuttgarter „Gruppe 
G“ um Hans Gasparitsch, die in ihrem 
Lebensstil unangepasste „Swingjugend“, 
aber auch die Verfolgung von Kindern 
und Jugendlichen im faschistischen 
Deutschland. 

Die eigentliche Beschreibung des 
Widerstands ist auf fünfzehn Räume 
verteilt; die ersten drei Räume davor 
enthalten allgemeine Einführungen mit 
wenig Text und etlichen großen Fotos. 
So werden zum „Nationalsozialismus“ 
drei ganze Absätze Text und elf große 
Bildtafeln präsentiert. 

Auch die Darstellung zur Weimarer 
Republik befriedigt nicht. Das Reichs¬ 
banner Schwarz-Rot-Gold wird ange¬ 
sichts seiner drei Millionen Mitglieder 
als „größter republikanischer Schutz¬ 
verband“ gefeiert. Seine Effektivität 
und Kampfkraft kann damit nicht ge¬ 
meint sein. 

Den bereits 1929 verbotenen Rot¬ 
frontkämpferbund und seine Nachfol¬ 
georganisationen, wie den „Kampfbund 
gegen den Faschismus“ (KgF) und die 
„Roten Wehren“ habe ich ebenso wenig 
erwähnt gefunden wie die zutreffende 
Warnung der KPD „Wer Hindenburg 
wählt, wählt Hitler, wer Hitler wählt, 
wählt den Krieg“. 

Erfreulich zwar, dass der Kampf um 
„Gleiche Rechte für Frauen“ themati¬ 
siert wird und ein Abschnitt über Clara 
Zetkin berichtet. Dass sie bis 1933 dem 
Reichstag angehörte, wird mitgeteilt, 
nicht aber, dass sie als Alterspräsiden¬ 
tin bei der Eröffnung des letzten Reichs¬ 
tags eine berühmte kämpferische Rede 
gehalten hat. 

Im nächsten Raum werden die Be¬ 
sucher mit der Behauptung konfron¬ 
tiert, „die meisten Deutschen“ hätten 
1933 „die neuen Machthaber und ihre 
Politik“ begrüßt. Bei den letzten frei¬ 
en Wahlen im November 1932 hatte 
die NSDAP aber nur noch 33 Prozent 
der Stimmen erzielt, und selbst im März 
1933 - bei rasendem Terror gegen Anti¬ 
faschisten - nur knapp 44 Prozent, wäh¬ 
rend sich noch fast ebenso viele trauten, 
Parteien links davon zu wählen. 

Auch erzwungene 44 Prozent wa¬ 
ren - obwohl keine Mehrheit - zu viel, 
und es stimmt, dass sich die meisten 
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Deutschen rasch anpassten, resignier¬ 
ten oder die Herstellung von „Ruhe und 
Ordnung“, den Abbau der Arbeitslosig¬ 
keit und die vermeintlichen Sozialleis¬ 
tungen honorierten. 

Wenn aber allgemein festgestellt 
wird, dass am Widerstand nur eine 
Minderheit beteiligt gewesen sei - Tu¬ 
chei soll sogar von „einer verschwin¬ 
dend kleinen Minderheit“ gesprochen 
haben - verführt diese Formulierung zur 
Geringschätzung. 

Zuordnungsprobleme 

Der „Widerstand aus der Arbeiterbe¬ 
wegung“ wird nach dem einleitenden 
Teil gleich im ersten Raum vorgestellt. 
Wie zu erwarten: dürftig. Kommunisti¬ 
sches und sozialdemokratisches sowie 
gewerkschaftliches Engagement werden 
zusammen abgehandelt. Der Terminus 
„Arbeiterwiderstand“ wird neuerdings 
auch von Linken immer öfter benutzt, 
wohl um nicht vom „Widerstand der 
KPD“ sprechen zu müssen. 

Gezeigt werden hier u.a. Tafeln mit 
kommentierten Porträts von John 
Scheer, Robert Stamm, Franz Jacob und 
Lilo Herrmann (alle KPD). Doch war 
z.B. die aus bürgerlichem Hause stam¬ 
mende Lilo Herrmann gar keine Arbei¬ 
terin, sondern - bis zu ihrer Relegation 
aus politischen Gründen - Studentin. 

Am Computer kann man sich auch 
über Versuche, Ernst Thälmann aus der 
Haft zu befreien, informieren. 

Großer Beliebtheit erfreut sich seit 
vielen Jahren der nicht parteigebundene 
erfolglose Hitler-Attentäter Georg El¬ 
ser. Diesem schwäbischen Arbeiter ist 
ein ganzer Raum gewidmet. 

Auch die „Rote Kapelle“ hat eine 
eigene Abteilung. Das sei „der Fahn¬ 
dungsname der Gestapo für ein sowjeti¬ 
sches Spionagenetz in Westeuropa, dem 
sie fälschlich auch die Berliner Wider¬ 
standskreise zuordnete“, heißt es dort. 

Das eigentliche Problem liegt darin, 
dass direkt nach dem Zweiten Weltkrieg 
der Kalte Krieg der Diskussion um den 
„Verrat“ der Gruppe begonnen hat, die 
im Westen wegen „Sowjetspionage“ ab¬ 
gestempelt wurde. In der Ausstellung 
wird nur eingeräumt, dass Harnack und 
Schulze-Boysen Kontakt zur sowjeti¬ 
schen Botschaft hatten und dass zwei 
Funkgeräte vorhanden waren - die an¬ 
geblich nicht funktionierten. Der Trend 
geht dahin, die geheimdienstliche Ak¬ 
tivität der Gruppe nahezu zu leugnen. 

Die US-amerikanische Publizistin 
Anne Nelson ist jedoch in ihrem 2009 
erschienen Werk über die „Rote Kapel¬ 
le“, das sich weitgehend auf die Lehrmei¬ 
nung der GDW stützt, zu dem Schluss 
gekommen: „Schulze- Boysen hatte Ge¬ 
heiminformationen zusammengetragen, 
die für die Sowjets von unschätzbarem 
Wert waren.“ 

Übrigens war sich auch ein Stauf- 
fenberg dessen bewusst, „dass er wohl 
als Verräter in die deutsche Geschichte 
eingehen wird“, wie auf einer Tafel zu 
lesen ist. Doch habe er nur die Alterna¬ 
tive, sein Gewissen zu verraten, hatte er 
hinzugefügt. 


Wenig inhaltsreich 

Die Abteilung zum „Widerstand aus 
christlichem Glauben“ verfügt über eine 
große Bilderwand, die rein optisch sug¬ 
geriert, dass mehr Christen als Arbeiter 
Widerstand geleistet hätten. 

Ein eigener Raum ist natürlich auch 
dem „Publikumsliebling“ des deutschen 
Widerstands, den Studenten der „Wei¬ 
ßen Rose“ um Hans und Sophie Scholl 
gewidmet, deren Flugblätter unter Glas 
ausgestellt sind. 

In der Abteilung „Widerstand von 
Juden“ wird u. a. eine wenig bekannte zi¬ 
onistische Gruppe „Chug Chaluzi“ prä¬ 
sentiert; daneben wird auf ebenso gro¬ 
ßer bzw. kleiner Tafel der spanische Bür¬ 
gerkrieg abgehandelt, an dem insgesamt 
etwa 6 000 Juden teilgenommen haben 
sollen. Erwähnt wird auch, dass Juden 
stark im kommunistischen Widerstand 
vertreten waren. 

Allzu blass und wenig inhaltsreich 
sind die Abteilungen „Exil und Wider¬ 
stand“ und „Widerstand von Künstlern 
und Intellektuellen“ geraten. Dort wer¬ 


den Filmausschnitte aus „Westfront 
1918“, „Kameradschaft“ und „Nie¬ 
mandsland“ von 1930 und 1931 gezeigt, 
die man besser im Kontext „Weimarer 
Republik“ untergebracht hätte. Eines 
der Hörbeispiele, der Song „Küsst die 
Faschisten“ (Tucholsky/Eisler) in der 
Interpretation von Ernst Busch stammt 
ebenfalls von 1931 und erinnert an eine 
umstrittene Parole der KPD im Um¬ 
gang mit ihren Gegnern („Schlagt die 
Faschisten, wo ihr sie trefft“). 

Käthe Kollwitz‘ bekannte Anti¬ 
kriegsgrafik „Saatfrüchte dürfen nicht 
vermahlen werden“ von 1942 hängt hier 
reproduziert neben einer Radierung aus 
Lea Grundigs Zyklus „Unterm Haken¬ 
kreuz“. 

Unter „Verbrannte Bücher, verfolg¬ 
te Autoren“ führt der Computer jedoch 


nur sieben Beispiele, darunter Erich 
Mühsam, Heinrich Mann, Armin T. 
Wegner und Constanze Hallgarten auf, 
deren Porträts auch auf meterhohen 
Fahnen zu sehen sind. Bildtafeln zeigen 
Lion Feuchtwanger, Else Lasker-Schü- 
ler und Emil Ludwig Gumbel. Anna 
Seghers und ihr weltberühmter Roman 
„Das siebte Kreuz“ (1942) sind nicht zu 
sehen. Hier fehlt vieles, was nicht hätte 
fehlen dürfen. 

In der Abteilung „Exil und Wider¬ 
stand“ ist der Spanische Bürgerkrieg, an 
dem rund 5 000 Deutsche teilgenom¬ 
men haben, nur am Computer zu fin¬ 
den - sechs Beispiele werden genannt. 
Die Landsleute in alliierten Armeen 
werden von Stefan Heym, Hanna Po- 
dymachina und Marlene Dietrich reprä¬ 
sentiert. Zum Thema „Deutsche in der 
Resistance und in Partisanengruppen“ 
habe ich überhaupt keine Angaben ge¬ 
funden. 

Dafür wird der bisher kaum be¬ 
kannte Widerstand der Sinti und Roma 
an Einzelbeispielen wie dem Aufstand 


des Konzentrationslager Auschwitz- 
Birkenau dokumentiert. Weitere The¬ 
men sind der „Widerstand gegen die 
Judenverfolgung“ und der „Widerstand 
im Kriegsalltag“. Zuletzt zeigt eine gro¬ 
ße Karte von „Deutschland 1945“ eine 
Übersicht der KZs mit ihren Nebenla¬ 
gern. 

Dass ganze vier vom Tageslicht 
erhellte und zartgrün gefärbte Räu¬ 
me - darunter die ehemaligen Büros 
von Oberst Stauffenberg und General¬ 
oberst Fromm - dem 20. Juli 1944 ge¬ 
widmet sind, bedarf nach Meinung der 
GDW keiner besonderen Rechtferti¬ 
gung. Man fühlt sich eben dem histori¬ 
schen Ort verpflichtet. 

Da steht ein hübscher schwarzer 
Porträtkopf des Grafen von Stauffen¬ 


berg, auch ein lebensgroßes Foto von 
ihm lacht die Besucher an. 

Der Aspekt „Frauen im Widerstand“ 
wird nicht separat erörtert. Mehr Sensi¬ 
bilität in dieser Frage wäre wichtig ge¬ 
wesen. Die Bildschirmpräsentationen 
weisen in vielen Fällen Porträtleisten 
auf; im Komplex „Wege zum 20. Juli“ 
werden unter der Rubrik „Auswärti¬ 
ges Amt“ acht Männer aufgeführt. Da¬ 
bei ist kürzlich die damalige Angestell¬ 
te Ilse Stöbe, die mit dem sowjetischen 
Geheimdienst zusammenarbeitete, fei¬ 
erlich auf einer Gedenktafel des Amts 
gewürdigt worden, nachdem Hans Cop¬ 
pi 2013 ihre Biographie vorgelegt hatte. 

Rundum enttäuschend 

Die Ausstellung versagt auf mehreren 
Ebenen. Erstens verzichtet sie auf der 
sinnlichen Ebene weitgehend auf Ein- 
drücklichkeit, was vor allem für junge 
und unbelesene Besucher wichtig wäre. 
Die Identifikation mit den dargestellten 
Helden soll durch sachlich- museale Di¬ 
stanz eher verhindert als befördert wer¬ 
den. „Bewusst wird auf eine Präsenta¬ 
tion von Objekten oder eine plakative 
Inszenierung von Themenzusammen¬ 
hängen verzichtet“, heißt es dazu in der 
Konzeption. (Ganz stimmt das allerdings 
nicht - siehe Stauffenberg) 

Zweitens werden oberflächliche Be¬ 
trachter zu falschen Schlüssen verführt, 
wie etwa dem, Georg Elser sei der be¬ 
deutendste deutsche Antifaschist aus 
dem Proletariat gewesen - eine Mei¬ 
nung, die tatsächlich von einigen His¬ 
torikern vertreten wird - oder dem, 
der christliche Widerstand sei genauso 
umfangreich wie der vorwiegend von 
der KPD bestrittene Arbeiterwider¬ 
stand gewesen - der Verschwörerkreis 
des 20. Juli womöglich noch umfang¬ 
reicher. Die in der Ausstellung vorge¬ 
führten Proportionen des Widerstands 
sind falsch. Nach dem Motto „wer vie¬ 
les bringt, wird manchem etwas bringen, 
und jeder geht zufrieden aus dem Haus“ 
werden durchschnittliche Erwartungen 
bedient, Überraschungen möglichst ver¬ 
mieden, kontroverse Diskussionen ver¬ 
schwiegen und subversive Denkanstöße 
unterlassen. 

„Weiße Rose“, „Rote Kapelle“, 
20. Juli und Katholiken respektive Zeu¬ 
gen Jehovas, garniert mit etwas „Ar¬ 
beiterwiderstand“, so hat man sich bit¬ 
te den antifaschistischen Widerstand in 
Deutschland vorzustellen. 

Die Forschung zum Thema ist, wie 
gesagt, noch längst nicht abgeschlos¬ 
sen; es wird aber so getan, als sei das der 
Fall. Trotz des großzügigen Areals und 
der eher sparsamen Texte bleibt kein 
Raum für Fragen, Deutungen und Wi¬ 
derspruch. 

Schließlich scheitert die Ausstellung 
auch auf der Ebene der Vertiefung; sie 
bietet Besuchern, die sich bereits näher 
mit dem Thema befasst haben, kaum 
Neues. 

So bleiben vor allem die zum Ver¬ 
kauf bereitgestellten Materialien, Fak¬ 
similes von Zeitdokumenten wie der 
Flugblätter der „Weißen Rose“ oder 
der letzten Ausgabe der „Roten Fahne“ 
von 1933 vor und der ersten illegalen 
Ausgabe nach dem Verbot. Publikatio¬ 
nen der Gedenkstätte - etwa zur „Roten 
Kapelle“ und zur „Hochschule für Poli¬ 
tik“ - können zu günstigen Preisen oder, 
wie die von Sandvoß publizierte Reihe 
zum Widerstand in den einzelnen Berli¬ 
ner Stadtbezirken, gratis mitgenommen 
werden. 

Fast schon subversiv mutet es an, 
was auf einer der hellblauen Papiertü¬ 
ten steht, mit der man die erworbenen 
Publikationen nach Hause tragen kann: 
„Jeder einzelne Mensch hat einen An¬ 
spruch auf einen brauchbaren und ge¬ 
rechten Staat....“ Ein Zitat aus dem drit¬ 
ten Flugblatt der „Weißen Rose“. 

Da ist er dann doch noch, der bislang 
vermisste politische Denkanstoß. 

Cristina Fischer 

Gedenkstätte Deutscher Widerstand, Stauf- 
fenbergstr. 13-14,10785 Berlin, Mo bis Fr 
9-18/Do bis 20 Uhr, Sa und So 10 bis 18 Uhr. 
Eintritt frei. 



Vier Räume sind dem 20. Juli gewidmet. Der Porträtkopf des Grafen von 
Stauffenberg 


am 16. Mai 1944 im „Zigeunerlager“ 
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Mitten wir im Leben sind mit dem Tod umfangen. 

(Antiphon, ll.Jh.) 

Paul ist tot. 

Er kämpfte - sein Leben lang - 
für eine gerechte und friedvolle Welt. 

Norbert Vogt 

10. November 1946 - 13. September 2014 

Elisabeth Schulze 


Die Trauerfeier mit anschließender Urnenbeisetzung 
findet am Mittwoch, dem 1. Oktober 2014, um 11 Uhr 
in der Kapelle des Achimer Parkfriedhofs statt. 
Eine Spende an Ärzte ohne Grenzen, 

IBAN: DE72 3702 0500 0009 7097 00 
Kennwort „Paul Vogt“, wäre in Pauls Sinn. 


„Das neue Leben muss anders werden 
als dieses Leben, als diese Zeit... “ 

Unsere Genossin 

Margret Marsner 

geb. 03.4.1929 
starb am 14.9.2014 

Für „das neue Leben“ kämpfte 
Margret seit ihrem 16. Lebensjahr 
bis wenige Wochen vor ihrem Tode. 

Sie wird uns fehlen! 

DKP Dortmund 
Seniorenarbeitskreis 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 04./05.0ktober 2014 

Antimonopolistische Demokratie, die Dialektik von Reform und Revolution und 
die Übergänge zum Sozialismus 

Referenten u.a. Beate Landefeld, Heiko Humburg 

Diskussionen zu den strategischen Überlegungen in unserer Partei sind für uns 
unverzichtbar. In streitbaren Beiträgen (Ende 2011) über das Thema „Antimono¬ 
polistische Demokratie“ waren sich Kritiker als auch Verfechter, wie Willi Gerns 
und Robert Steigerwald einig: Diese Fragen „müssen heute neu und breit in der 
Partei diskutiert werden“! Wir wollen diese Aufforderung nutzen, um zu belegen, 
dass dies in unserer Partei und gerade auch in der Karl-Liebknecht-Schule kon¬ 
struktiv möglich ist. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann bereits Freitag zwi¬ 
schen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 
14 Uhr. Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25€. Ab Freitag 30€. 
Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


Veranstaltungshinweis 

Öffentliche Informations - 
und Diskussionsveranstaltungen zum Thema 

Antifaschistischer Widerstand - Gestern und heute 
am Beispiel der Familie Gingold 

Mit Lesung, Film und Diskussion. 

Für die Information und Diskussion begrüßen wir als Gäste 

Silvia Gingold und Alice Czyborra (Töchter der Gingolds) 

Donnerstag, 9. Oktober 2014,19.00 Uhr Kiel 

Restaurant Legienhof, Legienstraße 24, 24103 Kiel 
Veranstalter: DKP Kiel und WN-BdA Gruppe Kiel 

Freitag, 10. Oktober 2014,19.00 Uhr, Wedel 

AWO Zentrum, Rudolf-Breitscheid Straße 40. 22880 Wedel 
Veranstalter: DKP Pinneberg, Masch Wedel, WN-BdA Gruppe Wedel 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

keine Aktion der Partei ohne unsere Zeitung, die UZ. Sie sollte 
auf allen Demonstrationen und linken Festen zum Kauf oder 
zum Kennenlernen angeboten werden. Leider wird das noch zu 
oft vergessen und so vergeben wir viele Chancen, unsere Po¬ 
litik mit Hilfe der UZ zu präsentieren und damit unsere Partei 
zu stärken. 

Wir haben die Preise von „ UZ in Aktion “ ganz nah an den 
Selbstkosten kalkuliert, so dass jede Gruppe mit der UZ arbei¬ 
ten kann. Oftmals dürfte die UZ sogar günstiger sein als die 
Erstellung eines eigenen Flyers in gleicher Auflage. 


Stückzahl 

Preis 

Stückzahl 

Preis 

bis 14 

10.-€ 

71-110 

25.-€ 

15-28 

15.-€ 

111-140 

30.-€ 

29-70 

20.-€ 

141-170 

35.-€ 


Bestellungen bitte mit Versandadresse und Rechnungsemp¬ 
fänger an: vertrieb@unsere-zeit.de, Tel.: 0201 177889-23/24 
oder Gustl Ballin 0911 8 019991 



4.10.2014 


Jetzt das Sputnikabo schalten: 3 Monate für 60 Euro 
www.jungewelt.de/sputnik 


Anzeigen 

helfen 


s \ 
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Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

der UZ! 




(14 km von Stralsund) 

& 


Entsehleunigung: 

Ruhe St Natur satt im Mllriia- 
Nalioaalp&rk. 2 FeWo >c 2-3 Ptra, 
ganzjährig ln Kratze bürg-Granau. 
Hav-tl i Boot & Rad. 

tmfp! www.tidciofga.dfl: 

Tfll-: 03 31767 07*6 JAB] 


3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Erinnerung an den ES. Jahrestag der ÜDR-Gründung 

Festveranstaltung 

ij 



des DDR-Kabinett-Bochum e.V. 

M Samstag; 27.09.2014 


Erlass: 10:00 Uhr - Emcfe: 17:00 Uhr 
Pesla^E£i-Reaischule. Grar-Adcir-Stf 40a. 44^66 Bochum 


■ Zeitzeugen 

* Es hü ii & Inn hdi 

* RcdtibeiEräge 

* Ostfs bezeugt) 

* Lirteretur 

* Infosiände. 


Konzert des 
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Olaf Harms 


Klaus Feld mann 



Unser Genosse 

Manfred Kreye 

wird am 28. September 2014 60 Jahre alt. Manfred kennen wir 
schon seit den 70er Jahren. 

Er arbeitete als Arbeiter auf der Bremen Norder Vulkan Werft, orga¬ 
nisierte sich 1973 in der SDAJ und der DKP. Die Konterrevolution 
1989/1990 zerstörte viele persönliche Freundschaften, aber auch 
enge politische Verbindungen. Aus unserer Partei ist Manfred ei¬ 
gentlich nie ausgetreten. 

Er ist ein treuer, aber auch sehr stiller Genosse. Fast regelmäßig 
auf den Friedenskundgebungen der Initiative Nordbremer Bürger 
gegen den Krieg anwesend, ist der Genosse Manfred Kreye aktiv 
im Sozialverband Deutschland tätig und übt ehrenamtlich kleinere 
Funktionen aus. 

Herzlichen Glückwunsch, lieber Genosse! 

DKP Bremen-Nord 



hh ww. nuirx-cnyel H-Hlifiu n^.dc 


Die DKP Frankfurt/M. und die Marx- 
Engels-Stiftung laden ein: 

Zu den Entwicklungen in 
der und um die Ukraine 


Samstag, 11. Oktober, 10.00 -17.00 Uhr (Einlass: 9.30 Uhr) 

Frankfurt/M., Haus Ronneburg, Gelnhäuser Str. 2 * 


★Willi Gerns, Bremen (Marxistische Blätter): Das postsowjetische Russland 
und die Krimfrage ★Reinhard Lauterbach, Polen (Ukraine-Korrespondent 
von „junge Welt“): Der ukrainische Bürgerkrieg - wer kämpft gegen wen, 
und mit welchen Perspektiven? ★Gert Meyer, Marburg (Historiker): Zur 
Geschichte der Ukraine ★Jürgen Wagner, Tübingen (Politikwissenschaftler, 
IMI): Der Kampf um die Ukraine in der Auseinandersetzung Westen-Russ¬ 
land ★Lucas Zeise (Finanzjournalist, Marx-Engels-Stiftung), Frankfurt/M.: 
Unterordnung oder Konflikt - die strategischen Optionen der USA und EU/ 
Deutschlands 


* Das „Haus Ronneburg“ liegt in unmittelbarer Nähe der U-Bahn-Station 
Ronneburger Straße. Fahrtzeit ab Frankfurt Hbf 19 min. mit der U 5 Richtung 
Preungesheim. Kostenbeitrag (inkl. Mittag im biss: 12 Euro, ermäßigt: 8 Euro). Für 
eine Anmeldung unter marx-engels-stiftung@t-online.de oder 0211 -680 28 28 
(H. Kopp) wären wir dankbar. 


25 Jahre 

der rechte 
rand 
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Investigative antifaschistische Recherchen und Analysen 
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DKP queer / Termine / Impressum 


Schwulenpolitik der DDR 

„DKP queer“ diskutierte die Situation 
Homosexueller im anderen Deutschland 


Das 27. Bundestreffen von „DKP 
queer“, das vom 30. auf 31. August in 
Gera stattfand, hatte als Schwerpunkt¬ 
thema und Bildungsteil „25 Jahre Kon¬ 
terrevolution aus queerer Sicht!“ Ziel 
war es, mit dem Ammenmärchen auf¬ 
zuräumen, dass in der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik Homosexuel¬ 
le - vor allem Schwule - vom Ministe¬ 
rium für Staatssicherheit bespitzelt und 
verfolgt worden wären, eben nur weil es 
sich um Schwule handelte. 

Seit über zwei Jahrzehnten werden 
solche Lügen aus antikommunistischen 
und rassistischen Kreisen der Lesben- 
und Schwulenszene immer wieder pu¬ 
bliziert oder auf Tagungen etc. verbrei¬ 
tet. Als Referent war Wolfgang Schmidt 
zu diesem Thema eingeladen. Wolfgang 
Schmidt, Jahrgang 1939, war seit 1986 
Leiter der Auswertungs- und Kontroll- 
gruppe der Hauptabteilung XX des Mi¬ 
nisteriums für Staatssicherheit (MfS). 
Dort war er unter anderem zuständig 
für die „innere Opposition“. Zuletzt als 
Oberstleutnant, nahm er maßgeblichen 
Einfluss auf die Homosexuellenpolitik 
der DDR. Bei ihm liefen die Informa¬ 
tionen über die sich ab Anfang der 
80er Jahre entwickelnden Lesben- und 
Schwulenbewegung zusammen. 

Etwa 1982/83 schlossen sich vor al¬ 
lem in, aber auch außerhalb der Kirchen 
Homosexuellenkreise zusammen. Aus 
diesem Grund wurde die Abteilung, der 
Wolfgang Schmidt Vorstand, zusammen 
mit anderen Abteilungen der Hauptab¬ 
teilung XX beauftragt, sich damit zu be¬ 
fassen. Die Möglichkeit bestand ja, dass 
es sich auch hierbei, um „politische Un¬ 
tergrundtätigkeit“ handeln kann. Hät¬ 
ten sich diese Gruppen (ca. 15 in der 
DDR) nicht bei den Kirchen versam¬ 
melt, wären sie vermutlich nicht einmal 
interessant für das MfS geworden. So 
erhielt Wolfgang Schmidt den Auftrag, 
mit der operativen Fachabteilung 9 der 
HA XX diese Zusammenschlüsse zu 
analysieren: Wer sind diese Personen, 
was wollen sie, inwieweit gehen von ih¬ 
nen Gefahren für die innere Sicherheit 
der DDR aus? 

Gleichzeitig wurden aber auch die 
Möglichkeiten genutzt, sich mit dem 
„Problem“ Homosexualität in der DDR 
vertraut zu machen. Seine Ergebnisse 
zeigte Schmidt auf zwei DIN-A 4-Seiten 
auf. Darin beschrieb er, dass - wenn die 
Lösung der Probleme Homosexueller 
in der DDR zu keinem befriedigenden 
Ergebniss komme -, es sich bei diesen 
Menschen um ein Potenzial handelt, 
„das Bestandteil der politischen Oppo¬ 


sition und Untergrundtätigkeit werden 
könnte.“ Schmidt erschien es paradox, 
dass die Homosexuellen sich ausgerech¬ 
net in den Kirchen organisieren muss¬ 
ten, die ja mit ihrer Ideologie die homo¬ 
sexuelle Szene erst in die Lage brachte, 
wo sie jetzt ist, während die SED - in 
der Tradition der KPD stehend - de¬ 
ren Politik hätte weitertragen müssen. 
In der Weimarer Zeit kämpfte die KPD 
gegen den Schandparagraphen 175. 

Schmidt stellte die Forderungen der 
Homosexuellen und mögliche staatli¬ 
che Reaktionen darauf gegenüber, da¬ 
runter den Vorschlag, Kontaktanzeigen 
zu ermöglichen. Gleichfalls ging es auch 
um die Ehrung homosexueller Op¬ 
fer des Faschismus. Ein sehr wichtiger 
Punkt betraf die Wohnungssuche, wo er 
eine Gleichstellung mit Lebensgemein¬ 
schaften anregte. Und es ging um die 
Zulassung Homosexueller zu Funkti¬ 
onen, die mit Geheimhaltung und Ge¬ 
heimnisschutz zu tun hatten. Die Zulas¬ 
sung solle auf längere Sicht ermöglicht 
werden, aber nicht schlagartig, solange 
die Mehrheit der Bevölkerung Homo¬ 
sexualität ablehnend gegenüberstand. 

In der BRD kursierten fast zur glei¬ 
chen Zeit Diskussionen, Homosexuelle 
als HlV-Überträger in Lager oder Get¬ 
tos zu internieren. Was den Homoehea¬ 
pologeten vermutlich nach wie vor auf¬ 
stößt, ist Schmidts Haltung zur Heirat 
Homosexueller. Er ist der Auffassung, 
dass entsprechende Regelungen nicht 
nötig sind, wenn durch eine Gleichstel¬ 
lung mit Lebensgemeinschaften unter 
den Bedingungen des DDR-Rechts das 
Ziel voll hätte erfüllt werden können. 
Die Adoption von Kindern durch ho¬ 
mosexuelle Paare lehnte er damals mit 
der Begründung ab, dass man in die¬ 


sem Fall vor allem die Interessen der 
Kinder berücksichtigen muss. Damals 
war die Forschung zu Regenbogenfa¬ 
milien noch nicht einmal auf den Weg 
gebracht. 

Auch der Paragraph 151 StGB spiel¬ 
te eine Rolle. Schmidt machte den Vor¬ 
schlag, ihn bei der nächsten Strafrechts¬ 
änderung ersatzlos zu streichen, was 
1988 bei der fünften Strafrechtsände¬ 
rung auch geschah. Erst dadurch konn¬ 
te es nach der Konterrevolution 1994 
zu der Rechtsangleichung auf DDR- 
Recht kommen, durch die der besagte 
Schandparagraf 175 gestrichen wurde. 
Schmidt ist der Meinung, dass es unter 
dem Einfluss des MfS in der DDR eine 
Reihe positiver Ansätze in der Homo- 
sexuellenpolitik gab, die es wert wären, 
weiter verfolgt zu werden. Die DDR ist 
andererseits auf diesem Gebiet inkon¬ 
sequent geblieben, weil sie das Problem 
nicht mit der nötigen Intensität und der 
gebotenen politischen Offenheit ge¬ 
löst hat. Allerdings sind rückblickend 
betrachtet die Chancen auf Gleichstel¬ 
lung Homosexueller in der DDR besser 
gewesen als in der BRD. 

Auf dem 27. Bundestreffen „DKP 
queer“ wurde der Beschluss gefasst, 
beginnend mit dem LLL-Wochenende 
zum Jahresbeginn 2015, eine Kampag¬ 
ne gegen Rassismus und Antikommu¬ 
nismus in der Lesben und Schwulenbe¬ 
wegung zu starten. Dies soll auf dem 
28. Treffen, das vom 22. November auf 
23. November in der Karl-Liebknecht- 
Schule stattfindet, konkretisiert wer¬ 
den. Als Bildungsschwerpunkt wird 
dort das Thema „Pinkwashing Israel“ 
bearbeitet. Dazu ist ein Genosse der 
KP Israel als Referent eingeladen. 

Thomas Knecht 


Spenden für das 
UZ-Pressefest 


bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 
DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 



termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 27. SEPT 


Bochum: 65 Jahre Gründung der DDR - 
Festveranstaltung des DDR-Kabinetts Bo¬ 
chum, Anmeldung unter info@ddr-kabi- 
nett-bochum.de, 11.00 bis 17.00 Uhr. 

Darmstadt: „Vom Maidan in den Bürger¬ 
krieg. Die Ukraine im Fadenkreuz der Groß¬ 
mächte“ .Veranstaltung des ver.di-Bezirks 
Südhessen mit der Journalistin Susann 
Witt-Stahl. DGB-Haus, Rheinstraße 50, 
16.00 Uhr._ 

Leverkusen: Wochenendseminar „Marxisti¬ 
sche Philosphie II“, Referentin: Nina Hager. 
Anmeldung unter karl-liebknecht-schule. 
org._ 

Berlin: „Schnäppchen DDR - Die deutsche 
Vereinigung und die Zukunft Europas“ .Ver¬ 
anstaltung der Marx-Engels-Stifung. JW-La- 
dengalerie, Torstraße 6,11.00 bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 30. SEPT 


Aachen: „Der Ukraine-Konflikt“, Stamm¬ 
tisch der DKP Aachen. Zum Neuen Eck, 
Adalbertsteinweg 238,19.00 Uhr. 


Ml ★ 1. OKT 


Braunschweig: „Zerrissene Nation in ein¬ 
heitlichem Staat - Die Ukraine gestern und 
heute sowie ihre Chancen für eine friedli¬ 
che Zukunft.“ Veranstaltung der DKP Braun¬ 
schweig Vortrag mit Raimund Ernst, Osteu- 
ropa-Historiker, Münster. Brunsviga, Raum 
G5, Karlstraße, 19.00 Uhr. 

Mainz: „Schernikaus Kommunismus“, der 
Schauspieler Thomas Keck liest aus den 
Werken von Ronald M. Schernikau. Veran¬ 
stalter: SDAJ Mainz und Schernikau-Club. 
Haus der Jugend, Mitternachtsgasse 8, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 2. OKT 


Regensburg: Mitgliederversammlung der 
DKP u.a. zur 9. PV-Tagung der DKP. Büro 
„Die Linke“, Obermünsterstraße 5, 20.00 
Uhr_ 

Trier: „Schernikaus Kommunismus“, der 
Schauspieler Thomas Keck liest aus den 
Werken von Ronald M. Schernikau. Veran¬ 
stalter: SDAJ Trier und Rosa-Luxemburg- 
Stiftung Rheinland-Pfalz. Schmit-z, Mus¬ 
torstraße 4,18.30 Uhr. 


SA ★ 4. OKT 


Leverkusen: „Antimonopolistische Demo¬ 
kratie, die Dialektik von Reform und Revo¬ 
lution und die Übergänge zum Sozialismus.“ 
Wochenendseminar (Sa./So., 4./5. Oktober) 
der Karl-Liebknecht-Schule. Referenten u.a. 
Beate Landefeld und Heiko Humburg. Wei¬ 
tere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org. 

Schwerin: Demonstration „Nein zum Krieg 
in der Ukraine!“ Grunthalplatz (Hauptbahn¬ 
hofsvorplatz), 14.00 Uhr. 


MO ★ 6 . OKT 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Nord. Z, 
Oesterholzstraße 27,19.30 Uhr. 

Hamburg: „Transatlantisches Freihandels¬ 
abkommen (TTIP) - Was braut sich im Ge¬ 
heimen zusammen?“ Vortrag und Diskus¬ 
sionsveranstaltung der DKP. Bürgerhaus 
Langenhorn, Tangstedter Landstraße 41, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 7. OKT 


Essen: „Wohin strebt Kuba?“ Öffentliche In¬ 
formations- und Diskussionsveranstaltung 
der Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
e.V. und DKP Essen mit Roberto Rodriguez, 
stv. Europadirektor des kubanischen In¬ 
stituts für Völkerfreundschaft (ICAP), an¬ 
lässlich des 40. Geburtstages der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD-Kuba e.V. Haus der 
DKP, Hoffnungstraße 18,19.00 Uhr, Einlass 
18.30 Uhr. 


Ml ★ 8.10.14 


Gießen: „Ursachen der Eskalation in der Uk¬ 
raine“ , Diskussionsveranstaltung der DKP 
Gießen mit Klaus Hartmann, Vorsitzender 
des Deutschen Freidenkerverbandes. Kon¬ 
greßhalle, Versailles-Zimmer, 19.30 Uhr. 


FR ★ 10. OKT 


München: „Die vergessene Besatzung“, 
Veranstaltung der DKP München zur Lage 
in der Westsahara und den Zielen der Fren- 
te Polisario mit Najla Mohamed Lamin, Re¬ 
präsentantin der Jugend der Polisario in 
Deutschland und Österreich. KommTreff, 
Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 

Schweinfurt: „Katastrophenalarm! - Was 
tun gegen die mutwillige Zerstörung der Ein¬ 
heit von Mensch und Natur?“ Gruppenabend 
der DKP Schweinfurt - Haßberge. DFG-VK- 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 

Esther Bejarano und 
Microphone Mafia auf Tour: 

2.10. San Remo 

8.10. Reutlingen 

10.10. Gaggenau 

17.10. Grevesmühlen vormittags 
Schule 

17.10. Boltenhagen abends 

23.10. Kleve 

24.10. Lennestadt 

25.10. Paderborn 

31.10. Rosenheim 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 


Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 


Telefon, E-Mail 


Datum, Unterschrift: 


Coupon einsenden oder per Mail schicken: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Die letzte Seite 
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Meine progressive Woche 

Vom 13. bis 19. September 



... zu Marx, Engels und Lenin, dann kann man sehen, dass es einen anderen Weg gibt und die Gesellschaft verändert 
werden kann - ein Blick ins das Lenin-Museum in Tampere, s. den unten stehenden Artikel. 


Zwischen Erinnerung und Zukunft 

Zu Besuch im Lenin-Museum in Tampere 


Dienstag 

Wie bitter muss es die Hinterbliebenen 
der ermordeten NS U- Opfer ankommen, 
wenn sie sehen, wie korrekt und zuvor¬ 
kommend die mutmaßliche Mittäterin 
Beate Zschäpe vom 6. Strafsenat des 
Oberlandesgerichts München behandelt 
wird. 

Und wenn Frau Zschäpe müde und 
beladen von der allseitigen Aufmerksam¬ 
keit in die Untersuchungshaft nach Mün¬ 
chen Stadelheim zurück muss, ist mit der 
Höflichkeit noch lang nicht Schluss. Frau 
Zschäpe wünscht jemanden zum Reden - 
„Darfls ein Pfarrer sein, bitte schön, bitte 
sehr “ säuselt die Gefängnisleitung. Nein, 
eine bestimmte Mitgefangene und über 
Nacht. „Aber nicht ohne zusätzliche Ma¬ 
tratze, bitte schön, bitte sehr.“ 

„ Pinky “ heißt die Mitgefangene mit 
Spitznamen; den rosa-roten Panther (den 
vom NSU-Bekenner-Video) mag sie; auf 
freiem Fuß ist sie inzwischen. Aber ge¬ 
sprochen haben die Damen in der Nacht 
bestimmt nicht viel. Allerdings weiß „ Pin¬ 
ky zu berichten, dass die Öffentlichkeit 
ein falsches Bild von der Angeklagten 
habe, die Vorwürfe träfen so nicht zu. 

Zschäpe sei am Morgen schlecht ge¬ 
launt gewesen, vermerkt der Gefängnis¬ 
leiter in den Akten. 

Donnerstag 

Es ist ein Spiel, das schon des öfteren 
funktioniert hat. „ Guter Bulle, böser Bul¬ 
le“ führen Bund und Europäische Union 
mit wechselnden Rollen auf, um das zu 
erreichen, was im Hinterzimmer längst 
abgesprochen ist. 

Diesmal gilt es dem Mindestlohn. 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
gesteht deutschen Behörden, in diesem 
Fall der Stadt Dortmund, bei der Ver¬ 
gabe von Aufträgen nicht zu, auf dem 
Mindestlohn zu bestehen. Die entspre¬ 
chende Ausschreibung einer Aktendigi¬ 
talisierung diskriminiere z. B. polnische 
Unternehmen, da das Lohnniveau dort 
niedriger sei. 

So legt man die gesetzlichen Rege¬ 
lungen fröhlich aus, damit es am Ende 
in Blümscher Manier europaweit heißt, 
denn eins ist sicher: den Mindestlohn gibt 
es nicht. 

Freitag 

Baden-Württembergs grüner Regierungs¬ 
chef Kretschmann hat einem Asylkom¬ 
promiss zugestimmt, der keiner ist. Denn 


Flamen, Wallonen und 

Die sozialdemokratische Krankenkas¬ 
se verteilt Freigetränke. Sie unterstützt 
die Manifiesta, das Fest der Solidarität, 
das am 20. September an der belgi¬ 
schen Küste nahe der niederländischen 
Grenze stattfand. Von der christlichen 
Krankenkasse ist nur eine Abteilung 
auf dem Fest vertreten. Warum sie an 
diesem Fest teilnehmen, das eng mit 
der kommunistischen Partei der Arbeit 
(PTB/PvdA) verbunden ist? „Sie wis¬ 
sen, dass die Manifiesta das größte Fest 



Belgien: Wachsende Unterstützung 
für die Partei der Arbeit. 


der fortschrittlichen Kräfte in Belgien 
ist“, erklärt Herwig Lerouge, Mitglied 
im Nationalrat der PTB. Auch aus bei¬ 
den großen Gewerkschaftsverbänden - 
dem sozialdemokratischen und dem 
christlichen - sind einzelne Gliede¬ 
rungen auf dem Festival vertreten und 
können sich am Programm beteiligen. 

Die Manifiesta wird jedes Jahr ver¬ 
anstaltet von „Solidaire“, der Zeitung 
der belgischen Partei der Arbeit, und 
der parteinahen Initiative „Medizin für 
das Volk“. 11 000 Gäste kamen in die- 


unter dem Strich wurde ein Asylver¬ 
hinderungsgesetz, allerdings ein erneut 
verschärftes, verabschiedet. In bewähr¬ 
ter Manier schloss der Landesfürst ei¬ 
nen Kuhhandel ab, dessen Inhalt - wenn 
überhaupt - erst später zu Tage treten 
wird. So funktioniert Demokratie bzw. 
das, was hierzulande als solche verkauft 
wird. 

Nun ist - in aller Medienvielfalt, 
versteht sich - allerorten zu lesen, dass 
blankes Entsetzen bei vielen Grünen 
herrsche, dass ein Riss durch die grü¬ 
ne Partei gehe und dass Kretschmanns 
„Alleingang“ (Grüne Jugend) fatal sei. 
Was soll das? Kein Winfried und auch 
kein Kretschmann ist so blöd, dass er 
sich vor einem solchen Schritt nicht mit 
den Entscheidungsträgern seiner Partei 
abspricht. Ein Riss ging zuletzt durch 
die Grünen, bevor Fischer und seine re¬ 
ale Putztruppe alle wirklich Linken aus 
der Leitung der Partei vertrieben. 

Heute gilt landauf landab, was die 
„ linke“ Claudia Roth schon vor einigen 
Jahren treuherzig ins Mikrophon trötete: 
„Kapitalismus, da sind wir alle irgend¬ 
wie dafür“. Und zum Kapitalismus ge¬ 
hört: Asylbewerber raus. 

★ 

Heute werden Details der Flüchtlings¬ 
katastrophe im Mittelmeer bekannt, bei 
der etwa vierhundert Menschen starben. 
Drei Überlebende aus Palästina berich¬ 
ten, dass die Schlepper den Kahn der 
Boatpeople rammten und damit zum 
Sinken brachten, als diese sich weiger¬ 
ten, in ein noch kleineres Boot umzu¬ 
steigen. Einem Verzweifelten, der sich 
an das Schiff der Schlepper klammerte, 
habe man die Hände abgehackt. Mal¬ 
tas Ministerpräsident Joseph Muscat 
schloss nicht aus, dass sich in der Ver¬ 
gangenheit ähnliche Tragödien abspiel- 
ten, ohne dass die Öffentlichkeit je da¬ 
von erfuhr. 

Dass die Verzweifelten diese Gefah¬ 
ren auf sich nehmen müssen, ist auch 
das Ergebnis der „Kompromissbereit¬ 
schaft“ eines Winfried Kretschmann. 
Noch am 8. 9. entflohen folgende geflü¬ 
gelte Worte dem Gehege seiner Zähne: 
„Im Hinblick auf die weiter zunehmen¬ 
den Konflikte und Kriege in der Welt, 
müssen wir in einem reichen Land, wie 
Deutschland es ist, unserer humanitären 
Verantwortung gerecht werden.“ 

Adi Reiher 


Einwanderer gemeinsam 

sem Jahr, 2010, als das Fest zum ersten 
Mal stattfand, waren es 6 000. Bei den 
Wahlen im Mai wurden zum ersten Mal 
zwei Abgeordnete der PTB ins nationa¬ 
le Parlament gewählt. An Teilnehmer¬ 
zahlen und Wählerstimmen zeigt sich, 
dass die PTB mit ihrem Kurs auf ra¬ 
dikale Reformen, revolutionäres Ziel 
und ständiges Zugehen auf die breite 
Bevölkerung Unterstützung und Ver¬ 
trauen gewinnt. 

Dabei hatte die Manifiesta starke 
Konkurrenz. Zeitgleich fand das Fest 
der wallonischen Gemeinschaft statt, 
kostenlose Konzerte in Brüssel und 
ganz Wallonien. Hier feiert sich die 
französischsprachige Gemeinschaft, 
und die regionale Regierung gibt viel 
Geld dafür aus. Auf der Manifiesta wird 
die Solidarität der arbeitenden Men¬ 
schen, ob französisch- oder flämisch¬ 
sprachig, ob Belgier oder Einwanderer, 
gefeiert, freiwillige Helfer ermöglichen 
das Fest. Ein umfangreiches Kulturpro¬ 
gramm gibt es trotzdem, denn die nicht¬ 
kommerzielle Umgebung und die anti¬ 
nationalistische Ausrichtung des Festes 
bringen viele auch bekannte Künstler 
dazu, sich zu beteiligen. „Das ist das 
Fest von Flamen, Wallonen, Brüsse¬ 
lern, auch der Migranten. Ich denke, 
das ist das einzige Fest, auf dem du so 
viele Frauen mit Kopftuch sehen wirst, 
die zusammen mit Kommunisten und 
Gay People feiern. Das ist eine große 
Errungenschaft, das gibt es in Belgien 
sonst nicht“, so Lerouge, „die Manifies¬ 
ta symbolisiert die Öffnung der Partei.“ 

UZ/EB 


Wo kann man Lenin noch im Museum 
begegnen? Die großen Gedenkstätten 
in Leipzig und im Berliner Museum für 
Deutsche Geschichte sind ebenso wie 
die unzähligen kleineren in DDR und 
Sowjetunion längst abgewickelt. Und 
will man Lenin überhaupt im Museum 
begegnen? Findet man nicht alles, was 
sich über ihn zu wissen lohnt, in seinen 
Schriften? Dagegen sind Gedenkstätten 
immer fokussiert auf das, was sich an Lo¬ 
kalität und gesammelten Objekten fest- 
machen lässt. Sie laufen so Gefahr, Ge¬ 
schichte auf Sehenswürdigkeiten zu re¬ 
duzieren - man darf bezweifeln, ob sich 
aus dem Anblick von Lenins Ballonmüt¬ 
ze etwas über den Kommunismus lernen 
lässt. Allerdings lässt sich an seiner Bio¬ 
grafie auch demonstrieren, wie ein Le¬ 
ben aussehen kann, das im Dienst eines 
politischen Ziels geführt wird. Genau da 
lag einst das Potenzial noch der kleinsten 
Gedenkstätte, die dem großen Revoluti¬ 
onär gewidmet war. 

Wer Lenin heute im Museum begeg¬ 
nen will, der wird an unerwarteter Stelle 



Auf Schautafeln wird auch über die 
Errungenschaften der untergegan¬ 
genen Sowjetunion informiert, nach 
einer Neugestaltung ab 2016 soll das 
verstärkt geschehen. 

fündig: Das dienstälteste Lenin-Museum 
der Welt steht in der finnischen Stadt 
Tampere. 1946 von der Finnisch- Sowje¬ 
tischen Freundschaftsgesellschaft als das 
erste seiner Art außerhalb der UdSSR 
eröffnet, empfing es in den 70er und 80er 
Jahren weit über 20 000 Besucher jähr¬ 
lich und hält sich durch alle wechseln¬ 
den Umstände bis heute. In zwei Sälen 
informiert es über die Lebens- und Wir¬ 
kungsgeschichte Lenins sowie über sein 
Verhältnis zu Finnland. 

In denselben Räumen, damals Volks¬ 
hochschule des Arbeitervereins Tampere, 
nahm Lenin 1905 und 1906 an konspira¬ 
tiven Konferenzen der Sozialdemokrati¬ 
schen Arbeiterpartei Russlands teil. Er 
führte mit den Delegierten der Mensche¬ 
wiki heftige Auseinandersetzungen über 
die (Un-)Möglichkeit parlamentarischer 
Praxis in der Duma und sprach sich dafür 
aus, beim Gelingen einer Revolution in 
Russland die Unabhängigkeit Finnlands 
umzusetzen - das Land war seit 1809 
halbautonomer Teil des Zarenreichs. 

Insgesamt hielt sich Lenin 26 Mal 
im Lande auf; meist, um der russischen 
Staatsgewalt zu entgehen. Als ihn 1917 


der Lokführer Hugo Jalava inkogni¬ 
to über die Grenze fuhr, verfolgte ihn 
schon nicht mehr der Zar, sondern die 
Regierung Kerenskij. Den gefälschten 
Pass und das rekonstruierte Zimmer der 
Helsinkier Arbeiterfamilie Blomqvist, in 
dem das Manuskript des Standardwerks 
„Staat und Revolution“ abgeschlossen 
wurde, sind nebst zahlreichen Fotos, 
zeitgenössischen Briefen und Artikeln 
im Museum zu bestaunen. 

Da, wo die Person Lenins historisch¬ 
konkret wird, liegen die Stärken des Mu¬ 
seums. Allerdings zählt bei Lenin nicht 
nur die Person, sondern auch deren Wir¬ 
kungsgeschichte. An diesen Stellen wird 
die Darstellung merkwürdig trocken, 
nicht zuletzt aus Mangel an geeigne¬ 
ten Exponaten. Dabei sind die Themen 
durchaus mitreißend: die Oktoberrevo¬ 
lution, die unmittelbar folgende Unab¬ 
hängigkeit Finnlands und die kurze Epi¬ 
sode einer finnischen sozialistischen Re¬ 
publik in den Wirren des Bürgerkrieges 
1918. Auch vor einer Wertung der histo¬ 
rischen Rolle Lenins aus heutiger Sicht 
drückt sich die Ausstellung und spricht 
nur von „einer stark umstrittenen Per¬ 
sönlichkeit“. 

Insofern ist zu begrüßen, dass eine 
grundlegende Neukonzeption beschlos¬ 
sen wurde, als das ebenfalls in Tampere 
ansässige Finnische Arbeitermuseum 
„Werstas“ Anfang 2014 das Lenin-Mu¬ 
seum übernahm. Die Projektmanagerin 
Linda Heinonen begründet die Pläne: 
„Unsere Ausstellung ist die älteste über¬ 
haupt in Finnland. Sie wurde in den 80er 
Jahren fast vollständig durch das Zent¬ 
rale Lenin-Museum in Moskau gestal¬ 
tet. Zwar gibt es in der Ausstellung kei¬ 
ne Fehler, aber es gibt auch Dinge, die 
darin nicht erzählt werden. In Zukunft 
wollen wir nicht nur über Lenin berich¬ 
ten, sondern mehr über die Geschichte 
der Sowjetunion.“ Momentan laufen mit 
verschiedenen russischen Museen Ver¬ 
handlungen über die Leihgabe von Ex¬ 
ponaten; die Neueröffnung ist für 2016 
geplant. 

Die Umgestaltung vergleichba¬ 
rer Museen in ehemals sozialistischen 
Ländern war meist mit antikommunis¬ 
tischer Säuberung oder nostalgischer 
Trivialisierung von Geschichte ver¬ 
bunden. Eine neu eingerichtete Vitri¬ 
ne im Museum in Tampere mit allerlei 
Sowjet-Memorabilia scheint auf letz¬ 
tere Richtung hinzudeuten. Doch die 
Wandtafeln, auf denen mögliche neue 
Schwerpunkte vorgestellt werden, zei¬ 
gen ein tiefergehendes Interesse an der 
sowjetischen Wirklichkeit. In angenehm 
sachlicher Weise informieren sie über 
die finnisch-sowjetischen Handelsbe¬ 
ziehungen, Kindheit und Erziehung in 
der UdSSR oder über Anspruch und 
Realität bei der Verwirklichung der 
Menschenrechte. Daneben liegen Fra¬ 
gebögen aus, auf denen die Besucher 
ihre Wünsche für thematische Schwer¬ 


punkte des Museums vermerken kön¬ 
nen. 

Die stärkere Einbeziehung der So¬ 
wjetunion macht Sinn, schließlich be¬ 
gründete diese ihre ganze Existenz auf 
die Lehren Lenins. Zudem ist gerade 
für finnische Besucher das wechselvolle 
Verhältnis zum Nachbarland interessant, 
das von kriegerischen Auseinanderset¬ 
zungen bis zur finnischen Neutralitäts¬ 
politik der Nachkriegsjahrzehnte reichte. 
Linda Heinonen erinnert an Lenins Rol¬ 
le beim hoffnungsvollen Anfang der fin¬ 
nisch-sowjetischen Beziehungen: „Lenin 
trat immer für die finnische Autonomie 
ein. Sowjetrussland war das erste Land, 
das unsere Unabhängigkeit anerkannte. 
Die erste Unterschrift auf dem Doku¬ 
ment stammte von Lenin.“ 

Doch hat der russische Revolutio¬ 
när heute noch mehr als eine historische 
Relevanz für die finnische Gesellschaft? 
„Die Leute in Finnland denken heutzu¬ 
tage nicht, dass die Welt sich in irgendei¬ 
ner Weise verändern könnte, und die Po¬ 
litiker erzählen uns immer, dass es keine 
Alternative gibt zur neoliberalen Politik“, 
so Heinonen. „Aber wenn man zurück¬ 
geht zu Marx, Engels und Lenin, dann 
kann man sehen, dass es einen anderen 
Weg gibt und die Gesellschaft verändert 
werden kann.“ Man darf gespannt sein, 
welchen Beitrag das Lenin-Museum zur 
Bewahrung dieses Wissens leisten wird. 
Und wer am Ende doch lieber im Origi¬ 
nal nachschlagen will, der findet im Mu- 
seums-Shop die Schriften der Klassiker. 

Markus Wollina 


Der rote Kanal 


Wer betrügt; profitiert, D 2014 

„Wer betrügt, fliegt“ - mit diesem 
Slogan hatte die CSU Arbeitsein¬ 
wanderern gedroht und eine Debatte 
ausgelöst. Die „Sorge“ der CSU: Aus 
Bulgarien und Rumänien drohe eine 
Masseneinwanderung, um das deut¬ 
sche Sozialsystem auszubeuten. Aber 
wer betrügt hier tatsächlich wen? Die¬ 
se Frage recherchierte Sascha Adamek 
anhand zahlreicher Beispiele polni¬ 
scher, bulgarischer, rumänischer und 
spanischer Arbeitnehmer nach. Fazit: 
Die großen Abkassierer sind betrüge¬ 
rische Vermittlungsagenturen und Un¬ 
ternehmer. 

Mo., 29.9., 22.00-22.45 Uhr, wdr 

Die 1000 Augen des Dr. 

Mabuse, D/F/l i960 

Fritz Längs letzter Film kann nie die 
filmische Qualität seiner alten Mabu- 
se-Erfolge (Dr. Mabuse, der Spieler/ 
Das Testament des Dr. Mabuse) er¬ 
reichen, ist aber ein toller Krimi mit 
toller Besetzung. Außerdem wird the¬ 
matisiert, dass Nazis auch im Nach¬ 
kriegsdeutschland weiter aktiv sind. 
Fr., 3.10., 1.40-3.20 Uhr, ard 


Fest der Solidarität 














